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Öffentliche Anhörung  
zu folgender Vorlage: 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Rehabilitierung der 
wegen einvernehmlicher homosexueller Hand-
lungen, wegen ihrer homosexuellen Orientierung 
oder wegen ihrer geschlechtlichen Identität 
dienstrechtlich benachteiligten Soldatinnen und 
Soldaten 
 
BT-Drucksache 19/26835 
 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich eröffne die 87. Sit-
zung des Verteidigungsausschusses, zu der ich Sie 
alle herzlich begrüße. Einziger Tagesordnungs-
punkt ist heute die öffentliche Anhörung zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Rehabilitierung der 
wegen einvernehmlicher homosexueller Hand-
lungen, wegen ihrer homosexuellen Orientierung 
oder wegen ihrer geschlechtlichen Identität 
dienstrechtlich benachteiligten Soldatinnen und 
Soldaten auf Bundestagsdrucksache 19/26835.  

Einige organisatorische Hinweise vorweg, die ei-
nige Zeit in Anspruch nehmen, aber gesagt wer-
den müssen: Um den Abgeordneten Dr. Jens 
Brandenburg und Sven Lehmann eine Teilnahme 
an der heutigen Anhörung zu ermöglichen, haben 
die Fraktionen FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN über ihre jeweiligen parlamentarischen Ge-
schäftsführungen eine temporäre Umsetzung ihrer 
Mitglieder gegenüber dem Bundestagspräsidenten 
angezeigt. Für den Abgeordneten Dr. Brandenburg 
verzichtet heute die Abgeordnete Christine 
Aschenberg-Dugnus auf ihre Mitgliedschaft als 
stellvertretendes Mitglied, für den Abgeordneten 
Lehmann verzichtet der Abgeordnete Ottmar von 
Holtz.  

Zunächst möchte ich alle Anwesenden darauf 
hinweisen, dass die heutige Anhörung zur Her-
stellung der Öffentlichkeit live im Internet auf 
www.bundestag.de und in der Bundestags-App 
übertragen wird. Im Anschluss ist die Aufzeich-
nung der Anhörung auch in der Mediathek des 
Deutschen Bundestages abrufbar.  

Vor Eintritt der Tagesordnung erlaube ich mir, die 
vor Ort Anwesenden auf die im Haus geltende 
Pflicht zum Tragen einer medizinischen Mund-
Nasen-Bedeckung hinzuweisen und bitte drin-
gend um deren Einhaltung bei allen Wegen im 
Sitzungssaal. Des Weiteren rege ich an, die Mas-
ken auch am Tisch zu tragen, da dies der Gesund-
heit aller dient.  

Ich begrüße die Sachverständigen. Dies sind  
Philipp-Sebastian Metzger von der Hochschule 
des Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbe-
reich Bundeswehrverwaltung, Frau Sarah Ponti 
vom LSVD-Bundesverband, Herr Sigmar Fischer 
von der Bundesinteressenvertretung schwuler Se-
nioren e. V., Prof. Dr. Pierre Thielbörger von der 
Ruhr-Universität Bochum und Frau Anastasia  
Biefang – die vor Ort im Sitzungssaal ist – von 
QueerBw. Ich danke Ihnen, dass Sie unserer Ein-
ladung nachgekommen sind, um die Fragen mei-
ner Kolleginnen und Kollegen zu beantworten. 
Begrüßen darf ich weiterhin die Vertreterinnen 
und Vertreter des Bundesministeriums der Vertei-
digung.  

Es geht dem Ausschuss darum, sich einen Über-
blick über den aktuellen Diskussionsstand zur 
Thematik zu verschaffen. Die Ergebnisse dieser 
Anhörung dienen dazu, die weiteren Beratungen 
des Gesetzentwurfes im Ausschuss auf eine fun-
dierte wissenschaftliche Grundlage zu stellen. 
Hierzu begrüße ich eben noch mal ganz herzlich 
die Sachverständigen, die sich heute bereit erklärt 
haben, uns mit ihrem Sachverstand zur Verfügung 
zu stehen.  

Wir haben Ihnen mit dem Einladungsschreiben 
die Möglichkeit eingeräumt, eine schriftliche Stel-
lungnahme zum Thema der Anhörung abzugeben. 
Für die eingegangenen Stellungnahmen bedanke 
ich mich ganz herzlich. Sie sind an die Mitglieder 
des Verteidigungsausschusses verteilt worden 
und werden dem Protokoll über die Sitzung ange-
fügt.  

Von der heutigen Sitzung wird ein Wortprotokoll 
erstellt. Zu diesem Zweck wird unsere Anhörung 
auf einem digitalen Tonträger aufgezeichnet. Des-
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halb bitte ich Sie, bei jedem Wortbeitrag das Mik-
rofon zu benutzen sowie Ihren Namen zu nennen. 
Das gilt auch für die per Videokonferenz zuge-
schalteten Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 
Bitte versuchen Sie, soweit möglich, Hintergrund-
geräusche zu vermeiden und schalten Sie sich 
bitte nach Ende ihres Beitrages wieder stumm, 
denn sonst hören wir ganz viele schöne Dinge im 
Hintergrund, die wir aber eigentlich gar nicht hö-
ren möchten.  

Wie Sie der Einladung beziehungsweise der Ta-
gesordnung zu dieser Anhörung entnehmen konn-
ten, ist insgesamt eine Zeit von 13:00 bis circa 
17:00 Uhr vorgesehen. Einleitend möchte ich den 
Sachverständigen die Gelegenheit geben, in einer 
kurzen Erklärung von etwa fünf bis zehn Minuten 
zu dem Thema Stellung zu nehmen. Danach wer-
den wir mit der Befragung durch die Fraktionen 
fortfahren.  

Die Fraktionen im Verteidigungsausschuss haben 
sich einvernehmlich darauf verständigt, je nach 
Zeitverfügbarkeit bis zu drei Fragerunden durch-
zuführen, für die jeweils die sogenannte „Berliner 
Stunde“ zugrunde gelegt wird. „Berliner Stunde“ 
heißt, es beginnt die CDU/CSU-Fraktion mit 21 
Minuten, gefolgt von der Fraktion der AfD mit sie-
ben, der SPD-Fraktion mit 13, der FDP-Fraktion 
mit sieben, der Fraktion DIE LINKE. mit sechs 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
ebenfalls mit sechs Minuten Zeit. Innerhalb der 
Zeitkontingente bestimmen die Fraktionen eigen-
ständig, wer eine Frage stellt und an wen sich die 
Frage jeweils richtet. Das Zeitkontingent umfasst 
dabei Fragen und Antworten. Deshalb teilen Sie 
mir bitte ihre Wortmeldungen über den Chat mit, 
sobald Sie von der dem Sekretariat zur Verfügung 
gestellten Reihenfolge der Rednerinnen und Red-
ner abweichen möchten. 

Wir beginnen mit den Eingangsstatements der 
Sachverständigen. Der Einfachheit halber gehen 
wir hier in der Reihenfolge vor, die auf der Tages-
ordnung verzeichnet ist. Deshalb beginnt Herr 
Philipp-Sebastian Metzger. Herr Metzger, ich gebe 
Ihnen für Ihre Stellungnahme das Wort. 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 

Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender, sehr geehrte Damen und Herren! Zu-
nächst darf ich mich für die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme bedanken. Ich möchte vorab eine Klar-
stellung vornehmen zu der Rechtsnatur des in 
Rede stehenden Gesetzesentwurfes, denn es gibt 
bereits ein Rehabilitierungsgesetz für die Benach-
teiligung in Folge homosexueller Handlungen. Da-
bei handelt es sich jedoch um Strafrecht. Was der 
hier vorliegende Gesetzesentwurf enthält, ist aller-
dings eine dienstrechtliche Maßnahme. Zu der 
Unterscheidung Strafrecht – Dienstrecht erlauben 
Sie mir folgendes Beispiel: Ich halte ein Wort 
hoch. Dieses Wort können Sie auf der ersten Silbe 
betonen, dann ist es lateinischen Ursprungs und 
meint den entscheidenden Sinn einer Aussage. 
Sie kennen das von einem Urteil, da steht dann 
beispielsweise drin „der Klage wird stattgegeben“. 
Das ist der Tenor eines Urteils. Betonen sie dieses 
Wort auf der zweiten Silbe, dann haben wir dem 
Klischee nach einen dicken Mann, der auf einer 
Bühne steht und singt, ein Tenor. Ähnlich ist es 
mit dem in Rede stehenden Gesetzentwurf. Ge-
meinsamer Nenner ist die Benachteiligung in Ge-
stalt einer Sanktion. Dies wird auch einheitlich 
von den Betroffenen so empfunden, erfolgt aber 
die Sanktion aus dem Strafrecht heraus, dann lag 
dieser Sanktion ein Rechtsgüterschutz zugrunde. 
Unser Strafrecht verfolgt das Ziel, bestimmte, aus-
gewählte Rechtsgüter unserer Rechtsordnung 
durch Freiheits- oder Geldstrafen zu schützen und 
berührt dann bei dem Täter die grundrechtliche 
Position der allgemeinen Handlungsfreiheit oder 
der körperlichen Fortbewegungsfreiheit. Das 
Dienstrecht ist kein Rechtsgüterschutz, sondern 
soll die Funktionsfähigkeit der Streitkräfte ge-
währleisten. Es soll gewährleisten – ich drücke es 
salopp aus – dass der Laden läuft. Diese Gewähr-
leistung der Funktionsfähigkeit erfolgt einerseits 
durch ausbuchstabierte Pflichten, wo im Solda-
tengesetz formuliert ist, wie die Soldaten sich zu 
verhalten haben, damit die Streitkräfte ihrem ver-
fassungsgemäßen Auftrag nachkommen können. 
Dieser Pflichtenkatalog ist um einen Sanktionsme-
chanismus erweitert. Einerseits das Disziplinar-
recht, wo auf Pflichtverstöße dann mit Diszipli-
narmaßnahmen reagiert werden kann, um entwe-
der den Soldaten anzuhalten, seinen Pflichten 
nachzukommen oder aber, bei endgültigem Ver-
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trauensverlust vom Dienstherren in dieser Pflich-
tentreue, die Entfernung des Soldaten aus dem 
Dienstverhältnis. In dem Zusammenhang ist eben-
falls eine zeitlich befristete Maßnahme zu sehen, 
dass innerhalb der ersten vier Dienstjahre ein Sol-
dat fristlos entlassen werden kann, wenn seine 
Pflichtverletzung so schwerwiegend ist, dass er 
die militärische Ordnung oder das Ansehen der 
Bundeswehr ernstlich gefährdet. Das ist der eine 
Strang, mit dem gesetzlich die Funktionsfähigkeit 
der Streitkräfte gewährleistet sein soll. Der andere 
ist ein ganz wesentlicher Punkt zur Gewährleis-
tung der Funktionsfähigkeit, nämlich die verfas-
sungsrechtlich verpflichtend angeordnete soge-
nannte Bestenauslese. Artikel 33 Absatz 2 Grund-
gesetz (GG) ermöglicht jedem den Zugang zu ei-
nem Amt infolge Eignung, Leistung und Befähi-
gung. Das gilt genauso für Bewerber für ein Wehr-
dienstverhältnis. Befinde ich mich in einem 
Wehrdienstverhältnis, verpflichtet dann der Para-
graf 3 Soldatengesetz (SG) den Dienstherrn in 
demselben Umfang, Soldaten nach Eignung, Leis-
tung und Befähigung zu verwenden. Diese – wenn 
sie so wollen – zweieinhalb Säulen sind die ge-
setzlichen Regelungen zur Gewährleistung der 
Funktionsfähigkeit und insofern berührt es dann 
benachteiligte Soldaten in ihrer allgemeinen 
Handlungsfreiheit, in dem Gleichbehandlungsan-
spruch und vor allem in der Berufsausübungsfrei-
heit.  

Vor dem Hintergrund dieser Rechtsnatur des Ge-
setzesentwurfes möchte ich jetzt die rechtliche 
Einordnung der nach dem Gesetzentwurf beab-
sichtigten Rehabilitierungsmaßnahmen vorneh-
men. Auch hier noch mal der Vergleich zwischen 
dem bestehenden strafrechtlichen Rehabilitie-
rungsgesetz, zu dem jetzt vorliegenden Gesetzent-
wurf: Wenn der Gesetzgeber im Nachhinein fest-
stellt, dass eine Handlung, wie beispielsweise ein-
vernehmlich homosexuelle Handlung, entgegen 
der früheren Rechtsauffassung doch nicht strafbar 
sein soll, dann ist sein Rehabilitierungsbemühen 
in diesem strafrechtlichen Entschädigungsgesetz 
eine Kompensation für erlittenes Unrecht, gesetz-
lich angeordnet, aber Unrecht. Dem gegenüber 
verfolgt jetzt dieser vorliegende Gesetzesentwurf 
die Kompensation für verwaltungsrechtliche Fehl-
einschätzungen. Denn es handelt sich hierbei 
nicht um damals gesetzliches Unrecht, weil die 
Normen, aufgrund derer entschieden worden war, 

unverändert in Kraft sind und auch nicht in Rede 
stehen, Unrecht zu sein. Sondern die Anwendung 
dieser Norm, die auf eine Vielzahl von Sachver-
halten Anwendung findet, die wird als rechtlich 
fehlerhaft bewertet und insofern ist jetzt dieses 
Kompensationsbemühen eine Reaktion auf die da-
malige Fehleinschätzung.  

Auch hier muss man differenzieren, inwieweit 
eine Fehleinschätzung seitens des Dienstherren 
vorlag, aber auch der Gerichte, die diese Einschät-
zung mitgetragen haben. Im Bezug auf die Besten-
auslese, das heißt die Verwendung von Soldaten 
nach Eignung, Leistung und Befähigung, hätte 
also seinerzeit festgestellt werden müssen, dass 
eine homosexuelle Neigung, Orientierung  
oder geschlechtliche Identität einen Soldaten un-
geeignet sein lässt für das Dienstverhältnis. Da 
wird man heutzutage, mit der Realität und den Er-
fahrungen der letzten 20 Jahre – oder letztlich 
auch schon davor – sagen müssen, dass diese Ein-
schätzung falsch war.  

Im Hinblick auf den Pflichtenumfang, die militäri-
sche Ordnung aufrechtzuerhalten und sich so zu 
verhalten, dass Achtung und Vertrauen, die die 
dienstliche Stellung erfordern, gewahrt bleiben, 
muss man berücksichtigen, dass diese Einschät-
zung nicht frei von gesellschaftlichen Vorstellun-
gen ist. Ich konkretisiere, der Soldat ist nach Para-
graf 17 Absatz 2 des SG verpflichtet, sich so zu 
verhalten, dass er einerseits das Ansehen der Bun-
deswehr, aber alternativ, die in ihn gesetzte Ach-
tung und das in ihn gesetzte Vertrauen nicht 
ernsthaft beeinträchtigt, beziehungsweise nicht so 
beeinträchtigt, dass seine Stellung gefährdet ist. 
Diese gesetzliche Forderung ist ein Verweis auf 
die Anschauung, die der Einzelne dann in der Ge-
sellschaft, der militärischen Gesellschaft, prägt. 
Da durfte und mussten der Dienstherr, aber auch 
die Rechtsprechung, berücksichtigen, wie die da-
maligen gesellschaftlichen Lebensumstände wa-
ren, wie wurde beispielsweise ein homosexueller 
Vorgesetzter von seinen Untergebenen angesehen? 
Hat er dasselbe Ansehen wie jemand heterosexu-
eller Ausprägung oder nicht? Diese Einschätzung 
wurde von den Gerichten entsprechend getragen 
und war damit sicherlich Ausdruck der gesell-
schaftlichen Einschätzung der damaligen Zeit. 
Das soweit zu dem ganz Grundsätzlichen.  
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Ich komme jetzt zu den einzelnen Bewertungen 
des Gesetzesentwurfs. Zunächst ist festzuhalten, 
dass hier nicht Fehlverhalten einzelner Soldaten 
rehabilitiert werden soll – vielmehr das Fehlver-
halten der einzelnen Soldaten jetzt im Nachhinein 
als unrichtig gebrandmarkt werden soll – sondern 
es geht um das systematische Benachteiligungs-
verhalten des Dienstherren. Ebenso wenig wird 
die Benachteiligung anderer Angehöriger des Ge-
schäftsbereiches beleuchtet. Der Geschäftsbereich 
enthält nicht nur Soldaten, sondern auch Ange-
stellte, Beamte und Richter. Dieser Personenkreis 
ist von dem Gesetz nicht umfasst.  

Weiterhin sieht das Gesetz in seinem Entwurf ein 
Antragsverfahren vor, wo, im Vergleich zu sonsti-
gen Verfahren, bei denen jemand Ersatz für erlit-
tene Benachteiligung verlangt, hier in diesem Ver-
fahren nur wenig an Maßnahmen, an Handlungen, 
verlangt wird. Er muss seinen Anspruch nur 
glaubhaft machen. Glaubhaft machen heißt, er 
muss die Sache nur darlegen, notfalls durch eine 
eidesstattliche Versicherung glaubhaft machen, 
und ist damit deutlich bessergestellt, als wenn er 
beispielsweise in einem Schadenersatzprozess ei-
nen Vollbeweis erbringen müsste. Dieses Antrags-
verfahren halte ich für sehr gut vertretbar.  

Zu den Rehabilitierungsmaßnahmen: Es wird mit 
dem Gesetzentwurf angestrebt, wehrdienstgericht-
liche Urteile aufzuheben. Dadurch dass der Ge-
setzentwurf von Urteilen spricht, kann es sich nur 
um Urteile aus einem Disziplinarverfahren han-
deln, das heißt, dass ein Truppendienstgericht 
festgestellt hat, der damalige Soldat habe seine 
Dienstpflicht schuldhaft verletzt. Es handelt sich 
dabei dann um die schon angesprochene Pflicht 
zum achtungs- und vertrauenswürdigen Verhal-
ten. Die Aufhebung dieses Urteils soll nach die-
sem Gesetzesentwurf allerdings keine weiteren 
Folgen haben. Zur Erläuterung: Das Urteil hat in 
der damaligen Wirkung beispielsweise dazu ge-
führt, dass ein Soldat entlassen, nicht wieder be-
fördert oder im Dienstgrad herabgesetzt wurde. 
All diese Maßnahmen, die damals Konsequenz 
des Urteils waren, sollen nicht aufgehoben wer-
den. Die Reichweite des Gesetzentwurfs ist inso-
fern auf die reine Aufhebung des Urteils begrenzt.  

Ebenso sind nur Fälle einvernehmlich homosexu-
eller Handlungen erfasst. Auch sind nur Urteile 
erfasst, die im Kern die homosexuelle einver-
nehmliche Handlung haben, aber nicht sonstige 
Dienstpflichtverletzungen. Ich halte es insgesamt 
in der begrenzten Wirkung sämtlich für vertretbar. 
Zunächst erst mal dadurch, dass es sich hier nicht 
um Schadenersatz im üblichen Sinne handelt. Es 
ist ein Kompensationsangebot dafür, dass man 
heutzutage ein besseres Wissen hat als vorher. Da-
her besteht keine Pflicht, vollständig den Zustand 
herzustellen, der bestünde, wenn es die Urteile 
nicht gegeben hätte. Das wäre eine Pflicht im Rah-
men eines Schadenersatzes. Den Zustand haben 
wir hier nicht. Das weiterhin nur Urteile aufgeho-
ben werden, die einvernehmlich homosexuelle 
Handlungen zum Gegenstand haben, halte ich 
ebenfalls für gut vertretbar, denn erstens sind ja 
die übrigen Dienstpflichtverletzungen festgehal-
ten worden durch die Urteile, weil die nun mal da 
waren. Man würde heutzutage mit dieser Rehabi-
litierung, mit dieser Aufhebung sonstiger Urteile, 
denjenigen besserstellen, der zusätzlich homose-
xuell orientiert wäre oder gehandelt hätte, gegen-
über demjenigen, der die sonstigen Dienstpflicht-
verletzungen begangen hätte, dessen Urteil nicht 
aufgehoben wird.  

Nächster Punkt nach der Aufhebung der Urteile 
ist eine Feststellung, dass diese Benachteiligung, 
die alternativ zu entsprechenden wehrdienstge-
richtlichen Urteilen erfolgt ist, Unrecht war. Es 
handelt sich dabei um eine Aufzählung nach  
Paragraf 1 Absatz 2 dieses Gesetzesentwurfes, wo 
beispielsweise dann eine Entlassung aufgrund 
Verwaltungsakt nach Paragraf 55 Absatz 5 [SG] er-
folgt ist oder die entsprechenden Soldaten nicht 
mehr befördert, von höherwertigen Dienstposten 
heruntergenommen, nicht mehr zugelassen wor-
den oder ähnliches. Sie finden in dem Entwurf 
eine abschließende Aufzählung. Diese Aufzählung 
halte ich, so wie sie da ist, auch für gut vertretbar, 
denn mit einem Punkt, nämlich der Nummer 5 
hält sie eine Hintertür für all die Sachverhalte of-
fen, die jetzt im Gesetzgebungsverfahren noch 
nicht identifiziert wurden, weil sie vielleicht ein-
fach nicht eingefallen sind. So kann unter dieser 
Nummer 5 gleichwohl auch eine sonstige Benach-
teiligung erfasst werden, wenn sie in der Intensi-
tät vergleichbar war.  
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Nicht betroffen sind Personen, die außerhalb des 
Wehrdienstverhältnisses gestanden und sich um 
ein Wehrdienstverhältnis bemüht haben. Auch 
das halte ich aus zwei Gründen für vertretbar. Zu-
nächst ist es ständige Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts, dass die Heranziehung 
zum Wehrdienstverhältnis alleine dem öffentli-
chen Interesse dient. Es ist kein subjektiver An-
spruch des Einzelnen, es ist kein privates Inte-
resse. Natürlich gibt es in der Rechtsprechung 
Ausnahmen von diesem „allein im öffentlichen 
Interesse“, nämlich immer dann, wenn die Zu-
rückstellung ihre Grundlage in einem persönli-
chen Verhalten des Betroffenen hat. So müsste 
man das hier zwar auch sehen, allerdings liegen 
zumindest mir für eine systematische Benachteili-
gung von Personen außerhalb des Wehrdienstver-
hältnisses nicht genug Materialien vor, um hier 
eine Missbrauchsgefahr ausschließen zu können. 
Denn wenn beispielsweise jemand als Bewerber 
um ein Wehrdienstverhältnis zurückgestellt oder 
nicht angenommen wurde, ohne dass das ausrei-
chend in den Unterlagen dokumentiert wurde, 
würde mit dem jetzigen Gesetzesentwurf dank der 
Glaubhaftmachung eine deutlich höhere Möglich-
keit bestehen, hier dann die Gelder abzugreifen.  

Nächster Punkt des Gesetzentwurfes: Rehabilitie-
rungsmaßnahme soll die Erlaubnis sein, den 
früheren Dienstgrad wieder zu führen, wenn er 
denn durch Urteil oder Gesetzesfolge in dem Zu-
sammenhang verlustig gegangen ist. Dieses An-
tragsrecht, seinen Dienstgrad wieder führen zu 
dürfen, ist höchstpersönlich ausgestaltet. Hier 
habe ich zumindest keine durchgreifenden per-
sönlichen Bedenken aus dem postmortalen Per-
sönlichkeitsschutz.  

Nächster Punkt ist eine Entschädigungsleistung, 
die nach dem Gesetzentwurf vorgesehen ist und 
zwar zwei verschiedene Arten: Für jedes Urteil 
von einem Wehrdienstgericht stehen 3 000 Euro 
als Entschädigungssumme im Raum. Weiterhin ist 
für alle Benachteiligungen eine einmalige Leis-
tung in Höhe von 3 000 Euro forderbar. Es handelt 
sich hierbei damit also um pauschalisierte Zah-
lungsansprüche. Ganz augenscheinlich wurde 
sich hier an diesem strafrechtlichen Rehabilitie-
rungsgesetz orientiert. Ich halte eine pauschali-
sierte Leistung für gut vertretbar, denn zunächst 

erst mal – wie ich schon sagte – handelt es sich 
nicht um Schadenersatz. Das heißt, es muss keine 
vollständige Wiederherstellung des Zustandes er-
folgen, der damals war oder eingetreten wäre, 
wenn es die Maßnahmen nicht gegeben hätte. 
Weiterhin ist eine Pauschale immer auch ein 
Spiegelbild zu dem vereinfachten Antragsverfah-
ren einer Glaubhaftmachung. Wenn der Antrag-
steller nur darlegen muss, dass ihm Unrecht pas-
siert ist und das vielleicht noch durch eine eides-
stattliche Versicherung bekräftigen braucht, dann 
ist auf der anderen Seite vertretbar, dass auch der 
Dienstherr nicht zu einer Einzelfallbetrachtung 
und -bezifferung verpflichtet ist. Die Pauschale 
soll nach dem Entwurf alle Fälle abdecken. An-
knüpfungspunkt für diese Gleichbehandlung, und 
damit wesentlich gleichen Punkt im Sinne des Ar-
tikels 3 Absatz 1 [GG], ist die sexuelle Orientie-
rung und Identität. Auch das halte ich für vertret-
bar.  

Dafür, hier mit einer Pauschale zu agieren, spricht 
zudem, dass diese Leistung nach dem Paragraf 3 
[des Gesetzentwurfes] nicht pfändbar, übertragbar 
und nicht vererbbar sein soll. Damit ist es ein 
Pfändungsschutz, den diese Leistung genießt. Ein 
Pfändungsschutz ist immer auch eine Gläubiger-
benachteiligung. Das ist vertretbar, das ist gut ver-
tretbar, aber da muss man auch berücksichtigen, 
dass eine Gläubigerbenachteiligung nur soweit 
vertretbar ist, als das diese Entschädigungsleis-
tung im Umfang keinen vollständigen Schadener-
satz darstellt.  

Nächster Punkt, der in meinen Augen für eine 
Pauschale spricht, sind Gedanken des Rechtsfrie-
dens. Natürlich soll eine Solidarität mit den be-
troffenen Personen gezeigt werden, die ein be-
rechtigtes Empfinden haben, hier seinerzeit Un-
recht erlitten zu haben. Allerdings ist der heutige 
Gesetzgeber nicht derselbe, der das damalige Un-
recht durch die fehlerhafte Rechtsanwendung in 
die Welt gesetzt hat. Zu der damaligen Zeit be-
stand gesellschaftlich, aber vor allen Dingen 
durch die rechtsprechende Gewalt und durch die 
vollziehende Gewalt, ein Konsens, dass die dama-
lige Rechtsauffassung richtig war. Das heißt, die-
ses Fehlverhalten kann nur begrenzt zum Vorwurf 
gemacht werden. Auch deshalb halte ich eine 
Pauschale hier für gerechtfertigt.  
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Noch mal zu dem Punkt, dass hier kein Schaden-
ersatz und vor allen Dingen keine komplette 
Schadlosstellung stattfindet, zu dem Zustand, wie 
er jetzt wäre, hätte es die Benachteiligung nicht 
gegeben, insbesondere im Hinblick auf Laufbahn-
nachteile von Soldaten. Eine Laufbahn von Solda-
ten ist keine lineare Fortschreibung eines einmal 
eingeschlagenen Weges. Wenn sich ein Soldat für 
eine Laufbahn, meinetwegen die Offizierslauf-
bahn, entscheidet, ist damit nicht gesichert, dass 
er einen bestimmten Dienstgrad tatsächlich errei-
chen wird. Das hängt von einer Vielzahl an Vari-
ablen ab, sodass man also nicht sicher sagen kann, 
dass die damals erlittene Benachteiligung sicher 
eine entsprechende Laufbahnhöhe verhindert 
hätte. Auch vor diesem Hintergrund halte ich eine 
Pauschale für gerechtfertigt.  

Im Hinblick auf die Summe, die da im Raum 
steht: Bei einem unmittelbaren Vergleich zu dem 
strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz fällt die 
Summe marginal höher aus, was in jedem Fall ge-
rechtfertigt ist, da es sich hier um die Berufsfrei-
heit handelt und nicht um singuläre Fälle der kör-
perlichen Fortbewegungsfreiheit, die einge-
schränkt war, und dürfte in jedem Fall nicht un-
verhältnismäßig sein.  

Letztlich, dass dieser Anspruch nicht pfändbar, 
nicht übertragbar und nicht vererbbar ist, begeg-
net bei mir auch keinen Bedenken, denn diese 
Leistung soll tatsächlich dem Betroffenen als Ge-
währleistung geleistet werden und genießt des-
halb Pfändungsschutz und er soll auch tatsächlich 
in den Genuss kommen und deshalb genießt diese 
Leistung auch die Unübertragbarkeit. So viel an 
dieser Stelle zu meinen Ausführungen. Vielen 
Dank! 

Sarah Ponti (LSVD-Bundesverband): Guten Tag, 
Sarah Ponti vom Lesben- und Schwulenverband, 
vielen Dank für die Einladung! Der Lesben- und 
Schwulenverband unterstützt mit Nachdruck das 
Ziel des Gesetzentwurfs, frühere Soldat*innen zu 
rehabilitieren, die wegen einvernehmlicher homo-
sexueller Handlungen, wegen ihrer sexuellen Ori-
entierung oder wegen ihrer sexuellen Identität bei 
der Bundeswehr oder der Nationalen Volksarmee 

von den Truppendienstgerichten verurteilt wur-
den oder sonstige dienstrechtliche Nachteile erlit-
ten haben. Wir danken der Bundesverteidigungs-
ministerin für diesen Vorstoß.  

Wir haben an verschiedenen Stellen uns sehr 
wichtige Forderungen und Vorschläge, wie das 
Gesetz noch verbessert werden kann. Wir möch-
ten aber auch deutlich sagen: Das Vorhaben an 
sich ist von großer gesellschaftlicher Bedeutung 
und ein guter Schritt nach vorne. Es geht um die 
Aufarbeitung schweren staatlichen Unrechts. Die 
Geltung der Grundrechte darf nicht am Kasernen-
tor halt machen. So war es aber jahrzehntelang, 
für Homosexuelle, für Bisexuelle, für trans- und 
intergeschlechtliche Menschen. Es geht hier nicht 
um Sticheleien oder um Mobbing, also um Diskri-
minierungsphänomene, die auch heute in Be-
schäftigung und Beruf längst noch nicht ver-
schwunden sind und gegen die wir als Verband 
weiterhin kämpfen. Es geht weit darüber hinaus. 
Es geht um ein hartes staatliches Berufsverbot. Ein 
Berufsverbot, das auch im demokratischen Staat 
bis ins Jahr 2000 noch fortbestand und bis dahin 
auch hartnäckig politisch verteidigt wurde.  

Ich möchte ein paar Beispiele dafür geben, was 
Soldat*innen in der Bundeswehr erwartete, wenn 
ihre sexuelle oder geschlechtliche Identität be-
kannt wurde. In den fünfziger und sechziger Jah-
ren war Homosexualität gleichbedeutend mit ab-
soluter Dienstuntauglichkeit. Homosexuelle 
Handlungen waren nach Paragraf 175 StGB [Straf-
gesetzbuch] strafbar. Soldaten mussten aber, ne-
ben der Verurteilung durch Strafgerichte, zusätz-
lich die Anklage durch den Wehrdisziplinaran-
walt und ein Verfahren durch das Truppengericht 
erwarten. Die Truppendienstgerichtsbarkeit ver-
folgte homosexuelle Handlungen oft noch viel 
strenger als die Strafgerichte. Die Verurteilungen 
führten zur Entfernung aus dem Dienstverhältnis 
oder zur Versetzung in den Ruhestand, in der Re-
gel verbunden mit einer Degradierung und der 
Streichung des Ruhegehalts. Die berufliche Lauf-
bahn war unweigerlich beendet. Wenn möglich 
erfolgte die Entlassung sogar fristlos im verein-
fachten Verfahren ohne wehrdienstgerichtliche 
Verurteilung. Das war für Wehrpflichtige sowie 
bei Zeitsoldaten innerhalb der ersten vier Dienst-
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jahre möglich. Das haben wir ja eben schon ge-
hört. Die Betroffenen wurden quasi über Nacht 
vor die Tür gesetzt.  

1969 wurde der Paragraf 175 StGB dann ent-
schärft. Homosexuelle Handlungen standen je-
doch weiterhin unter Strafe, wenn die Personen 
unter 21 Jahre alt waren. Diese sogenannte 
Schutzaltersgrenze ist auf Wunsch des BMVg und 
aus Rücksicht auf die Bundeswehr eingeführt 
worden. Begründet wurde dies unter anderem mit 
dem Schutz der Wehrpflichtigen vor homosexuel-
len Angriffen. Dahinter steckte die Idee des Ho-
mosexuellen als Triebtäter. Ein schlimmes Vorur-
teil, das in gesetzliche Form gegossen wurde.  

Auch nach der Entschärfung des Paragrafen 175 
StGB war Homosexualität in der Bundeswehr wei-
terhin unerwünscht. Homosexuelle galten weiter-
hin als dienstunfähig. Homosexualität war ein 
Ausmusterungsgrund. Wer homosexuell war oder 
als homosexuell galt, musste sich häufig umfang-
reich psychiatrisch und medizinisch begutachten 
lassen. Teilweise wurden Soldaten in wochenlan-
gen stationären Aufenthalten im Bundeswehr-
krankenhaus darauf untersucht, ob sie wirklich 
schwul und damit dienstunfähig waren. Sie muss-
ten sich erniedrigenden intimen Befragungen und 
Untersuchungen aussetzen.  

Obwohl homosexuelle Handlungen für Personen 
unter 21 Jahren nicht mehr strafbar waren, kam es 
weiterhin zu truppendienstgerichtlichen Verurtei-
lungen und zu Disziplinarmaßnahmen. Diese gal-
ten nämlich weiterhin als Dienstpflichtverletzun-
gen, selbst wenn es sich um rein private Bezie-
hungen handelte. Die Folgen waren Entlassungen, 
Degradierungen, Beförderungsverbote, Gehalts-
kürzungen. Ab den 1980er Jahren galten Homose-
xuelle nicht mehr als grundsätzlich dienstuntaug-
lich. Je nach truppenärztlicher Beurteilung waren 
sie eingeschränkt dienstfähig. Sie durften Wehr-
dienst leisten. Karriere durften sie allerdings nicht 
machen. Sie durften nicht Berufssoldat werden 
und keine Führungsaufgaben übernehmen. Sie 
unterlagen weiterhin psychiatrischen Begutach-
tungen, die sexuelle Orientierung wurde in der 
Gesundheitsakte vermerkt.  

Die offizielle Haltung war: „Homosexualität be-
gründet erhebliche Zweifel an der Eignung und 
schließt eine Verwendung in solche Funktionen 
aus, die an Führung, Erziehung und Ausbildung 
gebunden sind.“ In einem Erlass des BMVg aus 
dem Jahr 1984, der sich an die Personalverant-
wortlichen in der Bundeswehr richtete, heißt es: 
„Ein Offizier oder Unteroffizier, der angibt homo-
sexuelle Neigungen zu haben, muss damit rech-
nen, nicht mehr befördert oder mit höherwertigen 
Aufgaben betraut zu werden. Ferner kann er nicht 
mehr in einer Dienststellung als unmittelbarer 
Vorgesetzter in der Truppe, zum Beispiel als 
Gruppenführer, Zugführer, Kompaniechef oder 
Kommandeur verbleiben. Er muss eine Verwen-
dung erhalten, in der er nicht mehr unmittelbarer 
Vorgesetzter von vorwiegend jüngeren Soldaten 
ist.“ Aufgrund dieser internen Anweisung, die bis 
ins Jahr 2000 in Kraft blieb, durften homosexuelle 
Soldat*innen nicht die Offizierslaufbahn ein-
schlagen. Ein Outing bedeutete unweigerlich das 
Ende der Karriere. Offiziersanwärter*innen und 
Offizier*innen konnten bis zum Ende des dritten 
Offiziersdienstjahres wegen mangelnder Eignung 
im vereinfachten Verfahren entlassen werden, 
wenn ihre sexuelle Orientierung bekannt wurde. 
Das gleiche Schicksal blühte transgeschlechtli-
chen Soldat*innen. In den 1980er Jahren outete 
sich beispielsweise ein Soldat als transgeschlecht-
lich und wurde daraufhin im Schnellverfahren als 
dienstunfähig entlassen.  

Der Erlass des BMVg wirkte sich auch unterhalb 
der Offizierslaufbahnen aus. Wehrpflichtige, die 
als Mannschaftsdienstgrade länger dienen woll-
ten, wurde dies verwehrt. Ein offen homosexuel-
ler Zeitsoldat hatte selbst bei besten Beurteilun-
gen keine Chance, seine Dienstzeit zu verlängern 
oder Berufssoldat zu werden.  

Sich nicht zu outen war übrigens auch keine Lö-
sung. Wer nicht geoutet war, galt für den Militäri-
schen Abschirmdienst, den MAD, als Sicherheits-
risiko, übrigens auch noch über das Jahr 2000 hin-
aus. Wer vor seiner Familie, den Freunden oder 
dem Dienstherrn nicht offen zu seiner sexuellen 
Identität stehe, sei erpressbar. Sicherheitsbe-
scheide wurden nicht erteilt, gehobene und hö-
here Dienstposten waren damit unerreichbar.  
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Über fünf Jahrzehnte wurden schlimme Vorurteile 
zum staatlichen Handlungsmaßstab. Das Problem, 
über das wir heute sprechen, waren nicht die Ka-
meraden. Aus persönlichen Berichten und der 
Studie von Dr. Klaus Storkmann wissen wir, dass 
in der Truppe selbst häufig tolerant mit der sexu-
ellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität 
der Anderen umgegangen wurde, diese häufig so-
gar ein offenes Geheimnis waren. Es geht hier 
heute um die Diskriminierung durch den Staat, in 
Form von Disziplinarverfahren und Disziplinar-
maßnahmen, Tauglichkeitsbestimmungen, 
Zwangsuntersuchungen und Berufsverboten.  

Diese staatliche Diskriminierung führte zur Zer-
störung von Berufsbiografien und dazu, dass Men-
schen aufgrund ihrer sexuellen oder geschlechtli-
chen Identität nicht nur finanziell massiv geschä-
digt, sondern auch zutiefst gedemütigt und abge-
wertet, wenn Sie so wollen, in ihrer Ehre verletzt 
wurden. Hier ist Rehabilitierung lange überfällig. 
Das ist der Staat den betroffenen Menschen schul-
dig.  

Die Rehabilitierung setzt auch ein wichtiges Sig-
nal gegen heute noch bestehende tatsächliche An-
feindungen und Diskriminierungen, auch bei der 
Bundeswehr. Hier sind weiterhin große Anstren-
gungen erforderlich. Die frühere Verteidigungsmi-
nisterin Dr. Ursula von der Leyen hatte 2017 mit 
ihrem Workshop „sexuelle Orientierung und 
Identität in der Bundeswehr“ einen wichtigen 
Prozess für die Anerkennung von Vielfalt auch im 
Alltag angestoßen. Dieser muss konsequent fortge-
führt werden. Vieles an dem Gesetzentwurf ist 
gut. Das Kabinett hat bereits wichtige Kritik-
punkte am Referentenentwurf aufgenommen und 
nachgebessert. Das stimmt uns optimistisch für 
die heutige Anhörung, denn es gibt noch Verbes-
serungsbedarf. Dankeschön! 

Sigmar Fischer (Bundesinteressenvertretung 
schwuler Senioren e. V.): Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender, sehr geehrte Damen und Herren Abge-
ordnete und Sachverständige, Mitarbeiterinnen 
des Deutschen Bundestages! Haben Sie herzlichen 
Dank für die Einladung der Bundesinteressenver-
tretung schwuler Senioren e.V., hier zum vorge-
legten Entwurf Stellung zu nehmen.  

Die Bundesinteressenvertretung schwuler Senio-
ren hat sich erfolgreich mit anderen Verbänden, 
Organisationen, Institutionen und mit Unterstüt-
zung durch Abgeordnete des 18. Deutschen Bun-
destages für das am 22. Juli 2017 in Kraft getre-
tene Gesetz zur strafrechtlichen Rehabilitierung 
der nach dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmli-
cher homosexuellen Handlungen verurteilten Per-
sonen eingesetzt, im folgenden kurz  
„StrRehaHomG“. Im Nachgang dazu haben wir 
uns auch im Verbund mit anderen dafür einge-
setzt, dass die Bundesjustizministerin am  
13. März 2019 eine Richtlinie herausgegeben hat, 
zur Zahlung von Entschädigungen für Betroffene 
des strafrechtlichen Verbots einvernehmlicher ho-
mosexueller Handlungen aus dem Bundeshaus-
halt, wo Nachschärfungen und Härtefälle geregelt 
wurden. Die Ansprüche aus diesem  
StrRehaHomG können noch bis spätestens 21. Juli 
2022 geltend gemacht werden. Also die Zeit läuft.  

BISS [Bundesinteressenvertretung schwuler Seni-
oren e. V.] berät und begleitet Betroffene und An-
spruchsberechtigte im Rehabilitierungs- und An-
tragsverfahren, mit Förderung durch das BMFSFJ 
[Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend], bisher begrenzt auf den 
31. Dezember 2021.  

Wir äußern uns hier zum SoldRehaHomGesetz 
[Gesetzes zur Rehabilitierung der wegen einver-
nehmlicher homosexueller Handlungen, wegen 
ihrer homosexuellen Orientierung oder wegen ih-
rer geschlechtlichen Identität dienstrechtlich be-
nachteiligten Soldatinnen und Soldaten] im We-
sentlichen kursorisch und mit Blick auf Nied-
rigschwelligkeit und Bekanntmachung, wo wir 
Schlussfolgerungen und Probleme aus unserer Be-
ratungspraxis aufarbeiten, und empfehlen, diese 
Stolpersteine beim SoldRehaHomGesetz doch zu 
vermeiden.  

Das im Entwurf vorgelegte Gesetz halten wir für 
notwendig und richtig. Wir haben das im allge-
meinen Teil begründet und haben auch auf unsere 
Beratungspraxis verwiesen. Nach der Kenntnis 
aus unserer Beratungspraxis, wurden zwei ehema-
lige Angehörige der Bundeswehr nach 
StrRehaHomG rehabilitiert und entschädigt.  
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Im Teil B gehen wir kurz auf den Gesetzentwurf 
selbst ein. Vor allen Dingen gehen wir auf Para-
graf 1 Absatz 2 „Rehabilitierung“ ein. In der in-
haltlichen Begründung dazu wird ausgeführt: 
„Der 3. Juli 2000 markiert das formale Ende der 
Diskriminierung homosexueller Soldatinnen und 
Soldaten in der Bundeswehr.“ Damit bezieht man 
sich auf den aufgehobenen Erlass, den ich jetzt 
nicht beziffere, aus dem Jahr 1984, der die Ver-
wendung von Offizieren oder Unteroffizieren mit 
homosexuellen Neigungen, ich zitiere, „als unmit-
telbare Vorgesetzte in der Truppe“ ausschloss. Der 
Wortlaut wurde eben in der Stellungnahme von 
Frau Ponti wiedergegeben, das muss ich jetzt 
nicht wiederholen.  

Mir persönlich ist das Beispiel des Oberleutnants 
Winfried Stecher von 1999 in Erinnerung geblie-
ben – ich darf den Namen ausführen, er wird auch 
in der Storkmann-Studie namentlich genannt und 
ist auch heute noch im Internet auffindbar. Er 
wurde als vorbildlicher Zugführer, auch von sei-
nen Untergebenen geschildert und wertgeschätzt. 
Nichtsdestoweniger wurde er auf der Basis des 
vorgenannten Erlasses in den Geschwaderstab 
zwangsversetzt und hat dann mit großer Zivilcou-
rage versucht, dagegen, auch vor dem Bundesver-
fassungsgericht, anzugehen. Wir gehen davon aus, 
dass diese Zivilcourage und diese Auseinander-
setzung möglicherweise der letzte Anstoß für den 
Erlass vom 3. Juli 2000 war. Aber die Frage stellt 
sich wirklich: War mit diesem Tag auch faktisch 
die Diskriminierung von Soldatinnen und Solda-
ten aufgrund ihrer geschlechtlichen Orientierung 
oder Identität beendet? Bei allem Respekt vor dem 
Transformationsprozess, den die Bundeswehr in 
den 90er und Nuller Jahren erfolgreich durchlau-
fen ist – der zur Umsetzung des Erlasses erforder-
liche kulturelle Wandel in der Bundeswehr war 
unseres Erachtens nicht auf Knopfdruck am 3. Juli 
abgeschlossen, sondern erfuhr, im Einklang mit 
den gesellschaftlichen und politischen Verände-
rungsprozessen gerade in jener Zeit im Hinblick 
auf die Akzeptanz anderer Lebensweisen, einen 
entscheidenden Schub.  

Lassen sie mich hier eine persönliche Anmerkung 
machen: Ich war selbst von 1979 an 28 Jahre in 
der Zivil-Militärischen Zusammenarbeit beschäf-
tigt. Es war ein wichtiger Teil meiner Aufgaben, 

die ich dort erfüllte und ich habe die Bundeswehr 
von daher recht gut kennengelernt. In der Tat wa-
ren die Facetten breit, auch von der persönlichen 
Akzeptanz einer homosexuellen Lebensweise und 
man kann auch davon ausgehen, dass nach dem 
3. Juli hier noch mal ein entscheidender Schub 
gekommen ist. Im Grundsatz verweise ich aber auf 
die Ausführungen meiner Vorrednerin in diesem 
Punkt und ziehe eine Schlussfolgerung: Wir ge-
hen davon aus, dass es für die zur Rehabilitierung 
und Entschädigung nach SoldRehaHomGesetz an-
stehende Fälle eine Übergangsfrist geben soll, 
über den 3. Juli 2000 hinaus, etwa bis zum 
31.12.2009. So wurde es in der gemeinsamen Stel-
lungnahme von QueerBw, Deutscher Gesellschaft 
für Transidentität und Intersexualität, der Bun-
desstiftung Magnus Hirschfeld und der Bundesin-
teressenvertretung schwuler Senioren im Oktober 
2020 vorgeschlagen. 

Ganz kurz eine Anmerkung zu den sogenannten 
Mischurteilen: Hier kann ich mich vor allen Din-
gen Herrn Metzger anschließen und möchte posi-
tiv hervorheben, die Begründung im Teil B beson-
derer Teil der Begründung zu Absatz 1: „Urteile, 
in denen noch weitere, mit der homosexuellen 
Handlung nicht in Verbindung stehende 
Dienstverpflichtungen abgeurteilt wurden, wer-
den insofern aufgehoben, als sie auf der einver-
nehmlichen homosexuellen Handlung beruhen.“  

Eine grundsätzliche Anmerkung betrifft das nied-
rigschwellige Verfahren mit Glaubhaftmachung 
durch eine Versicherung an Eides statt und der 
damit einhergehenden pauschalierten, eher sym-
bolischen Entschädigung. Dazu hat Herr Metzger 
sehr viel ausgesagt, das bedarf hier keiner Vertie-
fung. 

Stattdessen möchten wir zum Schluss, im Teil C 
unserer Stellungnahme, einige kritische Punkte 
nennen, die uns in unseren Beratungsverfahren 
aufgefallen sind, die Niedrigschwelligkeit und 
Glaubhaftmachung betreffend, und wo wir vor-
schlagen, auch hier Schlussfolgerungen zu ziehen, 
um die Niedrigschwelligkeit auch tatsächlich zu 
erreichen.  
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Das ist im Strafrecht, im StrRehaHomG, nicht im-
mer ganz gegeben, als Exkurs: Viele Staatsanwalt-
schaften überdehnen die ihnen eigentlich per Ge-
setz [StrRehaHomG] zugewiesene Rolle und gerie-
ren sich dann in ihrer üblichen Rolle als Ermitt-
lungsbehörden. Sie fordern Unterlagen nach, was 
im Grunde genommen in einzelnen Fällen die Ab-
sicht der Niedrigschwelligkeit konterkariert. Aus 
diesen Erfahrungen – und das wird auch für Sol-
daten nicht anders sein – wissen wir, dass es für 
Betroffene eine große Hemmschwelle darstellen 
kann, diese alten Geschichten – die sie in ihrem 
Leben sehr belastet, auch sehr beschädigt und sie 
mitgenommen haben – diese Sachen noch einmal 
wieder aufzurollen und zu vergegenwärtigen. Ge-
nau daher soll ein niedrigschwelliges Verfahren 
gewählt werden. Allerdings stellt sich natürlich 
die Frage, ist es niedrigschwellig genug, wenn aus 
guten Gründen und nachvollziehbar – aufgrund 
der Besonderheiten des Militärdienstes und des 
Schutzes von Dienstgeheimnissen, des Daten-
schutzes und des Schutzes der Persönlichkeits-
rechte Betroffener – aus diesen Gründen ist es 
nachvollziehbar, dass dazu eine besonders beauf-
tragte und ausgestattete Dienststelle des BMVg 
eingerichtet wird. Aber das gilt nicht für alle, ge-
rade diejenigen, die noch sehr an diesem dienst-
rechtlichen Urteil oder an der Maßnahme zu 
knabbern haben, für die ist das nicht unbedingt 
niedrigschwellig. Aus diesem Grund schlagen wir 
begleitend, nicht ersatzweise aber hilfsweise, die 
Einrichtung einer Anlauf- und Clearingstelle für 
Betroffene vor, die nicht den direkten Weg zum 
ehemaligen Dienstherrn gehen können oder wol-
len, beispielsweise bei der Deutschen Härtefall-
stiftung, die wir noch gar nicht gefragt haben, aber 
die wir jetzt hiermit mal ins Spiel bringen.  

Abschließend noch zu Paragraf 1 Absatz 2 Satz 5: 
Hier verweise ich auf die Ausführungen von 
Herrn Metzger zur Bedeutung dieses Satzes. Die-
ser kann für Tatbestände herangezogen werden, 
die sich uns heute noch nicht erschließen.  

Wir gehen auf einen anderen Punkt ein, nämlich 
auf den Punkt der geschlechtlichen Identität, ins-
besondere auch für transsexuelle und diverse 
Menschen und gehen in die Begründung zum Ge-
setz, hier heißt es: „Diskriminierungen wegen des 

Geschlechts an sich werden von diesem Gesetz al-
lerdings nicht erfasst. Es ist im Kontext der dama-
ligen gesellschaftlichen Anschauungen nicht aus-
zuschließen, dass es zu aus heutiger Sicht nicht 
sachgerechten Benachteiligungen wegen der ge-
schlechtlichen Identität gekommen ist. Das kann 
nur im Einzelfall geprüft werden.“ Da sehen wir 
diesen Paragraf 1 Absatz 2 Satz 5. Aber, für diese 
Einzelfallprüfung hinsichtlich transsexueller oder 
diverser Menschen, schlagen wir zunächst die 
Einrichtung eines Beirates – das hat auch die be-
reits zitierte Verbände-Stellungnahme vorgeschla-
gen – und zweitens auch die Möglichkeit, dass 
der Betroffenen oder dem Betroffenen eine gut-
achterliche Beratung ermöglicht werden soll und 
dass entsprechende Ressourcen vorbehalten wer-
den. Nicht, dass er also vor einem Gutachtergre-
mium vorgeladen wird, sondern dass er selbst gut-
achterliche Hilfe in Anspruch nehmen kann, um 
seine oder ihre Interessen zu begründen. 

In der zitierten Verbände-Stellungnahme haben 
wir zu Bedenken gegeben, ich zitiere: „dass Sol-
dat*innen bei Antragstellung auf eine Entschädi-
gung diesem Personenstand angehören und durch 
die gewählte Formulierung ‚Soldatinnen und Sol-
daten‘ nicht angesprochen werden.“ Diese Anre-
gung wird im Gesetzestext nicht berücksichtigt. 
Ersatzweise schlagen wir vor, dass statt Soldatin-
nen und Soldaten die Formulierung „Soldaten 
m/w/d“ – männlich, weiblich, divers – wie in den 
gängigen Personalausschreibungen gewählt wird, 
oder aber eine Erläuterung dem Gesetzestext hin-
zugefügt wird, dass heute transsexuell oder divers 
empfindende, frühere Soldatinnen und Soldaten 
durch Paragraf 1 Absatz 2 Satz 5 einbezogen wer-
den. Das sollte auch in der Bekanntmachung be-
gründet werden.  

Das StrRehaHomG wurde ganz zum Schluss der 
18. Legislaturperiode verabschiedet. Es war eine 
rechtshistorisch und rechtspolitisch einmalige 
und hervorragende Maßnahme, nur leider wurde 
angesichts der auslaufenden Legislaturperiode der 
Bekanntmachung nicht die erforderliche Auf-
merksamkeit geschenkt. Nachgängige intensive 
Maßnahmen von BISS und dem Bundesamt für 
Justiz, mit dem wir sehr eng und vertrauensvoll 
zusammenarbeiten, wie Anzeigenschaltung, Anre-
gung zur Medienberichterstattung, Ansprachen 
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von Peers waren da nur noch begrenzt wirkungs-
voll. Daher regen wir an, dass das BMVg das Sold-
RehaHomGesetz mit auffälligen Anzeigen in Leit-
medien oder durch andere, professionelle PR-
Maßnahmen zeitnah nach Inkrafttreten bekannt-
gibt und entsprechende Ressourcen bereitgestellt 
werden. Der psychologisch nachvollziehbaren 
Distanz anspruchsberechtigter Menschen sollte 
durch die Bekanntmachung Rechnung getragen 
werden. Beispielsweise könnten Peers aus der ak-
tiven Dienstzeit über QueerBw und den Deut-
schen BundeswehrVerband angeregt werden, 
noch vorhandene Kontakte oder Brücken zu an-
spruchsberechtigten ehemaligen Kameradinnen 
und Kameraden zu aktivieren und diese zu ermu-
tigen, von ihrem Recht Gebrauch zu machen. Die 
Ansprache über Peers ist eine sehr, sehr wir-
kungsvolle, diese Erfahrung haben wir gemacht. 
Zu diesem Zweck sollten QueerBw und dem 
Deutschen BundeswehrVerband daher entspre-
chende Ressourcen bereitgestellt werden. Vielen 
Dank für ihre Aufmerksamkeit! 

Prof. Dr. Pierre Thielbörger, M.PP. (Harvard) 
(Ruhr-Universität Bochum): Schönen guten Tag! 
Herzlichen Dank für die Einladung. Zunächst ein-
mal danke ich den drei Vorrednern für ihre sehr 
erhellenden Vorträge. Ich bin auch der Meinung, 
dass das Gesetz, der Entwurf sehr begrüßenswert 
ist. Insofern seien die Kritikpunkte, die ich im 
Folgenden vortrage, als Kritik an einer insgesamt 
sehr erfreulichen Gesetzesinitiative zu verstehen. 
Ich bin regelmäßig Gutachter für den Bundestag; 
man findet selten Gesetze, wo sozusagen alle Gut-
achter gleichermaßen voll des Lobes sind.  

Zunächst einmal zur Wichtigkeit des Gesetzes. 
Herr Metzger hatte dazu schon einiges gesagt. Ich 
will zumindest dazu noch einmal einen Punkt 
wiederholen. 2016 hat das Gutachten der Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes die Rehabilitie-
rung der nach 1945 wegen einvernehmlicher 
gleichgeschlechtlicher Handlungen verurteilten 
Homosexuellen in Gang gesetzt. Das wissen Sie 
alle. Die Studie kam zu dem Ergebnis – und das 
ist mir jetzt wichtig – dass es einen verfassungs-
rechtlichen Auftrag für die Rehabilitierung der 
nach Paragraf 175 StGB verurteilten Männer gebe 
und dieser Auftrag gründe sich auf eine grund-
rechtliche Schutzpflicht, dem Rechtstaats- und 

dem Sozialstaatsprinzip. Die Strafurteile seien, so 
damals die Studie, ein fortbestehender Strafmakel 
auf der Grundlage einer mit höherrangigem Recht 
unvereinbaren Vorschrift. 2017 wurde dann das 
Gesetz eingeführt, das Sie alle kennen und auf das 
hier mehrfach auch schon rekurriert wurde. Wich-
tig für uns ist an dieser Stelle aber, dass zumin-
dest eine ähnliche Argumentation, also dass ein 
fortbestehender Makel auf der Grundlage einer 
Vorschrift besteht, die nach heutigem Verständnis 
grundrechtswidrig ist, eben auch für dieses Gesetz 
gilt. Selbstverständlich sind die Unterschiede, auf 
die Herr Metzger hingewiesen hat, richtig, aber 
sozusagen diese verfassungsrechtlich gebotene 
Korrektur ist schon in ihrer Art ähnlich.  

Trotz dieser aus meiner Sicht sehr positiven Ge-
setzesinitiative möchte ich fünf Punkte kurz kriti-
sieren, die ich auch in meinem schriftlichen Gut-
achten bereits angesprochen habe. Zunächst zu 
den anspruchsberechtigten Personen. Bezüglich 
des Rehabilitierungsanspruchs sind nach dem 
Tod auch die nächsten Angehörigen antragsbe-
rechtigt. Das finde ich sehr positiv, ich schlage 
aber vor, dass zusätzlich auch die Kinder des oder 
der Ehegatten oder des Lebenspartners einbezogen 
werden sollten. Sie wissen alle, die gemeinsame 
Adoption gleichgeschlechtlicher Paare wurde erst 
2017 ermöglicht und insofern sind durchaus Fälle 
denkbar, in denen Angehörige der Bundeswehr, 
die Kinder des Partners oder der Partnerin nicht 
formell adoptieren konnten, bevor der oder die 
Soldat*in verstorben ist. Verschiedene laufende 
Rechtssachen zur Benachteiligung von Kindern 
gleichgeschlechtlicher Eltern, etwa vor dem EuGH 
oder auch vor dem Bundesverfassungsgericht – in 
zwei Verfahren sogar – machen die lückenhaften 
Regelungen dieser Thematik in anderen Gesetzen 
deutlich. Dieses Gesetz könnte von vornherein ei-
nen besseren Weg gehen, anstatt hinterher wo-
möglich nachbessern zu müssen.  

Zudem hielte ich es für sinnvoll, auch den Ent-
schädigungsanspruch den nahen Angehörigen im 
Falle des Todes des oder der Soldat*in zuzuspre-
chen. Insofern ist die Ausgestaltung als höchstper-
sönlicher Anspruch abzulehnen. Da gibt es in der 
Tat, Herr Metzger hatte das zumindest schon an-
gedeutet, eine höchstrichterlich entwickelte 
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Rechtsprechung zur grundsätzlichen Unvererb-
lichkeit von Entschädigungsansprüchen für Per-
sönlichkeitsverletzungen. Aus meiner Sicht liegt 
der Fall hier aber etwas anders, denn die Funk-
tion dieses Entschädigungsanspruches, den wir 
hier vor uns haben, ist ja nicht nur die Entschul-
digung und die Genugtuung gegenüber der be-
troffenen Person, sondern soll auch eine gesamt-
gesellschaftliche, symbolische Aufarbeitung und 
Rehabilitierung für die LGBBTIQ-Community 
sein. Und insofern halte ich es nicht für zwingend 
geboten, diesen Anspruch als einen höchstpersön-
lichen auszugestalten.  

Zweitens zu den Entschädigungen. Das ist schon 
angeklungen bei mehreren Gutachtern. Die fallen 
in der momentanen Version relativ niedrig aus. 
Tatsächlich erlittene Schäden werden dadurch 
nicht annähernd ausgeglichen. Aber es geht hier 
auch nicht um Schadensersatz – das hat Herr 
Metzger durchaus zutreffend schon dargestellt – 
sondern um eine symbolische Entschädigung. 
Aber aus meiner Sicht muss auch eine symboli-
sche Entschädigung angemessen sein und in ei-
nem irgendwie realistischen Verhältnis zu der 
durchlebten Diskriminierung stehen. Da insbeson-
dere der Gesetzentwurf ausdrücklich darauf hin-
weist, dass hier das allgemeine Persönlichkeits-
recht des Grundgesetzes oder auch Artikel 8, also 
der Schutz des Privat- und Familienlebens, der 
Europäischen Menschenrechtskommission in 
Frage steht, kann man sich fragen, ob dieser Ent-
schädigungsanspruch hier angemessen ist. Da 
kann man verschiedener Meinung sein. Jedenfalls 
gäbe es sicherlich auch gute Gründe aus der 
Rechtsprechung zu anderen Fällen, dass man hier 
einen höheren Anspruch andenken könnte.  

Drittens Mischurteile. Das hatte Herr Fischer be-
reits angesprochen. Auch bin ich sehr erfreut ge-
wesen, dass der Gesetzesentwurf hier etwas nach-
gebessert hat im Vergleich zum ursprünglichen 
Referentenentwurf. Denn der Gesetzentwurf sieht 
nun vor, dass wehrdienstgerichtliche Urteile inso-
weit aufgehoben werden, als sie einvernehmliche 
homosexuelle Handlungen zum Gegenstand ha-
ben. Dies kann – implizit zumindest – als Anord-
nung der Durchbrechung des Grundsatzes der 
Einheitlichkeit des Dienstvergehens bei Mischur-
teilen zu verstehen sein. Jedenfalls der Teil der 

Mischurteile, der sich auf die sexuelle Orientie-
rung oder die geschlechtliche Identität bezieht, 
muss in der Tat aufhebbar sein. Insofern ist der 
Gesetzestext oder der Entwurf hier besonders po-
sitiv. Möglich wäre zu dem noch, darauf möchte 
ich hinweisen, dass möglicherweise auch die in 
den Mischurteilen abgeurteilten anderen Dienst-
vergehen nicht völlig aus dem Blick gelassen wer-
den. Man könnte möglicherweise darüber nach-
denken, ob man eine Regelvermutung dahinge-
hend einführt, dass mehrere zusammen abgeur-
teilte Dienstvergehen grundsätzlich nicht mitei-
nander in Verbindung stehen, sodass in der Regel 
der andere Teil des Urteils erhalten bliebe. 
Gleichzeitig könnte dem Antragsteller oder der 
Antragstellerin ermöglicht werden nachzuweisen, 
dass die Verfolgung des anderen Dienstvergehens 
in Wahrheit auch auf einer Diskriminierung be-
ruht oder im Vergleich zu derjenigen Diskriminie-
rung aufgrund von Sexualität oder sexuellen Iden-
tität nur ein sehr geringfügiges Dienstvergehen 
darstellt, sodass also die beiden, obwohl es sich 
um ein Mischurteil handelt, ein bisschen außer 
Verhältnis stehen, wenn man das andere dann be-
stehen ließe.  

Viertens und vorletztens, die Ausschussfrist. Das 
kann ich kurz halten, denn dazu hatte Herr 
Fischer schon sehr überzeugende Ausführungen 
gemacht. Nach dem Gesetzentwurf können mo-
mentan nur Diskriminierungen bis zum 3. Juli 
2000 einer Rehabilitierung und Entschädigung zu-
geführt werden. Diese scharfe Frist ohne jegliche 
Übergangsfrist erscheint mir auch, wie Herrn Fi-
scher, problematisch, denn eine Verwaltungspra-
xis, die sich über mehrere Jahre etabliert hat, wird 
sich kaum von einem Tag auf den anderen än-
dern. Insofern hielte ich eine Übergangsfrist von 
mehreren Jahren, vielleicht fünf Jahren, für ange-
zeigt, denn andernfalls erweckt der Staat den Ein-
druck, er habe seine Schuldigkeit allein dadurch 
getan, dass er den Erlass aufgehoben hat. Aber ei-
gentlich hat er auch Verantwortung für die fort-
wirkenden Effekte dieser Regelung, die er eben 
selbst aus heutiger Sicht grundrechtswidrig in 
Kraft gesetzt hatte.  

Der letzte Punkt meiner Ausführungen bezieht 
sich auf den Punkt, den Herr Fischer auch ange-
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deutet hatte, nämlich die Praktikabilität. Grund-
sätzlich ist es sehr erfreulich, dass das Verfahren 
an sich so einfach ausgestaltet ist. Das will ich 
auch sehr positiv erwähnen. Ich frage mich aller-
dings, was passiert in dem Fall, in dem ein sol-
cher Antrag abgelehnt wird. Das kann ja auch pas-
sieren. Deswegen würde ich es zumindest für er-
wägenswert halten, eine gehaltsunabhängige Pro-
zesskostenhilfe vorzusehen, also für das Bestrei-
ten des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens, falls 
der Antrag abgelehnt wird. Selbstverständlich, 
das wissen Sie vermutlich alle, haben Antragstel-
ler auch nach den allgemeinen Regeln die Mög-
lichkeit, Prozesskostenhilfe zu beantragen. Das 
hängt aber natürlich von der finanziellen Situa-
tion der Personen ab, sodass die meisten Antrag-
steller nicht in den Genuss einer solchen Rege-
lung kommen würden. Und es besteht insofern 
die Gefahr – das ist jetzt mein letzter Punkt – ge-
rade weil ja die Entschädigungssumme so gering 
ist, dass viele Antragsteller davon absehen wür-
den, im Falle einer Ablehnung den Gerichtsweg 
zu bestreiten, denn man mag fürchten, dass die 
Gerichtskosten sehr viel höher sind als die 3 000 
oder 6 000 Euro, um die man streitet. Ich danke 
sehr für ihre Aufmerksamkeit! 

Anastasia Biefang (QueerBw): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender, vielen Dank! Anastasia Biefang, ich 
bin die stellvertretende Vorsitzende von QueerBw 
und bedanke mich ausdrücklich für die Einladung 
an diesem heutigen Tag und auch für die Mög-
lichkeit, dass wir als QueerBw unsere Punkte und 
unsere Verbesserungsvorschläge zu dem Gesetz-
entwurf heute vorbringen können. Für sie alle: 
QueerBw ist einmal die Interessenvertretung aller 
schwulen, lesbischen, bisexuellen sowie trans-, 
inter- und andersgeschlechtlichen Angehörigen 
der Bundeswehr. Wir vertreten diese Interessen 
für unsere Mitglieder*innen und für alle Angehö-
rigen der Bundeswehr bundesweit und vertreten 
sie auch im Rahmen aller Status- und Laufbahn-
gruppen, wenn sie in ihrem Dienstwesen in ihrer 
Dienstzeit Benachteiligung erfahren aufgrund ih-
rer sexuellen Orientierung oder ihrer selbstemp-
fundenen Geschlechtsidentität. Darüber hinaus 
bieten wir für Betroffene Unterstützung und Bera-
tung an, wie sie ihren Dienstalltag auf Basis ihrer 
sexuellen Orientierung und auch ihres Ge-
schlechtsempfindens gestalten können, und un-

terstützen beim Coming-out. Und zudem unter-
stützen wir auch Dienststellen des Bundesminis-
teriums der Verteidigung bei der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung. Und ich sage ausdrücklich: Wir 
unterstützen auch heute noch in diesen Themen, 
sowohl die Dienststellen als auch die Angehöri-
gen der Bundeswehr, um ihren Dienst so zu ge-
stalten, dass sie auch tatsächlich offen und frei 
ihre sexuelle Orientierung und ihr Geschlechts-
empfinden leben können.  

Es ist nicht ganz einfach für mich, heute zu spre-
chen. Sie sehen auch, ich sitze hier in Uniform. 
Ich bin einerseits die stellvertretende Vorsitzende 
von QueerBw, ein ehrenamtliches Engagement 
und ein Verein, der außerhalb der Bundeswehr 
steht. Zugleich bin ich aber auch Soldatin im 27. 
Dienstjahr dieser Bundeswehr. Ich habe mir vor-
sorglich die Genehmigung meines Chef des Stabes 
zum Tragen der Uniform geben lassen, damit das 
auch keine Umstände bereitet, aber mir war es 
wichtig, eben deutlich sichtbar als Soldatin dieser 
Bundeswehr zu sprechen. Um Ihnen vielleicht zu 
den Punkten etwas zu sagen, die insbesondere 
Frau Ponti sehr schön dargestellt hat und die auch 
in der Studie „Tabu und Toleranz“ sehr deutlich 
zum Ausdruck kommen, wie die Bundeswehr seit 
1955 mit insbesondere homosexuellen Soldaten 
verfahren ist. Da mag es natürlich sein, dass – wie 
wir auch eben schon gehört haben – die gesell-
schaftliche Realität eben so war. Und die Bundes-
wehr ist ein Spiegelbild der Gesellschaft. Das sind 
neben rechtlichen Einordnungen meistens die Ar-
gumente dafür, die wir zu hören bekommen ha-
ben, warum es auch erst mal so lange gedauert 
hat, bis eine entsprechende Gesetzesinitiative 
zum Tragen kam.  

Ich möchte unterstreichen, wir als QueerBw be-
grüßen diese Gesetzesinitiative ausdrücklich. Zu-
dem durften wir auch seit März des letzten Jahres 
in enger Abstimmung mit dem Bundesministe-
rium der Verteidigung, insbesondere der Abtei-
lung Recht, den Entwurf mitgestalten und unsere 
Impulse einbringen. Ich bin mir sicher, dass es 
nicht verwundert, wenn wir dennoch an diesem 
Punkt, wo wir jetzt gerne und auch froh sind, ste-
hen zu können, gemeinsam weitere Verbesse-
rungsvorschläge haben beziehungsweise noch 
Forderungen einbringen, die wir auch gegenüber 
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dem BMVg eingebracht haben, als der Entwurf ge-
staltet wurde. Ich möchte betonen, die Zusam-
menarbeit mit dem BMVg war sehr gut, sehr ziel-
orientiert und auch sehr schnell und sehr rasch. 
Uns selber hat die Geschwindigkeit überrascht, 
die uns im Jahr 2020 mit der damals noch neuen 
Verteidigungsministerin Frau Annegret 
Kramp-Karrenbauer zuteil kam und mit der dieser 
Gesetzentwurf sehr schnell auf den Weg gebracht 
wurde. Auch das begrüßen wir.  

Allerdings liegen zwischen der Gründung von 
QueerBw oder damals dem "Arbeitskreis Homose-
xueller Angehörige der Bundeswehr" und dem 
Gesetzentwurf, wenn ich mich nicht ganz ver-
rechne, knapp 18 Jahre. 2002, als sich unser Ver-
ein gegründet hat, war die Rehabilitierung ein 
Gründungseckpfeiler unseres Vereins und die be-
stimmende Zielgröße für das Wirken und Handeln 
neben dem, dass wir den Dienstalltag auch so 
komplikations- und diskriminierungsfrei mitge-
stalten wollen für dann alle offen lebenden homo-
sexuellen Soldatinnen und Soldaten als auch 
transgeschlechtlichen Soldaten. Das war ein wei-
ter und ein langer Weg.  

Ich bin 1994 als Wehrpflichtige eingezogen wor-
den, wenn Sie erlauben, dass ich das so sagen 
darf. Bitte verstehen sie mein Dasein und mein 
Hiersein heute auch als transgeschlechtliche Offi-
zierin nicht als solches, dass mein Weg ein einfa-
cher war und ich keine Erfahrung hatte im Um-
gang oder wie die Bundeswehr mit homosexuel-
len Soldaten umgegangen ist. Bereits mit der 
Grundausbildung wurde mir klar gezeigt, was 
schwul sein bedeuten könnte. Die Witze und hu-
morvollen Geschichten der Ausbilder waren nicht 
unbedingt alltäglich, aber sie waren gang und 
gäbe. Wenn ich das Verfahren von Oberleutnant 
Stecher annehmen darf, was zu einer Zeit verhan-
delt wurde, als ich als junge Offizierin an der Uni-
versität der Bundeswehr in München studiert 
hatte, war dies ebenfalls eine Thematisierung, die 
mir nicht unbedingt geholfen hatte, offen und ehr-
lich auch mit meiner eigenen geschlechtlichen 
Orientierung in diesem Dienst umzugehen und da 
zu sein. Vielleicht war ich feige, zu mir zu stehen, 
aber ich wollte nun mal Soldatin und Offizierin 
sein und diesem Land dienen. Und ich bin mir si-
cher, genau diesen gleichen Entschluss haben alle 

anderen homosexuellen Soldaten auch gefasst 
und haben für den Dienst, für den Staat ihr Per-
sönlichstes zurückgestellt, teilweise bis zum Ende 
der Dienstzeit.  

Ich hatte noch vor ein paar Wochen ein Gespräch 
mit einem ehemaligen Fregattenkapitän, der mit 
der Pensionierung im Jahr 2013 dann endlich in 
Ganzheit sein Privates, und wie auch immer Sie 
sich dann noch die Pension als Berufsleben vor-
stellen möchten, mit seinem Partner leben konnte. 
Auch nach Aufhebung des Erlasses von 1984 zum 
3. Juli 2000 hat dieser Soldat sein Intimstes nicht 
preisgeben wollen, dass, was für uns alle norma-
ler Alltag ist: Das Bild des Ehepartners auf den 
Schreibtisch zu stellen und zu zeigen, mit wem 
man verbunden ist, oder montags zu erzählen, wie 
das Wochenende gelaufen ist und was man ge-
macht hat. Auch nach dem Jahr 2000 hat dieser 
Offizier dieses nicht getan, weil er sagte, das tue 
ich mir nicht an.  

Das heißt, wir sprechen über eine Jahrzehnte ent-
wickelte Diskriminierungspraxis, die systematisch 
war, wo sich auch das BMVg in den Jahrzehnten 
nicht unbedingt immer dem gesellschaftlichen 
Wandel gestellt hat, den die Gesellschaft außer-
halb der Streitkräfte als solches erlebt hatte. Noch 
1969, im Zuge der Reform des Paragraf 175 StGB, 
hatte das BMVg die Idee gehabt, einen eigenen 
Straftatbestand einführen zu lassen, um eben die-
ses Merkmal weiterhin zu erhalten, um darauf be-
gründet die Funktionsfähigkeit der Streitkräfte 
und die Störung des inneren Gefüges nicht zu ge-
fährden. Das waren die Realitäten. Und wenn Sie 
sich die Studie von Herrn Dr. Storkmann durchle-
sen – ich hoffe, dass trifft sie genauso befremdlich 
und mich als Offizierin hat es auch heute noch 
befremdlich getroffen, wenn ich lesen muss, dass 
die militärische Führung noch betonhart war in 
ihrer Einstellung zum Ende der 90er Jahre hin-
sichtlich der Behandlung von homosexuellen Sol-
daten, nämlich dass dieses weiterhin die Funkti-
onsfähigkeit der Streitkräfte einschränken würde. 
Und die Diskussion ging darüber hinaus.  

Was will ich damit sagen? Es war eine politische 
Entscheidung, die dazu geführt hat, dass diese 
Praxis eine Abkehr gefunden hat. Es war nicht die 
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innere Reformation der Streitkräfte oder der mili-
tärischen Führung, die erkannt haben, dass sie 
hier einen Weg gegangen sind, der nicht mehr 
tragbar und gesellschaftlich war. Und deswegen 
bin ich mir auch sicher, und das wäre ja dann 
auch die Überleitung zu den einzelnen Punkten, 
wo wir als QueerBw eine Nachbesserung des Ge-
setzentwurfs verlangen, dass eine Stichtagsregel 
zum 3. Juli 2000 sicherlich einfach ein Kalen-
dereintrag ist. Er hat aber nichts mit der Realität 
und der Praxis vom alltäglichen Dienst, von einer 
Kultur, die befeuert wurde von einem Erlass, den 
wir 1984 auch noch selber geschrieben haben, von 
einer Praxis, die so viele Jahrzehnte andauerte, zu 
tun. Das kann ich mir beim besten Willen nicht 
vorstellen. Und das würde wahrscheinlich auch, 
wie vielen im Verteidigungsausschuss bekannt ist, 
dem Bild des langsamen Supertankers, der immer 
angeführt wird, der lange für Veränderungen 
braucht, auch nicht gerecht werden. Und wenn 
wir das in einigen anderen Bereichen schon mal 
feststellen, dass dieser Kulturwandel lange dauert 
und dass der Supertanker Ministerium auch lange 
braucht, dann glaube ich, ist es einfach zu erken-
nen, dass eine einfache Fristregelung mit Stich-
tagsregelung nicht ausreicht, um hier dem Un-
recht Genüge zu tun, was die Soldaten erlitten ha-
ben.  

Was fordern wir als QueerBw? Im wesentlichen 
zwei Themenfelder: Zum einen die vollumfängli-
che Rehabilitierung und zum anderen eine echte 
Entschädigung. Bei der vollumfänglichen Rehabi-
litierung sind die wesentlichen Punkte für uns 
einmal die Anpassung der Stichtagsregelung, wie 
ich eben ausgeführt hatte. Das Datum der Abkehr 
vom Erlass zum 3. Juli 2000, das kennen wir alles, 
wird aber nicht der Praxis gerecht und der Kultur, 
die in den Streitkräften noch vorherrschte, unbe-
nommen dessen, wie tolerant einzelne Soldatin-
nen und Soldaten mit ihren Kameraden umgegan-
gen sind. Und auch in der Studie von Herrn Dr. 
Storkmann ist noch eindrücklich der Fall von 
2007 beschrieben, wo ein Vorgesetzter noch 
dachte, er müsste dienstrechtlich gegen seinen 
untergebenen Offizier handeln, weil dieser ein 
Bild seines Ehepartners auf den Schreibtisch ge-
stellt hatte und dies in seiner Ansicht im Jahr 
2007 gar noch ein Dienstvergehen begründen 
könnte. Daher fordern wir, dass die Stichtagsrege-
lung verlängert wird auf den 31. Dezember 2009 

und so wie ich meine Vorredner*innen gehört 
habe, scheinen wir da auch alle einen sehr guten 
Konsens für zu haben.  

Mit Bezug auf die Aufhebung von Mischurteilen, 
wie es in dem aktuellen Entwurf der Bundesregie-
rung ist, regen wir die Einführung auch einer Här-
tefallregelung an. Für den Fall einer Ablehnung 
der Rehabilitierung und Entschädigung des BMVg 
regen wir damit die Gründung eines Beirates an. 
Diesem sollen neben weiteren Vertretern auch 
mindestens eine Person aus den Reihen der Inte-
ressenvertretung angehören. Und Ziel des Beirates 
wird die Vermittlung und die Empfehlung zur 
Härtefallregelung sein. Der Beirat soll auch eine 
Anhörung der Betroffenen ermöglichen, wenn 
dem Antrag nicht stattgegeben wird. Zudem for-
dern wir auch die Nachbeförderung bei Vorent-
haltung der Beförderung. Das heißt, wenn jeman-
dem aufgrund seiner homophilen Neigungen, wie 
es auch in den Akten teilweise vermerkt ist, die 
Beförderung verwehrt wurde und dann die Entlas-
sung folgte und die Entfernung aus dem Dienst-
verhältnis, dass auch das entsprechende Lauf-
bahnziel, was theoretisch erreichbar wäre oder zu-
mindest die nächstdarauffolgende Beförderung 
diesem Soldaten zuerkannt wird. Und zudem, 
weil wir von einer systematischen Praxis des Mi-
nisteriums sprachen, möchten wir auch die Er-
weiterung des Gesetzentwurfs auf Bewerberinnen 
und Bewerber haben, und deren Musterungen 
und Bewerbungen zur Einstellung in den Dienst 
der Streitkräfte. Denn auch dort ist der Kontakt 
mit dem Dienstherrn und auch dort hat sich die 
Praxis der Diskriminierung amortisiert und für 
den Bewerber, auch wenn dieser zu dem Zeit-
punkt noch nicht Soldat*in war, hat er diese Pra-
xis gespürt und wurde durch einen dann auch je-
denfalls späteren Dienstherren möglich diskrimi-
niert, alleine aufgrund seiner sexuellen Orientie-
rung.  

Das zweite Themenfeld, was QueerBw anführt, ist 
die echte Entschädigung. Wir begrüßen ausdrück-
lich, dass der Gesetzentwurf die einfache Glaub-
haftmachung als Instrument im Rahmen der An-
tragstellung vorsieht, um den Betroffenen den 
Weg zu ihrem Recht so einfach wie möglich zu 
ebnen, und auch damit anerkennt, dass wahr-
scheinlich Akten in eigenen Beständen von über 
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20 oder auch nur 10 Jahren nicht mehr unbedingt 
aufbewahrt werden.  

Wir fordern die Anpassung der Pauschalentschä-
digung, nicht nur in Anlehnung an die Höhe vom 
StrRehaHomG, sondern in der entsprechenden 
Anhöhung von 3 000 Euro, denn was im Unter-
schied zum Paragraf 175 StGB hier im Mittel-
punkt steht und stehen muss, ist, dass hier der 
Dienstherr selber und der unmittelbare Vorge-
setzte unmittelbar auf die Soldatinnen und Solda-
ten, zu deren Fürsorge er verpflichtet war, einge-
wirkt hat. Also ein noch erheblicheres mehr an 
Unrecht als das, was durch Paragraf 175 StGB ho-
mosexuellen Männern in dieser Gesellschaft wi-
derfahren ist.  

Zudem fordern wir auch, dass analog wie beim 
StrRehaHomG, bei der Verhängung von Diszipli-
nararrest auch hier eine Haftentschädigung ge-
zahlt werden kann und zudem, wenn durch be-
troffene Soldatinnen und Soldaten ein finanzieller 
Schaden nachweisbar durch diese Praxis entstan-
den ist, eine individuelle Entschädigung entlang 
des tatsächlichen Schadens.  

Und zuletzt empfehlen wir auch weiterhin eine 
Kollektiventschädigung. Wir bitten um Prüfung 
einer Kollektiventschädigung, die ein Ausgleich 
für Schäden herbeiführt, die nicht von einer Ein-
zelentschädigung aufgegriffen werden. Unserer 
Ansicht nach kann die kollektive Entschädigung 
der historischen und gesellschaftlichen Aufarbei-
tung in Form von Forschung, Bildung und gesell-
schaftlicher Teilhabe der Betroffenen dienen. Ei-
ner aus einer Kollektiventschädigung finanziertes 
Beratungsangebot halten wir daher für empfeh-
lenswert.  

Ich komme zum Schluss. Wir möchten uns als 
QueerBw nochmal dafür bedanken, dass wir 
heute die Möglichkeit hatten, aus unserer Sicht zu 
sprechen, einem Kernanliegen unseres Vereins. 
Wir begrüßen tatsächlich und aufrichtig die Geset-
zesinitiative und möchten auch noch mal aus-
drücklich die Zusammenarbeit mit dem BMVg in 
der Erarbeitung des Entwurfs hervorheben und 
empfehlen, die von mir vorab genannten und in 

unserer Stellungnahme hinterlegten weiteren Ver-
besserungen für den Gesetzentwurf. Vielen Dank!  

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Vielen Dank 
noch mal an alle Sachverständigen für ihre einlei-
tenden Beiträge. Dann gehen wir jetzt in die Fra-
gerunde der Fraktionen und als erste hat die 
CDU/CSU-Fraktion das Wort. Der Kollege Otte. 
Bitte sehr! 

Abg. Henning Otte (CDU/CSU): Herzlichen Dank, 
Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr verehrten Damen und Herren 
Sachverständige und Frau Wehrbeauftragte, die 
mir hier in Berlin im Saal gegenübersitzt! Ihnen 
allen ein herzliches Willkommen und wir freuen 
uns, dass heute endlich diese Anhörung stattfin-
det kann, um noch einmal die Expertise zu be-
kommen für den weiteren Verfahrensgang.  

Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr sind 
bis in das Jahr 2000 hinweg, wir haben es gehört, 
wegen ihrer homosexuellen Orientierung dienst-
rechtlich benachteiligt worden. Wurde eine ho-
mosexuelle Orientierung dem Dienstherrn be-
kannt, drohte zum Beispiel einer Abversetzung 
von Führungspositionen – das ist hier auch noch 
mal genannt worden. Es konnte auch der MAD 
ein Sicherheitsrisiko feststellen. Bei homosexuel-
len Handlungen unter Kameraden drohte die Ent-
lassung selbst dann, wenn sie einvernehmlich 
und nicht im Dienst stattfanden. Daher ist es gut 
und richtig, dass wir mit dem vorliegenden Gesetz 
die betroffenen Soldatinnen und Soldaten in aller 
Form rehabilitieren.  

Ich bin froh, dass heute durch das gesamte politi-
sche Spektrum Einigkeit darüber besteht, dass 
eine sexuelle Orientierung den Dienstherrn nichts 
angeht und daher auch kein Kriterium für die Kar-
riere in unserer Bundeswehr sein kann. Ich freue 
mich als verteidigungspolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, dass es insbeson-
dere unsere beiden Ministerinnen waren, Dr. Ur-
sula von der Leyen und Annegret Kramp-Karren-
bauer, die beherzt dieses Thema angegangen sind. 
Am 18. September 2020 war „Tabu und Tole-
ranz“, eine sehr beeindruckende Veranstaltung, 
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an der ich teilnehmen konnte und jetzt schon de-
battieren wir über den Gesetzentwurf. Das ist ver-
glichen mit anderen Gesetzentwürfen eine un-
glaubliche Beschleunigung, quasi ein Sprint, den 
wir hier alle hinlegen und das ist gut.  

Es sollte inhaltlich kein Zweifel mehr an Diskri-
minierung geben und ich wünsche mir persön-
lich, dass wir sprachlich eine alltagstaugliche Re-
gelung finden. Ziel ist es, dass wir eine Akzeptanz 
empfinden und sich alle hinter dem Satz „Wir 
dienen Deutschland“ vereinen können. Das wäre 
für mich persönlich wichtig und ich leite jetzt 
weiter an unsere Berichterstatterin der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion Kerstin Vieregge, bitteschön! 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Schönen guten 
Tag in die Runde! Ich hoffe, dass ich gut zu ver-
stehen bin. Auch von mir ein paar einleitende 
Worte, denn auch ich kann mich noch sehr gut an 
den Abend der Vorstellung der Studie im Bundes-
verteidigungsministerium erinnern. Ich kann 
mich sehr gut daran erinnern, wie Bundesvertei-
digungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer 
das Unrecht früherer Zeiten öffentlich bedauerte 
und alle Betroffenen um Entschuldigung gebeten 
hat. Das war ohne Zweifel nicht nur richtig, son-
dern gar ein besonderer und historischer Schritt. 
Und in der Folge entstand nun das vorliegende 
Gesetz, welches wir bereits in Erster Lesung im 
Bundestag beraten haben und um das es heute ge-
hen soll.  

Klar ist, die früheren Entscheidungen und die jah-
relangen Diskriminierungen können nicht unge-
schehen gemacht werden, aber wir alle können 
gemeinsam dazu beitragen, die Wiedergutma-
chung ein Stück weit voranzubringen. Deshalb be-
danke ich mich wirklich auch schon jetzt für die 
vielen ausführlichen Impulse der entsprechenden 
Sachverständigen, die schon wirklich einen sehr 
sehr breiten Blick gegeben haben. Nichtsdestot-
rotz ein paar wenige Fragen bleiben noch übrig, 
die ich gerne an Herrn Metzger stellen möchte. 
Wenn es recht ist, würde ich das gern im Dialog 
tun, da die Fragen nicht unmittelbar miteinander 
zusammenhängen, wenn es da keine Einwände 
gibt.  

Und zwar wäre dann die Erste Frage: Sie hatten 
vorhin gesagt, dass das ja nur für die Soldatinnen 
und Soldaten galt und nicht für die Beamten. 
Nichtsdestotrotz ist für mich die Frage, wo wir 
beispielsweise bei Polizeibeamten vergleichbar 
gehandelt haben. Oder gab es auch noch irgendwo 
in anderen „Sektoren“ solche Regelungen? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Ja, vielen Dank für die 
Frage! Es ist tatsächlich so, dass es für Beamte in 
dem Bundesbeamtengesetz, aber auch in den Lan-
desbeamtengesetzen und den korrespondieren 
Disziplinargesetzen eine vergleichbare Regelung 
zum Wohlverhalten, wie es heißt, gab und gibt. Es 
wurde letztlich deckungsgleich von der Verwal-
tung und Rechtsprechung agiert. Das heißt, also 
auch Polizeibeamte, die homosexuell orientiert 
waren, wurden aus dem Dienstverhältnis entfernt. 
Später – genauso wie bei Soldaten – gab es letzt-
lich dann auch eine Reduzierung dieser sehr har-
schen Praxis, aber alles vergleichbar. 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Okay. Dann für 
uns als Nichtjuristen, können Sie uns diesen Be-
griff der Mischurteile noch mal ein bisschen mehr 
verdeutlichen beziehungsweise direkt mit Bei-
spielen oder konkreten Fällen hinterlegen? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Jawohl, gerne! Also bei 
Disziplinarverfahren ist es so, dass mehrere 
Dienstpflichtverletzungen als ein Dienstvergehen 
geahndet werden. Das soll heißen: Wenn jetzt ein 
Soldat – ich nenne ein Beispiel – während des 
Dienstes mit einem anderen Soldaten sich homo-
sexuell betätigt hat, dann hat er nicht nur nach 
der damaligen Rechtsprechung seine Wohlverhal-
tenspflicht verletzt, sondern gleichzeitig die 
Pflicht zum treuen Dienen verletzt, weil das ganze 
während der Dienstzeit stattgefunden hat. Das 
wäre ein solches Mischurteil, wo also zwei ver-
schiedene Dienstpflichten verletzt wurden, die 
dann aber gleichzeitig abgeurteilt werden muss-
ten. So die gesetzliche Forderung nach der Wehr-
disziplinarordnung. Das wäre ein Beispiel. Wei-
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tere Beispiele, die dann auch in der Rechtspre-
chungspraxis zu harten Urteilen geführt haben, 
waren immer diejenigen gewesen, wo ein Vorge-
setzten-Untergebenen-Verhältnis auch noch mit 
dabei war. Das heißt, wo dann beispielsweise ein 
Vorgesetzter seine entsprechende Dienststellung 
ausgenutzt hat. Hier wäre dann beispielsweise 
eine Verletzung der Fürsorgepflicht, die ihm als 
Vorgesetzten obliegt, mit abgeurteilt worden. Das 
wären in diesem Zusammenhang Beispiele für 
Mischurteile. 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Okay. Dann 
haben wir zur Kenntnis genommen, dass die For-
derung besteht, dass über den 3. Juli 2000 hinaus 
zu ziehen, also bis zum Dezember 2009. Dazu ein-
fach mal die Frage: Sind Ihnen Fälle bekannt, in 
denen es in der Bundeswehr nach dem 3. Juli 
2000 zu dienstrechtlichen Benachteiligungen we-
gen einer homosexuellen Orientierung gekommen 
ist? Und können Sie uns dann noch vielleicht ein 
weiteres Beispiel nennen, als das eine, was jetzt 
eben vorgetragen wurde? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Das ist genau der Punkt. 
Ein weiteres Beispiel als das außerhalb dieser 
Storkmann-Studie habe ich persönlich nicht. Mir 
sind da also konkrete Fälle nicht bekannt, was 
nicht heißen soll, dass es diese Fälle nicht gege-
ben hat. Denn wie die anderen Sachverständigen 
es ja zutreffend ausgeführt haben, gab es 2000 die-
sen entsprechenden Erlass und dieser führt nicht 
auf Knopfdruck dazu, dass sich eine Praxis än-
dert. Wobei meine eigene persönlich Erfahrung 
ist, wenn ein solcher Erlass entsprechend verteilt 
wird, wenn also dessen Regelungsgehalt entspre-
chend in nachgeordneten Bereichen tatsächlich 
bekannt gegeben wird, dass das dann relativ zügig 
zumindest institutionell umgesetzt wird. Und das 
ist ja auch hier Sinn von diesem Gesetzentwurf, 
das institutionelle Fehlverhalten oder dessen Aus-
wirkungen zu rehabilitieren, nicht aber das ein-
zelne Fehlverhalten von Individuen, die, ich drü-
cke es salopp aus, nicht mitgekriegt haben, dass 
sich da die Rechtslage geändert hat. Das war 
meine Ausführung. 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Und dann 
noch mal zur Verdeutlichung: Welchen Zweck er-
füllen die Rehabilitierungsbescheinigungen, die 
der Gesetzentwurf vorsieht? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Die Rehabilitierungsbe-
scheinigung als solche ist Voraussetzung dafür, 
dass dann eine Entschädigungsleistung ergeht. 
Das Gesetz ist so ausgestaltet, dass dort bei der 
Entschädigungsleistung im Sinne des Paragraf 3 
des Entwurfes steht: Die rehabilitierte Person er-
hält auf Antrag eine Entschädigung. Das setzt vo-
raus, dass also eine Rehabilitierung als solche 
festgehalten wird und dieses Festhalten erfüllt die 
entsprechende Bescheinigung dann. Dafür ist sie 
halt notwendig. 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Okay. Und 
jetzt noch abschießend, wir haben eben durch die 
verschiedensten Sachverständigen noch weitere 
Wünsche und Ansprüche gehört, die entspre-
chend vorgetragen wurden. Gab es aus rein juristi-
scher Sicht Punkte, die für Sie dagegen sprechen, 
wo Sie sagen: das könnte aber kritisch werden? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Ja. Insbesondere bei 
dem recht dezidierten Entschädigungskatalog, der 
von Seiten QueerBw aufgestellt wird, sehe ich da 
insofern rechtliche Schwierigkeiten, als das dort 
letztlich keine Rehabilitierungsleistung, sondern 
ein echter Schadenersatzanspruch gefordert wird. 
Ein solcher Schadenersatzanspruch setzt aber 
nicht nur objektiv rechtswidriges Verhalten vo-
raus, sondern auch in subjektiver Hinsicht hätten 
damals sowohl Verwaltung als auch Gerichte wis-
sen müssen und erkennen können, dass das Un-
recht ist, also wenigstens fahrlässig rechtswidrig 
handeln müssen. Das dürfte so nicht zu bejahen 
sein, sodass ich also hier aus rechtlicher Sicht ei-
nem so ausgestalteten, in der Natur der Sache 
Schadenersatzanspruch sehr, sehr kritisch gegen-
überstehe. Ich gucke gerade noch mal die entspre-
chende Punkte durch, so ich sie hingeschrieben 
habe. Ansonsten sehe ich da aus juristischer Sicht 
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wenig Schwierigkeiten, sondern es sind eher Fra-
gen der Handhabbarkeit, beispielsweise eine Clea-
ringstelle oder einen Beirat mit einzurichten. Das 
ist eine Zweckmäßigkeitserwägung, aber nicht 
rechtlich irgendwo relevant.  

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Also dadurch, 
dass wir jetzt doch noch Zeit haben, frage ich jetzt 
noch mal im Zusammenhang mit dieser Rehabili-
tierungsbescheinigung: Also nur, wenn ich die 
habe, bin ich auch berechtigt, letztendlich die 
3 000 Euro zu bekommen. Und um die Bescheini-
gung zu bekommen, reicht es aus, eine Glaubhaft-
machung bei einer entsprechenden Antragstellung 
darzustellen? Also einfach jetzt noch mal so, dass 
Sie uns das Verfahren vielleicht noch mal konkre-
tisieren können? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Jawohl. Vielen Dank für 
die Frage! Also Glaubhaftmachung heißt ja zu-
nächst, dass der Soldat, ich nenne es salopp, eine 
Geschichte darlegt. Entweder bringt er ein Urteil 
vom Truppendienstgericht an und sagt: So, das ist 
mein Urteil, das ist jetzt aufgrund des Gesetzes 
aufgehoben, jetzt hätte ich gern die Rehabilitie-
rungsbescheinigung. Oder aber er wendet sich an 
das BMVg und legt seine Geschichte in groben 
Zügen noch mal dar, wenn es eine sonstige Be-
nachteiligung war, beispielsweise er nicht beför-
dert worden ist. Mehr muss er an dieser Stelle 
nicht machen, denn auch die Versicherung an Ei-
des statt muss nur auf Antrag kommen. Das heißt, 
wenn dann das BMVg Zweifel an der Darstellung 
hat, dann kann es noch verlangen, dass der Soldat 
sodann, wenigstens an Eides statt versichert, dass 
seine Ausführungen richtig sind. Eides statt heißt, 
er muss nicht zu einem Richter gehen und sich 
von diesem einen Eid abnehmen lassen, in diesem 
Fall die Wahrheit zu sagen, sondern es reicht rein 
praktisch aus, dass er unter seine Geschichte den 
Satz schreibt, dass er in Kenntnis der strafrechtli-
chen Relevanz an Eides statt die Richtigkeit seiner 
Ausführung versichert. Dieser Satz reicht aus und 
dann ist er seinem gesamten Darlegungserforder-
nis gerecht geworden. Und in diesem praktischen 
Umfang reicht es aus, dass er seinen Antrag stellt 
und dann hat das BMVg entsprechend den Ver-
waltungsaufwand, das soweit zu überprüfen. 

Durch die eidesstattliche Versicherung genießt 
diese Darstellung ohnehin einen höheren Wahr-
heitsgehalt. Es wird eben dann, so der Gesetzent-
wurf, eine entsprechende Bescheinigung ausge-
stellt. Mit dieser Bescheinigung kann er dann den 
entsprechenden Entschädigungsbetrag beantragen. 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Ja, vielen 
Dank, Herr Metzger! Eine Frage hätte ich dann 
noch. Es ist ja so, über die Höhe einer Entschädi-
gungsleistung kann man sich natürlich immer 
streiten. Aber gibt es eigentlich darüber hinaus 
eine andere Art, eine andere Möglichkeit der Re-
habilitierungsleistung?  

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Ich hatte es schon ange-
sprochen und auch in meiner schriftlichen Stel-
lungnahme dargestellt: Wir haben hier einen Be-
zug zur Berufsausübungsfreiheit. Da ist natürlich 
denkbar, dass man nicht einen Pauschalbetrag für 
alle Fälle nimmt, sondern hier – beispielsweise 
wie im Arbeitsrecht auch – sich eher daran orien-
tiert, beispielsweise wie lange jetzt der entspre-
chende Soldat im Dienstverhältnis stand oder wie 
lange er regulär aufgrund einer Verpflichtung ge-
standen hätte, die er dann nicht mehr hat erfüllen 
können oder Ähnliches. Also insofern stünde im 
Raum, anstatt – wie gesagt – eines einzelnen Fest-
betrages hier eine gewisse Staffelung im Gesetz 
vorzusehen. Das wäre eine andere Art einer Ent-
schädigung, die beispielsweise Unterschiede be-
rücksichtigt, ob ich jetzt einen Wehrpflichtigen 
habe, der sich länger verpflichten wollte oder ob 
ich beispielsweise einen Soldaten auf Zeit von 12 
Jahren hatte, der also schon eine längere Ver-
pflichtungszeit hatte. Das wäre so eine Alterna-
tive. 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Gut. Was aber 
letztendlich dann dennoch im monetären Bereich 
bliebe? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Das ist soweit richtig. 
Das bliebe im monetären Bereich. Eine Alterna-
tive – und da nehme ich noch mal Bezug auf das, 
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was als Entschädigung von seitens QueerBw ge-
fordert ist – wäre ja der Versuch der kompletten 
Schadlosstellung. Das halte ich aus folgendem 
Grund für kaum gangbar. Ich sprach es an, dass 
beispielsweise eine Laufbahn, von einem Solda-
ten einmal begonnen, nicht definitiv zu einem be-
stimmten Ziel führt, sondern da verschiedene Va-
riablen drin sind. Denn jede einzelne Beförde-
rungs- oder Verwendungsstufe ist an diese Besten-
auslese gekoppelt, das heißt Eignung, Leistung 
und Befähigung. Und wenn ich jetzt nur dieses 
singuläre Ereignis einer Benachteiligung aufgrund 
der sexuellen Orientierung da rein setze, heißt das 
ja nicht, dass dieses eine singuläre Ereignis zwin-
gend alles andere zunichtegemacht hat. Sondern 
bei dem Versuch einer Rehabilitierung muss ich 
berücksichtigen, dass auch ohne diese Benachtei-
ligung gar nicht zwingend der einzelne Soldat, 
beispielsweise wenn er jetzt Leutnant war, zwin-
gend Berufssoldat und Oberstleutnant geworden 
wäre. Und insofern stellt es sich als ganz, ganz 
schwierig dar, eine andere Rehabilitierungsmaß-
nahme anstelle einer Art monetären Leistung 
dann tatsächlich zu erbringen. Das dürfte also 
kaum praktikabel sein. Wenn jetzt der Soldat sel-
ber nur im Rahmen der Glaubhaftmachung seines 
Anspruches zu einer, ich nenne es jetzt mal, redu-
zierten Geschichtserzählung verpflichtet ist auf 
der einen Seite und auf der anderen Seite von Sei-
ten des Dienstherrn in der Verwaltung nicht mehr 
alles nachvollzogen werden kann, dann stellt sich 
tatsächlich die Frage: Wie sollte dann eine per-
spektivische Nachzeichnung einer Karriere noch 
erfolgen? Dann gehe ich auch persönlich davon 
aus, dass hier eine Lückenhaftigkeit letztlich ei-
nen vollständigen Restitutionsanspruch vereiteln 
würde. Insofern bleibe ich dabei, es ist letztlich 
ein monetärer Anspruch hier zweckmäßig und 
auch gerechtfertigt.  

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Dankeschön.  

Abg. Eckhard Gnodtke (CDU/CSU): Herr Metzger, 
Sie haben ja versucht die völlige Schadlosstellung 
auszuführen. Frau Biefang hat es vorhin erläutert, 
dass sie dies fordert. Weitergehend an Frau Bie-
fang nochmal die Frage: Wenn Sie so etwas for-
dern, wie wäre dann das Verfahren nach Ihrer 
Auffassung zu gestalten? Auch als einfaches Ver-

fahren oder dann richtig mit Zeugen und so wei-
ter? Das Ganze ist ja zurzeit bewusst auf ein einfa-
ches Verfahren abgestellt. 

Anastasia Biefang (QueerBw): Vielen Dank für die 
Frage! Dazu nehme ich gerne Stellung. Wie ich 
betont hatte, geht es uns darum, eben nicht das 
eine oder das andere, sondern hier auf ein 2-Säu-
len-Modell zu setzen. Wir begrüßen die pauschale 
Entschädigung ausdrücklich, weil sie einen einfa-
chen Zugang hinsichtlich einer Entschädigung er-
möglicht und auch das Antragsverfahren als sol-
ches hier ist. In den Fällen aber, wo ein tatsächli-
cher materieller und damit auch finanzieller 
Schaden ist, der gegebenenfalls vielleicht aber 
auch tatsächlich bis in den Lebensabend der Be-
troffenen hinaus wirkt und dieser auch dann tat-
sächlich zu beziffern ist, dann sollte man diesen 
auch entschädigen als solches, wenn er denn 
nachgewiesen werden kann. Also hier sehen wir 
schon eine deutliche Unterscheidung in dem 
Sinne, welche – wenn sie wollen nicht juristisch 
gesprochen – Beweise vorgebracht werden müs-
sen. Da sehen wir schon einen entsprechenden 
Unterschied. Aber wenn diese nachvollziehbar 
belegt werden können, dann wäre hier nach unse-
rer Einschätzung unter dem Gesichtspunkt Hand-
lungsbedarf zu sehen. 

Abg. Eckhard Gnodtke (CDU/CSU): Und Sie, Herr 
Metzger? Halten Sie es denn für gangbar und mög-
lich? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Da sind wir dann dabei, 
was ich eingangs sagte. Also zum einen ist es halt 
die Frage: Kann ich jetzt überhaupt sagen, ich 
habe einen Schadenersatzanspruch, wie er im her-
kömmlichen Schadenersatzrecht vorliegt? Da ver-
neine ich schon entsprechend den subjektiven 
Tatbestand, das heißt mindestens in Form von 
Fahrlässigkeit. Was die Möglichkeit angeht, bleibe 
ich dabei, dass ich auch hier die ganz große Hürde 
sehe, nämlich zu sagen, der Soldat hätte den fi-
nanziellen Nachteil erlitten, dass das sicher prog-
nostizierbar ist. Das sehe ich soweit nicht. Ganz 
einfach, weil zu viele Variablen da mit dabei sind. 
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Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr für 
diese Runde! Dann geht das Fragerecht an die 
Fraktion der AfD. Der Kollege Otten hat das Wort.  

Abg. Gerold Otten (AfD): Guten Tag! Danke Herr 
Vorsitzender für das Wort und ich begrüße auch 
die Sachverständigen und die Frau Wehrbeauf-
tragte.  

Die AfD-Fraktion unterstützt den Gesetzentwurf, 
gerade auch vor dem Hintergrund, dass hier auch 
eine symbolische Entschädigung an die Betroffe-
nen gezahlt werden soll. Ich hätte zunächst eine 
Frage an Herrn Metzger: Sie haben davon gespro-
chen, dass es sich um eine dienstrechtliche Aner-
kennung erlittenen Unrechts handelt, das sich 
aufgrund eines gesellschaftlichen Wandels erge-
ben hat, aber eben nicht um einen strafrechtlichen 
Anspruch der Geschädigten. Sie haben in Ihrem 
Vortrag auch darauf abgehoben, dass es auch zu 
unterschiedlichen Bewertungen kommt, speziell 
im Hinblick auf den Paragraf 17 SG, wo es um An-
sehen, Achtung und Vertrauen in die Vorge-
setztenfunktion geht. Könnten Sie das noch mal 
etwas ausführen, warum Sie das unterscheiden? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Vielen Dank für die 
Frage! Die Unterscheidung zwischen Straf- und 
Dienstrecht ergibt sich einmal aus der Rechtsnatur 
der Rechtsmaterie. Beim Strafrecht habe ich be-
stimmte Rechtsgüter, die ich schützen möchte. 
Jetzt war es nach meiner persönlichen Bewertung 
immer so, dass im Strafrecht es ohnehin fraglich 
ist, welches Rechtsgut ich schützen möchte, wenn 
volljährige, einsichtsfähige Erwachsene sich ho-
mosexuell betätigen. Da sehe ich kein Rechtsgut, 
das da strafrechtlich hätte geschützt werden müs-
sen. Insofern kann ich das sehr gut nachvollzie-
hen, dass der Gesetzgeber dann gesagt hat: „dieses 
Unrecht bringen wir aus der Welt“.  

In dienstrechtlicher Hinsicht gibt es seit Bestehen 
der soldatischen Pflichten, bis heute, die Ver-
pflichtung zum achtungs- und vertrauenswürdi-
gen Verhalten von Soldaten. Das heißt, Soldaten 
müssen sich so verhalten, dass Untergebene, 

Gleichgestellte und Vorgesetzte das Vertrauen be-
wahren und erhalten, das sie in die Funktion die-
ses Soldaten haben. Dabei ist darauf abzustellen, 
wie dieses Verhalten eines Einzelnen von dessen 
Kameraden und Vorgesetzten wahrgenommen 
wird. An dieser Stelle ist eine gesellschaftliche 
Anschauung zu berücksichtigen. Man wird also 
heutzutage immer noch sagen, dass beispielsweise 
ein Soldat, der sich außerdienstlich strafbar 
macht, diese Achtung und dieses Vertrauen, das 
andere Soldaten in ihn setzen, gefährdet. Das war 
auch seinerzeit ein Anknüpfungspunkt der Ver-
waltung und der Rechtsprechung, zu sagen, dass 
homosexuelle Soldaten hier ihren Pflichten nicht 
gerecht werden.  

Insbesondere wurden sie dem bei diesen schon 
angesprochenen Mischurteilen nicht gerecht. Das 
heißt, wenn beispielsweise Vorgesetzte Unterge-
bene zu homosexuellen Handlungen aufgefordert 
haben, insbesondere in einem unmittelbaren Vor-
gesetzten-Untergebenen-Verhältnis. Natürlich 
kam erschwerend hinzu, wenn da irgendwelcher 
Zwang, Nötigung oder Sonstiges mit im Spiel war. 
Ich denke, das erklärt sich dann von alleine. Inso-
fern gab es da dann entsprechende Unterschiede. 

Abg. Gerold Otten (AfD): Dann möchte ich noch 
einmal darauf zurückkommen, Sie haben in Ihrem 
Gutachten erwähnt, dass Sie jede Form einer Kol-
lektiventschädigung ablehnen. Jetzt kommen ja 
auch Forderungen, zum Beispiel von QueerBw, 
praktisch eine komplette Laufbahn nachzuvollzie-
hen aufgrund eines Wehrdienstgerichtsurteils, so-
dass praktisch dann jemand in ein Rechtsverhält-
nis gesetzt wird, das letztendlich aus irgendeinem 
fiktiven Enddienstgrad bis zu Pensionsansprü-
chen führen würde. Können Sie das noch mal 
kurz erläutern, wie Ihre Position zu diesen An-
sprüchen ist? Es sind ja einmal Ansprüche nach 
Wiedereinsetzung in den vormaligen Dienstgrad, 
aber eben auch Anspruch auf Beförderung gemäß 
Laufbahn, im Sinne einer linearen Fortschreibung 
der Laufbahn. 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Vielen Dank! Also im 
Hinblick auf eine Laufbahn bleibe ich dabei. Wie 
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auch eben schon dargestellt, sehe ich es als recht-
lich problematisch und praktisch kaum durch-
führbar an, eine lineare Fortschreibung als weiter-
gehende Entschädigung zu gewährleisten, die 
über die Aufhebung des Urteils hinausgeht.  

Was eine Wiedereinsetzung angeht, ist es recht-
lich durchaus denkbar, dass durch das Gesetz das 
Urteil aufgehoben wird. Dadurch, dass dieses Ur-
teil aus der Welt ist, fehlt ja ein Kausalitätsbau-
stein für eine Dienstgradherabsetzung oder eine 
Entfernung aus dem Dienstverhältnis. Man käme 
dann wieder in einen Bereich, dass man dann 
wieder in diesen vorherigen Stand gelangen 
würde. Allerdings halte ich es auch hier für kaum 
praktikabel, das zu machen, weniger aus rechtli-
chen Gründen, sondern mehr aus praktischen 
Gründen. Vor allen Dingen, weil Artikel 87a Ab-
satz 1 Satz 2 des GG festlegt, dass die Grundzüge 
der Organisation vom Bundeshaushalt festzuhal-
ten sind. Hier müsste man dann im Prinzip in un-
bestimmter Höhe und unbestimmten Ausmaß eine 
Klausel im Bundeshaushalt haben, die dann für 
die nächsten Jahre immer noch diese Entschädi-
gungsmaßnahmen kompensieren würde. Ich 
glaube nicht, dass das aus haushaltsrechtlichen 
Gründen praktisch umsetzbar ist. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr. Dann 
geht das Recht der Fragestellung an die SPD-Frak-
tion. Frau Möller hat das Wort. 

Abg. Siemtje Möller (SPD): Moin aus Friesland in 
die Runde! Zu allererst darf ich für meine Frak-
tion erklären, dass wir uns zunächst bei den Sach-
verständigen bedanken, insbesondere auch für die 
vielen sehr realistischen und persönlichen Einbli-
cke, die sie uns gewährt haben in das, was sie be-
schäftigt hat. Sie haben uns noch mal deutlich ge-
macht, welche persönlichen Schicksale hinter der 
Diskriminierung von homosexuellen Soldatinnen 
und Soldaten oder auch queeren Soldatinnen und 
Soldaten stehen, wie schwierig es ist und gegen 
welches noch in Teilen verbreitete Vorurteil sie 
weiterhin ankämpfen müssen, welche Unterstüt-
zung sie dafür auch bedürfen.  

Für meine Fraktion darf ich erklären, dass wir es 
sehr begrüßen und uns sehr freuen, dass es dieses 

Gesetz zur Rehabilitierung homosexueller Solda-
ten gibt. Es gibt aber auch – und das wird mein 
Kollege Dr. Karl-Heinz Brunner gleich machen, 
der zugleich Queerpolitischer Sprecher der SPD-
Fraktion ist – noch einzelne kritische Fragen zu 
dem Entwurf, die wir mit ihnen einfach gemein-
sam erörtern wollen.  

Ich möchte für die SPD deutlich machen, uns ist 
immer egal, wer wen liebt, und es kann tatsäch-
lich nicht sein, dass homosexuelle Soldaten 
dadurch, dass sie Liebe empfunden haben und 
sich einfach nicht in einem heterosexuellen Ver-
hältnis befunden haben, dass sie dadurch Nach-
teile nicht nur finanzieller Art, sondern auch be-
ruflicher Art empfunden haben und natürlich 
auch Narben und Wunden davongetragen haben. 
Es tut mir ausdrücklich leid! Ich habe dafür keine 
persönliche Verantwortung, aber ich möchte 
ihnen einfach im Namen der SPD-Fraktion unser 
Mitgefühl und auch unsere Wertschätzung für ih-
ren Kampf, den sie da auf sich genommen haben, 
ausdrücken. Und nun übergebe ich den Rest der 
Zeit an unseren Berichterstatter, Dr. Karl-Heinz 
Brunner, für die Fragen und die inhaltliche Erör-
terung. 

Abg. Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): Vielen Dank 
für die Ersteinführungsworte, für das Grundsätzli-
che dieses Gesetzes! Gestatten Sie mir, dass ich 
vielleicht etwas anders herangehe, weil ich neben 
meiner Mitgliedschaft im Verteidigungsausschuss 
nicht nur Queerpolitischer Sprecher bin, sondern 
ordentliches Mitglied des Rechtsausschusses und 
damit ein Gesetz in der Öffentlichen Anhörung 
immer so betrachte: Was können wir noch besser 
machen? Ein Gesetz, das vorgelegt wurde und das, 
wie Kollegin Möller schon gesagt hat, zweifels-
ohne überfällig ist. Überfällig, weil auch inner-
halb der Bundeswehr – und ich sage bewusst 
auch, denn die anderen Baustellen, Polizei und 
sonstige Beamtendienststellen in dieser Republik, 
werden wir uns auch noch vornehmen müssen – 
ist nach den parlamentarischen Entscheidungen 
1969, 1994 und der ministeriellen Entscheidung 
2000 eigentlich die strukturelle Diskriminierung 
fortgeführt worden. Selbst vom Jahr 2017 bis zum 
Jahr 2021 hat es noch mal vier Jahre gedauert, um 
dieses Gesetz, dass ich außerordentlich begrüße, 
auf den Weg zu bringen.  
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Bei dieser Betrachtung möchte ich gerne drei Be-
reiche erörtern. Zum einen ist ja schon von den 
Vorrednern angesprochen worden, Herr Fischer 
und Frau Biefang haben deutlich gemacht, dass 
der Stichtag am 3. Juli 2000 wohl nicht der rich-
tige ist, weil es der Lebenswirklichkeit nicht ent-
spricht, dass quasi mit einem Schnipsen, mit ei-
ner neuen Verordnung strukturelle Diskriminie-
rung nicht mehr existiert. Wir haben ja auch aus 
dem einen Fall und fortführender Lebenserfah-
rung gesehen, dass eine längere Frist zum Tragen 
kommt. Deshalb möchte ich auch noch mal die 
Frage in die Runde der Sachverständigen – denen 
ich herzlich danke – stellen, vielleicht kann mir 
das Frau Ponti dann auch noch mal beantworten, 
denn die hat zum Termin nichts gesagt, ob der 
mehrfach genannte 31. Dezember oder November 
2009 wohl der richtige Zeitpunkt für einen Stich-
tag sei, weil ab diesem Zeitpunkt strukturell keine 
Diskriminierungen mehr durchgeführt wurden.  

Der zweite Bereich, der mich persönlich betrifft 
und den ich gerne nochmal von Frau Biefang und 
von Frau Ponti erklärt gehabt hätte, ist der Bereich 
der sogenannten Entscheidungsmodalitäten, näm-
lich der Beweislastumkehr und der nochmaligen 
Bedeutung der Frage der Kollektiventschädigung. 
Ich glaube, dass es zweifelsohne notwendig sein 
wird, dass Kollektiventschädigungen auch in be-
stimmten Fällen – vielleicht durch einen Härte-
fallfonds oder durch Ähnliches eingebracht – mit-
bearbeitet werden, indem nicht nur das, was jetzt 
im Militärhistorischen Institut aufgearbeitet 
wurde, sondern das, was wir in der Zukunft noch 
aufarbeiten müssen, um quasi nie wieder aufzuar-
beiten. Vielleicht wäre dies auch möglich und 
denkbar in einem Stabselement, das dann „Chan-
cengleichheit, Vielfalt und Inklusion“ heißt.  

Der dritte Bereich, den ich gerne an Herrn 
Metzger und Herrn Fischer, weil er damit auch Er-
fahrung hat, überleite, ist der des Verfahrens. Mir 
hat sich die Sinnhaftigkeit des zweistufigen Ver-
fahrens, nämlich zuerst Rehabilitationsbescheini-
gung und dann Entschädigungsverfahren, nicht 
ganz erschlossen, weil in beiden Fällen, nach mei-
ner Kenntnis, im Ablehnungsfall noch mal eigene 
Verwaltungsverfahren mit hohem Personal- und 
Zeitaufwand folgen. Ich stelle deshalb auch die 
Frage, ob es nicht sinnvoll wäre, Synergieeffekte 

zu nutzen und dort, wo bisher die Entschädigun-
gen nach Paragraf 175 StGB und, soweit erforder-
lich, Paragraf 151 StGB DDR und analogen Fällen 
bereits bearbeitet werden, die Rehabilitierungsver-
fahren beim Bundesamt der Justiz zu bündeln. 
Wenn ich jetzt im Plan sehe, dass etwa vier 
Dienststellen im Bereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung geplant sind, wäre es ja schön, 
wenn man ein paar Planstellen dorthin gibt, um 
gebündelt den Sachverstand, der bereits besteht 
und auf einen Erfahrungsschatz zugreifen kann, 
zu nutzen.  

Ich sage auch ganz deutlich, und hätte gerne dort 
von Frau Biefang und von Frau Ponti eine Ant-
wort, ob nicht vielleicht im Hinblick auf diese 
Hemmschwelle, die Herr Fischer angesprochen 
und mit einem Beratungsangebot verbunden hat, 
es besser ist, dies gegebenenfalls beim Bundesamt 
der Justiz anzusiedeln, um die Hemmschwelle zu 
senken, nicht dort, wo man diskriminiert wurde, 
nämlich innerhalb der Truppe seinen Antrag zu 
stellen, sondern außerhalb dessen. Wenn man mir 
diese Fragen beantworten könnte, dann könnte 
ich vielleicht auch wegen der Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung, die es dann bei Entschädigungen 
gibt, noch eine Nachfrage in der gebotenen Zeit 
stellen. Vielen Dank mal fürs Erste!  

Eins hätte ich noch vergessen, wenn man mich 
nachlässt. Will man Härtefälle bearbeiten, aber 
das lege ich nach. 

Sarah Ponti (LSVD-Bundesverband): Also vielen 
Dank für die Fragen! Das sind sehr viele Fragen. 
Ich weiß gar nicht, ob ich die jetzt alle in fünf Mi-
nuten beantworten und dann auch noch meine 
Kolleg*innen zu Wort kommen lassen kann, des-
halb fange ich mal mit der Frage zum Stichtag an. 
Am 3. Juli 2000, das wurde ja schon erwähnt, 
wurde der Erlass des BMVg aufgehoben, der Sol-
dat*innen mit homosexuellen Neigungen, wie es 
in dem Erlass heißt, die Ausübung von Führungs-
positionen verwehrte. Damit wurde die fünf Jahr-
zehnte dauernde Diskriminierungspraxis homose-
xueller Soldat*innen formal beendet, aber diese 
fünf Jahrzehnte gehen ja nicht spurlos an den 
Streitkräften und den Entscheidungsträgern in 
den Streitkräften vorbei. Eine fünf Jahrzehnte 
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lange Praxis ist nicht von heute auf morgen aus 
den Strukturen der Bundeswehr verschwunden 
und deshalb ist es auch weiterhin eine institutio-
nalisierte strukturelle Diskriminierung, von der 
wir hier reden, auch nach 2000 noch präsent. Es 
muss davon ausgegangen werden, dass es mindes-
tens fünf bis zehn Jahre gedauert hat, bis diese 
strukturelle institutionalisierte Diskriminierung 
aufgebrochen wurde, aufgebrochen werden 
konnte. Diese Übergangsphase ist dem Staat auch 
weiterhin voll zurechenbar, denn sie beruht eben 
auf einer fünf Jahrzehnte langen, staatlich legiti-
mierten Diskriminierungspraxis.  

Es gibt deutliche Hinweise darauf, dass auch nach 
dem 3. Juli 2000 weiterhin systematisch diskrimi-
niert worden ist. Ein Beispiel haben wir ja schon 
von Frau Biefang gehört. Ein anderes Beispiel 
kennen wir aus der Studie von Dr. Klaus 
Storkmann: die Sicherheitsüberprüfungen des 
MAD. Der MAD hat nämlich nach der Aufhebung 
des Erlasses selbst mitgeteilt, dass es für die Pra-
xis der Sicherheitsüberprüfungen unerheblich sei, 
dass dieser Erlass aufgehoben worden ist. Das 
heißt, auch weiterhin galten homosexuelle Sol-
dat*innen als Sicherheitsrisiko, wurden verstärkt 
überwacht und Sicherheitsbescheide zum Teil 
nicht erteilt. Diese sind aber für gehobene und hö-
here Dienstposten notwendig.  

Weiterhin ist mir bekannt, dass aufgrund von Ein-
trägen in Gesundheits- und Personalakten auch 
nach dem Jahr 2000 noch wegen der sexuellen 
Orientierung diskriminiert worden ist. Diese Ein-
tragungen stammen noch aus der Zeit vor 2000, 
als sexuelle Orientierung für die Führungsetage 
noch Tauglichkeitskriterium war. Diese Akten bil-
den die Basis für Verwendungsentscheidungen 
der Soldat*innen. Wenn da weiterhin, nach 2000, 
noch Einträge drin stehen, dann kann auch wei-
terhin deshalb diskriminiert werden. Diese Ein-
träge wurden nicht gestrichen. Mir ist ein Fall be-
kannt, in dem es auch so war. Deshalb wird das 
Festhalten an dem Stichtag zu willkürlichen und 
unverhältnismäßigen Entscheidungen führen. 
Wenn Diskriminierungen nach 2000 offensicht-
lich auf der früheren Diskriminierungspraxis be-
ruhen, müssen die Betroffenen ebenfalls rehabili-
tiert und entschädigt werden. Deshalb ist mindes-
tens eine Übergangsfrist erforderlich. Die sollte in 

unseren Augen zehn Jahre betragen.  

Ich gebe jetzt erst mal an Frau Biefang ab und rede 
dann in der nächsten Runde weiter.  

Anastasia Biefang (QueerBw): Vielen Dank, Frau 
Ponti! Ganz kurz noch mal zu den Einlassungen 
von Ihnen, Herr Abgeordneter Dr. Brunner, zum 
Aspekt der Stichtagsregelung. Dazu haben wir 
glaube ich sehr gut ausgeführt. Da möchte ich den 
Punkt nochmal betonen, den Frau Ponti aufge-
bracht hat: Der MAD hat sich ja selber und auch 
nachweislich, erstmal nicht von seiner Praxis ab-
gewandt. Das heißt, das Sicherheitsrisiko als sol-
ches stand nach wie vor immer im Raum. Auch 
hier kann ich aus persönlichen Erfahrungen sa-
gen, dass ich auch im Jahre 2008 und 2009 noch 
Gespräche mit Kameraden hatte, wo das dann auf 
einmal zum Tragen kam, als sie nämlich zum da-
maligen Zeitpunkt eine partnerschaftliche oder 
eheähnliche Beziehung eingehen wollten und 
dann die Frage im Raum stand, wie wahrheitsge-
mäß man gegenüber dem MAD auftreten und 
seine persönlichen Lebensverhältnisse offenbaren 
muss, weil da auch immer noch die Frage stand: 
Was passiert denn damit, wenn dokumentiert 
wird, dass ich homosexueller Soldat bin? Also die 
Geschichte müssen sie mir einfach glauben.  

Da reicht es nicht einfach zu sagen, dass die insti-
tutionelle Praxis eine Abkehr gefunden hat. Die 
Institution hat meiner Ansicht nach auch die Ver-
antwortung dafür, dass der Kulturwandel nach 
der Aufhebung des Erlasses greift, um nicht nur 
zu sagen, „das waren dann individuelle Verfeh-
lungen von Vorgesetzten, die über die dann gän-
gige Praxis nicht hinreichend informiert waren“. 
Ich glaube, da würde man es sich auch zu einfach 
machen, wenn man sagt, mit Erlassdatum weiß 
die gesamte Bundeswehr Bescheid. Da gibt es in 
meinem Verständnis auf allen Ebenen einen Aus-
bildungs- und Erziehungsauftrag. 

Abg. Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): Ich hatte den 
Herrn Metzger noch zum Bundesamt für Justiz ge-
fragt. 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
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Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Da möchte ich ganz kurz 
zu Stellung nehmen. Sie hatten die Frage aufge-
worfen, ob es da im Bundesamt der Justiz einen 
Synergieeffekt geben kann, um dort deren Sach-
verstand abzugreifen. Das bewerte ich zunächst 
erstmal als kritisch, einfach vor dem Hintergrund, 
dass es unterschiedliche Rechtsregime sind. Um 
es ganz deutlich zu sagen, ich gehe davon aus, 
dass sie beim Bundesamt für Justiz eine Menge Ju-
risten und Sachbearbeiter finden, die strafrechtli-
che Urteile und die Anwendung dieses strafrecht-
lichen Rehabilitierungsgesetzes können, die aber 
in dem speziellen Bereich des Dienstrechtes der 
Soldaten nach der Wehrdisziplinarordnung und 
dem Soldatengesetz das nicht ad hoc werden be-
arbeiten können. Da haben sie dann, nach meiner 
ersten Bewertung, keinen Synergieeffekt. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr, dann 
geht das Recht der Rede und der Frage an die 
FDP-Fraktion, Herrn Müller. 

Abg. Alexander Müller (FDP): Vielen Dank Herr 
Vorsitzender! Für die FDP-Fraktion darf ich auch 
erstmal sagen, dass wir das Gesetz im Grunde gut 
finden. Es wurde Zeit, dass ein anderer Umgang 
mit Soldatinnen und Soldaten gefunden wurde. 
Es ist auch kein Geheimnis wenn ich sage, dass es 
zu unserer DNA als liberale Fraktion gehört, dass 
jeder Mensch seinen Lebensentwurf selbst leben 
soll und aus unserer Sicht schon viel früher hätte 
entschädigt werden können. Auch die Praxis der 
Diskriminierung hätte viel früher beendet werden 
müssen. Aber gut! Ausdrücklich loben muss man, 
dass sich in den letzten drei, vier Jahren im BMVg 
doch etwas verändert hat, das ist schon positiv zu 
werten. Auch dieser Gesetzentwurf ist insgesamt 
positiv zu werten, wenn es auch noch Ecken und 
Kanten gibt, die rund gemacht werden müssen, 
dafür sind wir ja heute da.  

Eine Verfahrensfrage an den Vorsitzenden: Wir 
haben ja Vertreter des BMVg dabei, zum Beispiel 
der Abteilungsleiter Recht, dürfen wir auch die-
sen Fragen stellen, oder nur den Sachverständi-
gen?  

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Nein, nur den 

Sachverständigen! 

Abg. Alexander Müller (FDP): Schade, okay! Ich 
habe ja heute herausgehört, dass praktisch von al-
len Sachverständigen – ich überlege gerade, ob es 
einen gab, der nicht den Stichtag bemängelt hatte. 
Das sieht wirklich widersprüchlich aus. Also ent-
weder gibt es Fälle nach dem 3. Juli 2000, dann 
müsste man einen Weg finden, wie man diese 
Fälle entschädigt. Oder es gibt keine, aber dann 
macht der 3. Juli 2000 auch keinen Sinn. Das 
hätte ich aber gerne das BMVg gefragt, denn die 
Sachverständigen haben da ja alle von sich aus 
Skepsis geäußert. Dann hätte ich eine Frage an 
Frau Ponti und Herrn Fischer, denn es gab ja 
heute von mehreren die Anregung, dass man den 
Betroffenen eine niederschwellige Möglichkeit 
baut, sodass sie nicht zum Dienstherrn gehen 
müssen, stattdessen sind zum Beispiel die Deut-
sche Härtefallstiftung oder eine andere Institution 
genannt worden. Gibt es denn Erfahrungen mit 
dem Gesetz zur strafrechtlichen Rehabilitierung 
der nach dem 8. Mai 1945 wegen einvernehmli-
cher homosexueller Handlungen verurteilten Per-
sonen? Gab es da Erfahrungswerte, dass sich da 
bestimmte Institutionen als vorteilhaft erwiesen 
haben? Welche Vorschläge gäbe es noch, welche 
Institutionen könnte man dafür nehmen? 

Sarah Ponti (LSVD-Bundesverband): Derzeit ist 
das Verfahren ja so ausgestaltet, dass die Betroffe-
nen einen Antrag auf Rehabilitierung und Ent-
schädigung an das BMVg stellen sollen. Dort soll 
eine neue Rehabilitierungs- und Entschädigungs-
stelle mit vier Beschäftigten eingerichtet werden, 
die die Anträge prüfen soll. Aus der Gesetzesbe-
gründung ergibt sich, dass für jeden Antrag eine 
Einzelfallprüfung vorgesehen ist, bei der zunächst 
in den Archiven nach den noch zur Verfügung 
stehenden Dokumenten gesucht wird und dann 
im nächsten Schritt eine rechtliche Bewertung 
vorgenommen werden soll. Diese rechtliche Be-
wertung umfasst vor allem die Frage, ob die ho-
mosexuelle Orientierung oder geschlechtliche 
Identität ursächlich für die Benachteiligung war 
und ob diese die Erheblichkeitsschwelle über-
steigt. Und das bedeutet, es sind Mitarbeiter*in-
nen des BMVg, die prüfen, ob wirklich eine Dis-
kriminierung ursächlich war und ob diese Diskri-
minierung wirklich so erheblich war. Das wird 
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auf viele Betroffene abschreckend wirken, wenn 
derselbe Dienstherr, der für die Diskriminierung 
verantwortlich war, jetzt darüber entscheidet, ob 
wirklich eine Diskriminierung stattgefunden hat 
und wie schlimm sie war. Und sie können sich 
bestimmt vorstellen, wie schwierig die Situation 
für die Betroffenen sein muss und wieviel Poten-
zial auch für Retraumatisierung in diesem Verfah-
ren steckt. 

Die Erfahrungen – da wird sicher Herr Fischer 
noch mehr sagen – mit der Rehabilitierung nach 
Paragraf 175 StGB haben gezeigt, dass da wirklich 
auch eine große Hemmschwelle besteht, sich für 
die Rehabilitierung erneut an die Justiz zu wen-
den. Deshalb hat die Bundesinteressenvertretung 
schwuler Juristen ja auch ein Beratungstelefon 
eingerichtet, das die Betroffenen bei der Antrags-
stellung unterstützt. Und wir sind auch der Mei-
nung, dass es für die Rehabilitierung und Entschä-
digung eine neutrale Stelle braucht. Wir können 
uns vorstellen, das entweder beim Bundesamt für 
Justiz anzusiedeln oder aber, dass man eine inter-
disziplinäre Kommission bildet, die über die An-
träge entscheidet. Da könnten zum Beispiel Ver-
treter des BMVg, aber auch aus dem Bundesamt 
für Justiz, Zivilorganisationen oder der Wissen-
schaft, zum Beispiel der Bundesstiftung Magnus 
Hirschfeld, teilnehmen. So eine interdisziplinäre 
Kommission wäre dann unbefangen und aus Sicht 
der Antragstellenden neutral. 

Sigmar Fischer (Bundesinteressenvertretung 
schwuler Senioren e. V.): Ich kann mich da Frau 
Ponti anschließen. Ich habe es ja selbst schon ge-
schildert. Das Problem besteht immer dann, im 
Strafrechtsbereich hier beim StrRehaHomG, wenn 
Urteile nicht mehr vorhanden sind und wenn 
dann eben die niedrigschwellige Glaubhaftma-
chung erfolgen soll. In dem Fall müssen Be-
troffene zur Staatsanwaltschaft und wenn die 
diese sich auf ihre ursprüngliche Rolle als Ermitt-
lungsbehörde besinnt, dann wird es meistens 
schwierig. Dann ist das Hemmnis sehr, sehr groß. 
Wir haben da große Schwierigkeiten in der Bera-
tung. Wir haben Archivarbeit leisten müssen, um 
Staatsanwaltschaften dazu zu bringen, Rehabili-
tierungsbescheinigungen auszustellen, die auszu-
stellen waren, das heißt, ihre Pflicht zu erfüllen. 
Das gilt nicht für alle Staatsanwaltschaften – ich 

will ja keine Staatsanwaltschaftsschelte veranstal-
ten -, aber das ist sehr häufig. Daraus schließen 
wir, um sowas zu vermeiden und auch um zu ver-
meiden, dass der Dienstherr dann beurteilt, ob 
eine Rehabilitierungsbescheinigung ausgestellt 
werden soll, also diesen Automatismus den wir 
beim StrRehaHomG haben, um das zu vermeiden, 
hatten wir die Härtefallstiftung eingebracht, aus 
dem militärischen Bereich. Wir müssen darauf 
hinweisen: das Bundesamt für Justiz – das ist jetzt 
jenseits der Beurteilung durch Herrn Metzger – 
leistet eine ausgezeichnete Arbeit in diesem Be-
reich und ist eine niedrigschwellige Einrichtung, 
auch in der ganzen Art, wie man auf die Betroffe-
nen zugeht und auch in der engen Kooperation 
mit Betroffenen Verbänden wie BISS. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr, dann 
geht das Rederecht an die Fraktion DIE LINKE., 
der Kollege Höhn. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Dankeschön 
Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren 
Sachverständige! Da mir jetzt nur sechs Minuten 
zur Verfügung stehen, will ich die einführenden 
Ausführungen knapp halten. Meine Fraktion DIE 
LINKE. unterstützt den Gesetzentwurf dem 
Grunde nach. Ich habe das auch schon bei anderer 
Gelegenheit sehr deutlich gemacht, wie bei der 
letzten Lesung. Wenngleich wir uns alle miteinan-
der – das sage ich bewusst – die Frage stellen 
müssen, warum es eigentlich 20 Jahre gedauert 
hat, seit dem jetzt schon viel zitierten Erlass aus 
dem Jahre 2000, bis wir über diese Frage hier mit-
einander diskutieren. Sei es drum! Es gibt eine 
ganze Reihe an Dingen, die an diesem Gesetzent-
wurf noch verbessert werden können und auch 
ich werde Dinge hier ansprechen und hinterfra-
gen, die von den Kolleginnen und Kollegen auch 
schon hinterfragt worden sind, weil das die Dinge 
sind, die im Raum stehen.  

Deswegen will ich mit Professor Thielbörger be-
ginnen und auch ihm noch mal die Frage nach 
der symbolischen Entschädigung stellen, der 
Summe, die im Raum steht und inwiefern Herr 
Professor, Sie das für verhältnismäßig halten, in 
Bezug auf die Benachteiligungen über die wir hier 
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reden? In welche Richtung könnten wir aus ihrer 
Sicht möglicherweise diskutieren, wenn wir an 
dieser Summe noch mal etwas ändern wollen? 

Prof. Dr. Pierre Thielbörger, M.PP. (Harvard) 
(Ruhr-Universität Bochum): Vielen Dank für die 
Frage! In der Tat ist es an der Stelle wichtig aus-
einanderzuhalten, dass wir hier über eine Ent-
schädigung reden und nicht über Schadensersatz. 
Aber auch wenn das so ist – und Herr Metzger hat 
das jetzt mehrfach dargestellt – stellt sich schon 
die Frage, ob die Entschädigung an sich, auch 
wenn es kein Schadensersatz für tatsächlich erlit-
tene Schäden ist, ob das verhältnismäßig ist? Ob 
es nicht auch eine Korrelation zwischen der Härte 
der Diskriminierung und dieser, wenngleich sym-
bolischen, Entschädigung geben muss? Wenn ich 
mir – ich bin ja nicht nur Verfassungsrechtler, ich 
bin ja auch Völkerrechtler, also ich mache auch 
viel internationales Recht – und wenn ich mir 
dann vergleichbare Verfahren, zum Beispiel vor 
dem Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte anschaue, der sich mehrfach mit Verfahren 
wegen Entlassungen aus Soldatenverhältnissen 
beschäftigt hat, dann reden wir dort über sehr, 
sehr viel höhere Summen. Das kann ich jetzt 
durchschnittlich schwer beziffern, aber wir reden 
jedenfalls sicherlich mindestens über das Dop-
pelte oder Dreifache, bei den Fällen über die wir 
reden, als über die 3 000 oder 6 000 Euro, die jetzt 
hier festgeschrieben sind. Da muss man sich 
schon fragen – natürlich ist das was anderes, denn 
da muss man zu Gericht gehen, um diesen An-
spruch einzuklagen – aber es wäre ja vielleicht 
doch angemessen, die Kluft zwischen dieser sym-
bolischen Entschädigung und dem, was man vor 
Gericht vielleicht erstreiten kann, nicht all zu 
groß sein zu lassen. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Dankeschön! 
Sie haben die internationale Ebene, so will ich 
das mal nennen, jetzt schon angerissen und als 
Beispiel vorgebracht. Deswegen will ich mal die 
Frage anschließen, weil wir ja hier über deutsches 
Recht und Grundrechte hier in der Bundesrepub-
lik reden: Welche internationalen Verpflichtun-
gen unterliegt die Bundesrepublik in diesen Fra-
gen, welche sind da relevant? Gibt es aus ihrer 
Sicht in anderen Ländern vergleichbare Regelun-
gen wie hier oder werden diskutiert? 

Prof. Dr. Pierre Thielbörger, M.PP. (Harvard) 
(Ruhr-Universität Bochum): Ganz wichtig ist si-
cherlich die Europäische Menschenrechtskonven-
tion, auf die ja im Gesetzentwurf auch hingewie-
sen wird, Artikel 8 auf jeden Fall, also die Ach-
tung des Privat- und Familienlebens, Artikel 14 
kommt mir in den Sinn, Diskriminierungsverbot, 
dann natürlich Artikel 2 Absatz 1 des GG, also das 
Persönlichkeitsrecht, das ja im Gesetzentwurf 
auch ausdrücklich erwähnt wird. Es gibt aber 
auch universelle Menschenrechtspakte, also der 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte, da 
gibt es in Artikel 26 ein Diskriminierungsverbot, 
dann die Grundrechtecharta der Europäischen 
Union, die ausdrücklich den Schutz des Familien- 
und Privatlebens und die Gleichheit vor dem Ge-
setz anerkennt, das Diskriminierungsverbot in Ar-
tikel 21 der Grundrechtecharta. Also auf jeder 
Ebene, Europäischer Gerichtshof für Menschen-
rechte, EU Grundrechtecharta aber auch internati-
onale UN-Pakte unterstützen das, was hier ange-
strebt wird.  

Gibt es – das war ja die zweite Frage – solche Ini-
tiativen auch in anderen Ländern? Ich glaube ein 
ganz vergleichbares Gesetz gibt es nicht, sonst 
wäre es wahrscheinlich auch von den Kollegin-
nen und Kollegen hier schon mehrfach zitiert 
worden, aber es gibt Initiativen in anderen Län-
dern. Es gibt bei den Amerikanern eine Kam-
pagne, die einen solchen Entschädigungsmecha-
nismus fordert, bei den Briten und in Kanada gibt 
es sowas und da haben sich auch teilweise die Re-
gierungen – ich glaube zum Beispiel die kanadi-
sche Regierung – solchen Forderungen gegenüber 
positiv eingestellt, sodass man zumindest davon 
ausgehen kann, dass Deutschland mit einer sol-
chen Initiative nicht allein sein wird. So wie es 
sich dort andeutet, sind in anderen Ländern 
durchaus sehr viel höhere Summen als Entschädi-
gung angedacht. Vielen Dank! 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Dann hat als 
nächster der Kollege Dr. Lindner für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte sehr! 

Abg. Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank Herr Vorsitzender, meine sehr 
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geehrten Damen und Herren! Auch meine Frak-
tion unterstützt diesen Gesetzentwurf dem 
Grunde nach und ich glaube der heutige Tag – das 
kann man jetzt schon sagen – zeigt, dass es doch 
sehr sinnvoll war, sich im Ausschuss dafür zu 
entscheiden eine öffentliche Anhörung über die-
sen Gesetzentwurf durchzuführen, denn ich 
glaube diese Anhörung zeigt zwei Dinge: Zum ei-
nen, wir reden hier über nichts abstraktes, son-
dern mit der erlittenen Diskriminierung, dem er-
littenen Unrecht sind Lebensbiografien, sind Le-
bensrealitäten durch reell erlittenes Unrecht, das 
wieder gut zu machen ist, verbunden. Das ist das 
eine. Das andere, da bin ich unseren Sachverstän-
digen ausdrücklich dankbar, ihre Eingangsstate-
ments waren sehr reichhaltig. Viele der Fragen, 
die hier auf meinem Zettel stehen, die ich sie jetzt 
fragen wollte, kann ich mir jetzt schon gut beant-
worten.  

Ich will als Mitglied des Haushaltsausschusses, 
das ich seit 10 Jahren bin, noch einen Kommentar 
machen. Das Haushaltsrecht, das ich sehr zu 
schätzen gelernt habe, hält ja für vieles hin, aber 
ich glaube hier an der Stelle es quasi als Grund, 
warum was nicht geht, zu verwenden, das teile 
ich so nicht. Meine Erfahrung, auch bei anderen 
Entschädigungsfragen, zeigt mir, wenn ein politi-
scher Wille da ist, dann gibt es auch einen haus-
haltsrechtlich konformen Weg.  

Ich hätte eine Frage an Frau Biefang, Frau Oberst-
leutnant: Ich möchte mich mit Ihnen noch mal 
über die 3 000 Euro und die Frage einer individu-
ellen Entschädigung unterhalten und da noch ein 
bisschen Ihren Vorschlag verstehen, beziehungs-
weise Sie bitten, noch mal auszuführen, wie eine 
individuelle Entschädigung möglich wäre. Ich 
meine natürlich ist uns klar, wenn wir jetzt dar-
über reden, dass eine Beförderung nicht ausge-
sprochen worden ist, weil die Person homosexu-
ell ist und homosexuelle Diskriminierung erlitten 
hat. Natürlich kann niemand in die Glaskugel gu-
cken, wenn jemand vom Hauptmann nicht zum 
Major befördert ist, können wir ja nicht wissen, ob 
die Person am Ende Brigadegeneral ist, oder 
Oberstleutnant. Aber es ist ja eine Beförderung 
nicht ausgesprochen worden. Wie weit würden 
Sie in der Entschädigung gehen? Wie würden sie 
versuchen das festzumachen? 

Anastasia Biefang (QueerBw): Herr Abgeordneter, 
vielen Dank für die Frage! Ich würde gerne ein-
fach ganz kurz darauf eingehen und noch mal ein-
gangs: Wir als QueerBw fordern, mit Blick auf die 
individuellen Entschädigungen, oder wie es auch 
rechtsjuristisch dann wahrscheinlich richtig ge-
sagt wurde, dem Schadensersatz, dass der ent-
sprechende Nachweis zu erbringen ist. Also hier 
nicht das gleiche Verfahren zu machen, wie bei 
der symbolischen Entschädigung. Ich würde aber 
Ihre Frage einfach mal entlang zweier uns bekann-
ten Fällen aufführen. Einmal den Fall eines Ober-
leutnants von 1992, dessen Personalunterlage ich 
hier geschwärzt habe, dem im Personalgespräch 
erstmal auch tatsächlich aufgeführt worden ist, 
schwarz auf weiß, dass er aufgrund seiner homo-
philen Veranlagung nicht befördert werden kann. 
Das heißt, hier stand faktisch ein Oberleutnant 
zum Dienstgrad Hauptmann an und er wurde 
nicht befördert. Meines Erachtens nach und nach 
meiner Erfahrung in den Streitkräften, ist zwar 
eine Beförderung zum Hauptmann – auch als SAZ 
{Soldat auf Zeit] – keine Regelbeförderung, aber, 
wie sage ich das hier am besten, wenn man nicht 
die silbernen Löffel geklaut hat und sonst grund-
sätzlich seinem Weg nachgeht, ist das eigentlich 
immer das Ziel der Laufbahn gewesen. Mitunter 
stellen wir auch fest, dass auch bei den Berufssol-
daten das Laufbahnziel immer der Oberstleutnant, 
A14 ist. Also wir reden auch hier nicht explizit 
davon, dass wir immer den Generalinspekteur  
oder die Generalinspekteurin vor uns haben. Das 
heißt, hier ist es dann einfach nachvollziehbar 
und gerade in so einem Beleg, wo in einem ent-
sprechenden Beratungsgespräch – auch wenn mir 
das schwerfällt das gerade zu sagen – mit den ent-
sprechenden Personalführern festgestellt wird, 
dass die Beförderung wegen der homophilen Ver-
anlagung nicht ausgesprochen werden kann, dann 
glaube ich, sind die Nachbeförderungen nur rech-
tens. Anhand dessen, wenn dann der Beförde-
rungstermin auch feststand, weil das auch Regel-
termine teilweise sind, dann kann man natürlich 
den entfallenen Lohn oder das Gehalt über die 
Dienstzeit, die zu dem Zeitpunkt festgesetzt war, 
beziffern.  

Ein etwas anderer komplizierterer Fall ist der ei-
ner ehemaligen Soldatin, die transgeschlechtlich 
war und aufgrund ihrer Transgeschlechtlichkeit 
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wegen Dienstunfähigkeit aus dem Dienst entlas-
sen wurde. Die hat jetzt eine ganz andere Lebens-
realität für sich, nämlich die, dass sie bei der Bun-
deswehr Fluglotsin war. Fluglotsen waren in 
Deutschland zu dem Zeitpunkt grundsätzlich Be-
amte. Sie konnte auch nicht verbeamtet werden 
und hat dann bei einem Arbeitgeber – ich glaube 
bei den amerikanischen Streitkräften – einen ent-
sprechenden Beruf als Fluglotsin bekommen. Al-
lerdings, jetzt mit dem Eintritt in die Rente, wer-
den ihre Rentenansprüche mit den Pensionsan-
sprüchen verrechnet und sie muss, nach eigener 
Maßgabe, um ihre Lebensexistenz fürchten oder 
darum, sich einen normalen Lebensabend zu fi-
nanzieren. Dies wäre nicht der Fall, hätte es den 
Tatbestand damals nicht gegeben. Auch hier – ich 
glaube ihr Anwalt beziffert die Höhe auf ungefähr 
500 000 Euro – wäre das entsprechend nachzu-
vollziehen und nachvollziehbar zu machen.  

Das sind vielleicht wenige Fälle, aber sie sind 
nichtsdestotrotz bedeutende Fälle, nicht nur zu-
letzt für das Individuum an sich. Ich glaube, wenn 
jemand seinem Land gedient hat und gearbeitet 
hat, dann sollte eine Entscheidung des BMVg von 
vor 20, 25 oder auch 30 Jahren nicht dazu führen, 
dass der Lebensabend, den man sich verdient hat, 
dann nicht mehr realisierbar ist. Das sind dann 
die prägnanten Fälle, die uns bekannt sind. Ich 
bin mir sicher, dass mit dem Inkrafttreten des Ge-
setzes und einem entsprechenden 2-Säulen-Mo-
dell, wie wir es vorschlagen, dann auch andere 
Anspruchsberechtigte an uns herantreten. Je nach-
dem wie das Verfahren gebaut wird und wenn die 
Hemmschwellen auch in einem derartigen zwei-
ten Verfahren niedrig bleiben, dann kommen 
wahrscheinlich auch mehr Betroffene zu Wort, 
melden sich und geben sich auch Mühe, die ent-
sprechenden Beweise mitzugeben. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr, dann 
geht das Recht der Rede und der Fragen an die 
CDU/CSU-Fraktion, der Kollege Gnodtke. 

Abg. Eckhard Gnodtke (CDU/CSU): Vielen Dank 
Herr Vorsitzender! Auch ich möchte mich noch 
mal ganz herzlich bei allen bedanken, die zu die-
ser Sachlichkeit hier beitragen. Ich muss sagen, 
dass ich dieses Phänomen bei allen Anhörungen 

noch nie erlebt habe, dass wirklich alle den Ge-
setzentwurf als positiv hervorheben.  

Es scheint mir auch lediglich zwei Punkte zu ge-
ben, bei denen ich einen letzten Dissens ausma-
che, sie vermutlich auch. Das eine ist der Stichtag, 
der 3. Juli 2000 und da fange ich mal mit einer 
Frage an Herrn Metzger an. Um es vorweg zu neh-
men, das andere ist die Frage der Höhe der Ent-
schädigung. Herr Metzger, im Gesetzentwurf, be-
ziehungsweise in den Erläuterungen, ist die Rede 
davon, dass es insgesamt circa 1 000 Fälle gibt. 
Diese 1 000 Fälle, von denen man da schreibt, 
sind alle vor dem 3. Juli 2000 zu verorten? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Vielen Dank für die 
Frage! Ja, meinem Kenntnisstand nach sind diese 
1 000 Fälle vor diesem Stichtag zu verorten.  

Abg. Eckhard Gnodtke (CDU/CSU): Um das wei-
terzuführen: Es ist ja nun von mehreren, zum Bei-
spiel von Frau Biefang und Frau Ponti, gefordert 
worden, den Stichtag nach hinten zu verschieben, 
also noch mal eine Übergangszeit draufzupacken. 
Ginge das denn und was würde das bedeuten, 
Herr Metzger? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Zunächst erst einmal 
zum ersten Teil der Frage, ob das so weit geht: 
Das ist letztlich Sache des Gesetzgebers, hier ein 
anderes Datum oder aber eine entsprechende 
Übergangsfrist reinzuschreiben. Es ist natürlich 
kein rechtliches Problem, sondern einfach eine 
Frage des politischen Willens, anzuerkennen, 
dass es ganz augenscheinlich noch Fälle über die-
sen Stichtag hinaus gegeben hat. Was ich auch – 
wie ich vorhin schon sagte – nicht per se bestrei-
ten möchte. Meine Co-Sachverständigen haben 
zurecht drauf hingewiesen, dass, selbst wenn ein 
entsprechender Erlass in der Welt ist, nicht auf 
Knopfdruck eine Umstellung erfolgt.  

Was eine Übergangsphase von ungefähr zehn Jah-
ren angeht, bin ich persönlich der Meinung, dass 
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eine kürzere Frist ausreichen sollte. Wir müssen 
nämlich berücksichtigen, dass das Führungsprin-
zip in den Streitkräften Befehl und Gehorsam ist. 
Das heißt, anders als im dreistufigen verwaltungs-
hierarchischen Aufbau, ist hier der Anspruch an 
dieses Dienstrecht näher zu sein, wesentlich 
schneller und effektiver umgesetzt zu sein, so 
dass ich also aus dieser rechtlichen Bewertung 
heraus die persönliche Mutmaßung anstelle, dass 
es das institutionelle Fehlverhalten vermutlich 
nicht länger als fünf Jahre über diesen Stichtag 
hinaus gab. Der Rest dürfte singuläres Fehlverhal-
ten gewesen sein. Aber, da möchte ich direkt dazu 
sagen, das ist meine Mutmaßung aufgrund des Ef-
fektivitätsanspruches, den entsprechende Weisun-
gen in den Streitkräften für sich in Anspruch neh-
men. 

Abg. Eckhard Gnodtke (CDU/CSU): Die zweite 
Frage hatte ich schon angedeutet, da geht es noch 
mal um die Höhe der Entschädigung beziehungs-
weise ein Festmachen am konkreten Schaden, 
zum Beispiel bei einer Nichtbeförderung. Die 
Frage noch mal an Sie, Herr Metzger: Was würde 
konkret ein Abweichen vom Verfahren, wie es 
derzeit in der Bundestagsdrucksache 19/26835 be-
schrieben worden ist und wie es ja auch in erster 
Lesung bereits den Bundestag passiert hat, bedeu-
ten? Das heißt, käme es dann so, wie es Herr Pro-
fessor Thielbörger beschrieben hat, dass die Be-
troffenen dann vor Gericht ziehen müssten bezie-
hungsweise könnten? Was wäre die Folge und 
wäre es möglich? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Auch hier ist die Frage 
nach der Möglichkeit, Ausdruck des politischen 
Willens. Zunächst erstmal zu dem Punkt: Müssen 
dann Soldaten vor Gericht ziehen? Diese Frage ist 
auch dadurch zu klären, wie das Verfahren ausge-
staltet wird. Wenn sie jetzt beispielsweise diesen 
Paragraf 3 des Gesetzentwurfs anders formulieren 
und ein zweistufiges Verfahren, wie ein Säulen-
modell, aufbauen, dann können sie natürlich for-
mulieren, dass einerseits eine entsprechende Ent-
schädigung in der Pauschalität, wie sie jetzt hier 
dargestellt ist, gewährt wird. In der zweiten Säule, 
durch entsprechende Glaubhaftmachung, gerecht-

fertigt wäre da schon eher eine Beweisführungs-
forderung, kann der Soldat im Einzelfall eine hö-
here Entschädigung verlangen. Da wäre es dann 
allerdings sicherer, dass sich daran ein gerichtli-
ches Verfahren anschließt, weil, wenn sie auf der 
einen Seite mit dem Gesetzentwurf eine feste Zahl 
in den Raum stellen, dann ist für beide beteiligten 
Seiten klar, um diese Zahl geht es. Eröffnen sie 
aber die Möglichkeit einer größeren Zahl, dann 
steht diese Zahl im Streit und da ist ein Dissens 
häufig vorprogrammiert. Wenn der Dissens vor-
programmiert ist, ist üblicherweise auch anzuneh-
men, dass der Weg zu den Gerichten eingeschla-
gen ist und das wäre dann hier eine praktische 
Folge der gesetzlichen Regelung.  

Zu der aufgeworfen Frage nach der Höhe der Ent-
schädigung, die hier im Raum stand, muss man 
natürlich eins im Hinterkopf behalten: Diese Pau-
schale soll alle Fälle abdecken, das heißt sie deckt 
den Fall ab, wo beispielsweise der Zeitsoldat aus 
seiner Vorgesetztenverwendung herausgenommen 
wurde und mehr nicht. Nach einer gewissen Zeit, 
also wir nehmen jetzt beispielsweise den Trup-
penoffizier SAZ 12, der in einer Führungsverwen-
dung als Zugführer war und dann in eine Stabs-
verwendung genommen wurde, dann seine 
Dienstzeit ausgelaufen ist und man also auf ein 
Entlassungsverfahren verzichtet hat. Der erhält ge-
nauso diesen Entschädigungsanspruch, wie derje-
nige, der aus dem Dienstverhältnis entfernt wurde 
und vielleicht noch eine Karriere von 10, 15 oder 
20 Jahren als Berufssoldat vor sich hatte, weil er 
schon eine Ernennungsurkunde in den Händen 
hielt. Beim erstgenannten Fall wird man vermut-
lich sagen können, sind 3 000 Euro eine adäquate 
Entschädigung dafür, dass „nur“ eine gern genom-
mene Verwendung nicht fortgesetzt werden 
konnte. Im zweitgenannten Fall wird man sich si-
cherlich darüber streiten können, ob 3 000 Euro 
eine adäquate Entschädigung sind. 

Abg. Eckhard Gnodtke (CDU/CSU): Nochmal eine 
Verständnisfrage: Diese Anzahl von 1 000 Be-
troffenen, wie sie in der Begründung zum Gesetz-
entwurf unter Punkt B. angeführt worden ist, das 
bezieht sich auf die Zeit bis zum 3. Juli 2000, ist 
das richtig? 
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Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des Bun-
des für öffentliche Verwaltung, Fachbereich Bun-
deswehrverwaltung): Meinen Unterlagen nach be-
zieht sich das auf diesen Zeitraum, ganz einfach 
deshalb, weil dann zu diesem Stichtag der ent-
sprechende Erlass kam und mit dem Erlass der 
Dienstherr natürlich davon ausgeht, ausgehen 
darf, dass sein Erlass auch umgesetzt und sich da-
ran gehalten wird.  

Abg. Eckhard Gnodtke (CDU/CSU): Vielen Dank, 
ich habe keine weiteren Fragen mehr! 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU): Dann würde 
ich noch eine anschließen wollen. Herr Metzger, 
Sie sind ja nun schon, wenn man so will, eine er-
fahrene Persönlichkeit in der Bundeswehr und in 
der Beurteilung der Gesetze. Wie sehen Sie denn 
die Akzeptanz von diesem Gesetz in der Truppe? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Vielen Dank für die 
Frage! Meiner persönlichen Einschätzung nach, 
wird ein solches Gesetz in der Truppe sehr akzep-
tiert werden. Ich glaube, das steht überhaupt nicht 
infrage. Man muss ja auch ehrlich dazu sagen, 
dass in der Truppe, als Spiegelbild der Gesell-
schaft schon ein liberaleres Vorstellungsbild 
herrschte, als Verwaltung und Rechtsprechung bei 
homosexueller Orientierung noch ein Fehlverhal-
ten sahen. Spätestens mit Öffnung der Streitkräfte 
für Frauen in allen Laufbahnen und in allen Ver-
wendungen im Jahr 2000, ist im Hinblick auf se-
xuelle Orientierung jedweder Art eine ganz breite 
Akzeptanz in der Truppe entstanden, sodass ich 
hier also keine Bedenken habe, was die Akzep-
tanz angeht. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr. Ich 
sehe keine weiteren Fragen seitens der CDU/CSU-
Fraktion. Dann hat der Kollege Otten für die AfD-
Fraktion das Wort. 

Abg. Gerold Otten (AfD): Ja, danke, Herr Vorsit-
zender! Ich möchte noch mal nur kurz eine Frage 
stellen. Diese geht an den LSVD. Zum einen 

möchte ich vorab bemerken, es war im Eingangs-
statement die Rede davon, dass Straftaten in dem 
Fall damals auch entsprechende Wehrdisziplinar-
maßnahmen nach sich gezogen haben. Ich möchte 
nur mal darauf hinweisen, dass das der Normal-
fall ist, dass der Soldat, der strafrechtlich verur-
teilt wird und auch beamtenrechtlich, es immer 
dazu führt, dass auch Disziplinarmaßnahmen ein-
geleitet werden, die dann eben noch mal zu einer 
separaten Verurteilung führen. Meine Frage geht 
dahin, Frau Ponti hat in ihrem Eingangsstatement 
davon gesprochen, dass es auch heute noch Nach-
teile für homosexuell orientierte Soldaten oder 
Soldatinnen geben würde. Da hätte ich gerne mal 
konkrete Beispiele, welche das aus Ihrer Sicht 
sind. 

Sarah Ponti (LSVD-Bundesverband): Vielen Dank 
für die Fragen. Ich möchte zum ersten Kommentar 
auch noch mal sagen: Ja, natürlich war das so, 
dass eine strafrechtliche Verurteilung Disziplinar-
maßnahmen nach sich gezogen hat, das stimmt. 
Es gibt aber auch Fälle, in denen zum Beispiel in 
den Strafverfahren es nicht als erwiesen erachtet 
wurde, dass es tatsächlich zu homosexuellen 
Handlungen kam, die strafbar sind, und die Be-
troffenen freigesprochen worden sind, dass aber 
trotzdem disziplinarrechtlich weiterhin angeklagt 
und verfolgt wurde und da dann eine Verurtei-
lung stattfand. Es war auch so, dass viele Strafge-
richte nur sehr milde geurteilt haben und sehr ge-
ringe Tagessätze angelegt haben, während in den 
Disziplinarverfahren horrende Folgen daraus folg-
ten, also Entlassungen, Entfernung aus dem 
Dienst, Dienstgradherabsetzung, Gehaltskürzun-
gen, die auch in keinem Verhältnis zu den Urtei-
len standen, die die Strafgerichte gefällt haben.  

Zum Zweiten: Beispiele von Diskriminierungen 
nach den 2000er Jahren. Ich habe das schon ange-
deutet, ich kenne Fälle, in denen ausgemustert 
wurde aufgrund Homosexualität, das in den Ak-
ten vermerkt war, sich dann später noch mal be-
worben haben und dann aber wieder nicht ge-
nommen wurden. Es gibt die Sicherheitsüberprü-
fungen, die weiterhin durchgeführt worden sind. 
Ich habe mit Betroffenen gesprochen, die noch in 
den 2006er 2007er Jahren bei der Sicherheitsüber-
prüfung erlebt haben, dass ihre Bekannten, 
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Freunde und Familie nach der sexuellen Orientie-
rung befragt wurden, um dann eben dementspre-
chend bei der Sicherheitsüberprüfung festzustel-
len, ob hier ein Sicherheitsproblem vorliegt. Und 
diese Sicherheitsüberprüfungen – das wissen Sie 
sicherlich – sind maßgeblich für bestimmte 
Dienstposten. Das heißt, wenn der Sicherheitsbe-
scheid verweigert wird, dann können bestimmte 
Dienstposten nicht ausgeübt werden und dann ist 
natürlich auch die Karriere deutlich einge-
schränkt. Und das sind Fälle, die uns bekannt 
sind, die nach dem Jahr 2000 stattgefunden ha-
ben. Ich möchte aber auch darauf hinweisen, dass 
wir auch sehr wenig darüber wissen, was nicht 
zuletzt daran liegt, dass es keine Forschung dazu 
gibt. Die Studie, die von Dr. Klaus Storkmann un-
ternommen wurde, die ja sehr umfangreich und 
sehr gut ist, beschränkt sich eben auf die Diskri-
minierung bis ins Jahr 2000. Darüber hinaus 
wurde noch nicht geforscht, wurden noch keine 
Interviews geführt und da fehlt uns auch noch Da-
tenlage. Das bedeutet aber nicht, wie auch Herr 
Metzger schon gesagt hat, dass es diese Fälle nicht 
gab. Es muss ja in Fällen, in denen es so ist, dass 
wirklich offensichtlich auch noch wegen der 
Rechtslage/Verwaltungslage vor 2000, wenn dann 
später noch diskriminiert worden ist und das of-
fensichtlich ist und es sich aus den Akten ergibt, 
dann muss doch trotzdem rehabilitiert und ent-
schädigt werden. 

Abg. Gerold Otten (AfD): Vielen Dank, dann habe 
ich keine weiteren Fragen mehr. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Dann hat für die 
SPD-Fraktion der Kollege Brunner das Wort. 

Abg. Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): Herr Vorsit-
zender, meine Kolleginnen und Kollegen! Ich will 
nicht die Zeit nutzen, wie man es manchmal 
nimmt, man hat 13 Minuten und dann muss man 
sie ausnutzen, wenn man 13 Minuten hat. Jetzt 
will ich heute zur Ökonomie dessen beitragen 
zum einen nicht die 13 Minuten auszunutzen, 
den Sachverständigen Zeit geben zur Antwort und 
zum anderen noch mal ein Statement setzen. Herr 
Metzger, Ihre Ausführungen, dass im Jahr 2000 
mit dem Ende des Erlasses es keine Diskriminie-

rungen mehr gegeben hat, mag vielleicht aus ei-
nem Innenblick heraus so der richtige sein – der 
Lebenswirklichkeit entspricht es nicht. Allein 
schon die Jahreszahlen zeigen: 1994 hat der Deut-
sche Bundestag und die damalige deutsche Bun-
desregierung – nicht ganz freiwillig, sondern nur 
weil es im Vereinigungsvertrag drin stand – den 
Paragraf 175 StGB abgeschafft. Und heute haben 
wir das Jahr 2021, also fast 30 Jahre danach, dass 
wir uns mit den Soldatinnen und Soldaten und 
der Rehabilitierung als solchen beschäftigen.  

Meine Frage geht aber noch mal zurück auf die 
entsprechende Frage der Bildung einer Härtefall-
kommission. Wir haben ja Soldaten gehabt, die 
mehrfach diskriminiert wurden in ihrem Dienst, 
nicht nur wegen eines „vermeintlichen Verge-
hens“, sondern wegen Verurteilungen. Wir haben 
Soldaten, die zuerst als Homosexuelle und an-
schließend wegen einer Geschlechtsumwandlung 
noch mal diskriminiert wurden. Beim Bundesamt 
der Justiz, das ich angesprochen habe, ist ja im 
Jahr 2019 eben gerade für die Fälle, die mehrfach 
zu betrachten sind und die keine strafrechtliche 
Beurteilung dort zur Folge hatten, eine Härtefall-
kommission eingerichtet worden. Ich würde in 
dem Fall den Herrn Fischer deshalb bitten, wenn 
er seine Erfahrungen aus der Härtefallkommission 
wiedergibt, ob er die auch für unseren Fall, näm-
lich hier für die Entschädigung homosexueller 
Soldaten beziehungsweise Soldatinnen, ob man 
das hier anwenden kann. Denn nicht der wirt-
schaftliche Schaden, sondern die Versöhnung mit 
dem Dienstherrn ist ein wichtiges. Und ich sage 
auch noch mal ganz ausdrücklich, dass ich gerne 
ein unkompliziertes Verfahren außerhalb der Bun-
deswehr und des Bundesministeriums der Vertei-
digung hätte, weil ich das Verwaltungsverfahren 
der Wehrdienstbeschädigungen seit 2013 beglei-
ten darf, in dem ich hinlänglich weiß, dass die 
Herangehensweise der Verwaltung des BMVg ist, 
Anträge zuerst mal abzulehnen und dann auf den 
Rechtsweg zu verweisen und nicht umgekehrt 
herangeht, zuerst mal zu genehmigen und dann 
die Befriedung herbeizuführen. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): War das eine 
Stellungnahme oder eine Frage? 



  

 
Verteidigungsausschuss 

 

 

   

 

19. Wahlperiode Protokoll der 87. Sitzung 
vom 26. April 2021 

Seite 39 von 79 

 
 

Abg. Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): Nein, ich 
hatte ja eine Frage an Herrn Fischer gestellt.  

Sigmar Fischer (Bundesinteressenvertretung 
schwuler Senioren e. V.): Sehr geehrter Herr Ab-
geordneter Brunner! Sie haben die Härtefallkom-
mission angesprochen, die 2019 beim Bundesamt 
für Justiz eingerichtet worden ist. Wir haben im 
Moment keinen Einblick in deren Arbeit. Wir ha-
ben morgen einen nächsten Austausch mit dem 
Bundesamt für Justiz, wo ich das gerne anspre-
chen werde. Wir müssen uns dessen vergegenwär-
tigen, dass sich im vorigen Jahr durch die Pande-
mie, sich das Fallaufkommen deutlich reduziert 
hat, vor allen Dingen im ersten Halbjahr, die zwei-
ten Halbjahre 2019 und 2020 waren bei uns 
gleich.  

Aber es sind zwei verschiedene Kreisläufe: Wer 
ein Urteil oder Unterlagen hat, wendet sich direkt 
an das Bundesamt für Justiz. Wer kein Urteil hat, 
wendet sich an die Staatsanwaltschaft und diese 
Fälle bleiben bei uns sehr häufig in der Beglei-
tung, einschließlich ausführlicher Archivrecher-
chen. Die Schnittstelle zum Bundesamt erfolgt in 
Austauschen über die Beratungspraxis, aber nicht, 
dass es Rückmeldungen aus der Härtefallkommis-
sion gibt. Also das werden wir versuchen nachzu-
holen und noch mal nachzufragen. Morgen ist 
schon bereits die Gelegenheit dazu.  

Ansonsten, wie gesagt, kann ich von unseren Er-
fahrungen mit dem Bundesamt für Justiz nur sa-
gen: Die haben das Gesetz verstanden, was sie be-
arbeiten und dort, wo Kulanz möglich ist, wird sie 
eingeräumt. Sie werden durchaus der Nied-
rigschwelligkeit gerecht. Natürlich gibt es immer 
auch Fälle, die auch beim Bundesamt dann abge-
lehnt werden müssen. Das ist halt so, aber grund-
sätzlich kann ich die Arbeit des Bundesamtes für 
Justiz, was unsere Tätigkeit beim StrRehaHomG 
angeht, nur sehr, sehr positiv beurteilen und für 
Niedrigschwelligkeit also auch empfehlen. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Ich sehe der Kol-
lege Brunner hat keine Fragen mehr. Dann gebe 
ich an die FDP-Fraktion, Herrn Brandenburg. 

Abg. Dr. Jens Brandenburg (FDP): Ja, vielen herz-
lichen Dank, Herr Vorsitzender! Auch an die 
Sachverständigen für den sehr, sehr hilfreichen 
Input heute. Zur Frage der Frist will ich jetzt gar 
nicht mehr nachfragen, sondern nur kurz festhal-
ten: das finde ich hier, ist ja tatsächlich ein sehr 
deutliches Ergebnis; wir haben alle allemal unter-
stützt, bis hin zu Herrn Metzger, der zumindest 
auch gesagt hat, dass das eine rein politische Ent-
scheidung dann sei, wenn ich Sie richtig verstan-
den habe, die Frist zu verlängern. Das sollten wir 
auf jeden Fall beachten. Mit Blick auf die Entschä-
digung hätte ich eine Nachfrage an Frau Biefang. 
Es wurde ja eben sehr deutlich, dass die Frage 
jetzt gar nicht ist, ob man neben dieser nied-
rigschwelligen Pauschalentschädigung einfach 
nur eine zusätzliche Härtefallregelung bei Nach-
weisbarkeit für höhere Summen macht oder nicht. 
Sondern dass eigentlich eher die Entscheidung 
ist, ob man für solche Härtefälle ein systemati-
sches Verfahren in diesem Gesetz verankert oder – 
falls man das nicht tut – letztendlich die Fälle wie 
bisher auch den Gerichten überlässt, wo zumin-
dest nach meinem Wissen – widersprechen Sie da 
gerne, wenn Sie andere Fälle kennen, aber die 
Fälle, die ich kenne – vor Gericht letztendlich 
auch Vergleiche gezogen worden sind. Das heißt, 
man auch gar nicht erst das letztliche Urteil abge-
wartet hat. Meine Frage vor dem Hintergrund: 
Welche Vor- bzw. Nachteile sehen Sie denn aus-
drücklich bei dieser ersten Variante, nicht auf die 
Gerichte mit Vergleichen angewiesen zu sein, son-
dern einen systematischen Härtefallmechanismus 
einzubauen? 

Anastasia Biefang (QueerBw): Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich würde eher die Vorteile sehen 
bei entsprechendem Schadenersatz; das ist das 
gleiche, wie Sie es genannt haben, bei der entspre-
chenden Entschädigung aufgrund der vorliegen-
den Nachweise durch die Betroffenen als solches. 
Ein Gerichtsverfahren für mich – und da nehme 
ich mich mal aus meiner Rolle gerade hier raus –
als normaler Staatsbürger vor Gericht ziehe ich 
nicht gerne als solches. Den Anspruch aber entge-
genbringen, ohne ein Gerichtsverfahren haben zu 
müssen, sondern einfach nur aufgrund der Nach-
weise, die ich gegenüber meinem alten Dienst-
herrn habe, erscheint doch dann zumindest da, je 
nachdem wie das Verfahren gestrickt ist, auch für 
uns niedrigschwelliger als einmal vor ein Gericht 



  

 
Verteidigungsausschuss 

 

 

   

 

19. Wahlperiode Protokoll der 87. Sitzung 
vom 26. April 2021 

Seite 40 von 79 

 
 

zu ziehen mit den entsprechenden Ansätzen, sich 
einen Anwalt zu holen und so weiter und so fort. 
Das heißt hier ja auch: Das Verfahren müsste auch 
so gestrickt sein, dass es ja einfach nur belegbar 
sein muss. Es geht ja nicht darum, sein Recht ein-
zuklagen als solches, sondern es geht darum, 
nachzuweisen, dass ich entsprechend in den je-
weiligen Fällen erhebliche finanzielle Einbußen 
hatte, die auch nachwirken. Und diese Verfahren 
müssten dann so entsprechend gestrickt werden. 
Noch mal: Hier geht es nicht um die einfache 
Glaubhaftmachung, sondern um den tatsächlichen 
Nachweis, aber außerhalb eines gerichtlichen Ver-
fahrens mit all den Hürden, die das für sich 
bringt, auch für die Betroffenen erst mal vor Ge-
richt auch Gehör zu finden und sich anwaltschaft-
lich vertreten zu lassen. Das sollte hier nicht das 
Ziel sein. Wenn man das Verfahren dann auch 
noch so strickt, wie auch die Vorschläge bereits 
da waren, dass der Zugang dazu gemacht wird, 
dass auch hier entsprechend mit einer Härtefall-
kommission gesprochen werden kann oder auch 
das ganzheitlich betrachtet wird und nicht nur 
dann durch eine Stelle, die es zu entscheiden hat, 
sondern insgesamt, dann glaube ich, kann man 
hier ein Verfahren unabhängig der Rechtsgüterer-
wägung, die ich hier nicht treffen kann, sicherlich 
implementieren, das allen Seiten gerecht wird. 

Abg. Dr. Jens Brandenburg (FDP): Vielen herzli-
chen Dank! Ich hätte dann zu zwei weiteren As-
pekten noch eine kurze Nachfrage. Zum einen an 
Frau Ponti vom LSVD. Sie haben mal angespro-
chen, auch jetzt zumindest im schriftlichen Gut-
achten, die Frage der sexuellen Identität. Momen-
tan ist ja im Entwurf nur die Rede von homosexu-
eller Orientierung. In der Begründung auf Seite 17 
heißt es dann, dass homosexuelle Orientierung 
auch die homosexuellen Anteile der bisexuellen 
Orientierung umfassen soll. Darüber war ich auch 
im Vorfeld schon gescheitert. Warum ist denn Ih-
res Erachtens, wie Sie es in der Stellungnahme 
ausdrücken oder noch mal zum Ausdruck brin-
gen, wichtig, die sexuelle Identität als solche auch 
im Wortlaut des Gesetzes einzubringen? 

Sarah Ponti (LSVD-Bundesverband): Ja, danke für 
die Nachfrage! Zunächst mal möchten wir begrü-
ßen, dass in dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung jetzt nicht mehr nur sexuelle Identität steht, 

sondern auch geschlechtliche Identität ergänzt 
wurde, denn damit wird sichergestellt, dass sich 
auch trans- und intergeschlechtliche Soldat*in-
nen durch den Gesetzestext angesprochen fühlen. 
Sie waren ja mit gemeint. Jetzt wissen sie das 
auch, wenn sie den Gesetzestext lesen. Leider 
wurde dann aber sexuelle Identität durch homose-
xuelle Orientierung ersetzt und das hat uns auch 
ein bisschen überrascht.  

Der Nachteil ist aus unserer Sicht, dass die Be-
troffenen, die das lesen, die sich aber nicht als ho-
mosexuell identifizieren, weil sie bisexuell sind 
oder weil sie heterosexuell sind, aber trotzdem 
Sex mit Männern haben – also da gibt es ja ganz 
viele unterschiedliche Orientierungen – dass die 
sich nicht angesprochen fühlen werden von dem 
Gesetzentwurf. Diese Gruppen wurden ja trotz-
dem diskriminiert in den letzten 50 Jahren. Und 
das sollte aus dem Gesetzestext auch klar werden. 
Es hilft wenig, dass dann in der Gesetzesbegrün-
dung steht, dass damit auch die bisexuelle Orien-
tierung mit gemeint ist, denn welcher Betroffene 
schaut schon in die Gesetzesbegründung – man 
liest ja den Gesetzestext. Und das ist deshalb 
wichtig hier, weil diese Rehabilitierung und Ent-
schädigung ja nur auf Antrag gewährt wird. Und 
das bedeutet, dass die Betroffenen sich auch ange-
sprochen fühlen müssen, um überhaupt diesen 
Antrag auch zu stellen. Und deshalb ist es aus un-
serer Sicht vorzugswürdig, die Begriffe sexuelle 
Orientierung und geschlechtliche Identität zu 
wählen. Damit ist man dann auch kohärent mit 
anderen Gesetzen. Zum Beispiel ist das Wording 
im Gesetz zum Schutz vor Konversionsbehand-
lungen auch so und das ist dann natürlich auch 
im Sinne der Rechtssicherheit, wenn in verschie-
denen Gesetzen, wenn das Gleiche gemeint ist, 
auch die gleichen Begriffe verwendet werden. 

Abg. Dr. Jens Brandenburg (FDP): Vielen herzli-
chen Dank! Dieselbe Frage will ich mal weiterge-
ben an Herr Thielbörger. Wie beurteilen Sie das 
aus rechtlicher Sicht. Also wäre es sinnvoll oder 
zumindest möglich, direkt im Wortlaut von der 
sexuellen Orientierung zu sprechen anstatt nur 
von der homosexuellen? 

Prof. Dr. Pierre Thielbörger, M.PP. (Harvard) 
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(Ruhr-Universität Bochum): Ja, also ich würde zu 
der Frage sagen, da habe ich Frau Ponti an der 
Stelle nichts hinzuzufügen. Da bin ich vollkom-
men d'accord. Da brauchen wir jetzt hier die Zeit 
nicht lang zu machen.  

Ich würde aber gerne auf Ihre vorige Frage ant-
worten, wenn ich dürfte. Sie hatten ja gesagt, 
wenn uns Fälle einfallen, wo es das mal gegeben 
hat, dass Gerichte entschieden haben – wenn ich 
dürfte, das war ja gerade an alle gerichtet, deswe-
gen springe ich darauf. Also es gibt tatsächlich 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte dazu. Aus den 1990er Jahren 
aus den 2000er Jahren gibt es drei, vier Urteile, 
ich glaube alle gegen das Vereinigte Königreich, 
wenn ich es richtig weiß, die auch entschieden 
wurden und wo tatsächlich der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte zu Entlassungen aus 
dem Dienstverhältnis sehr viel höhere Entschädi-
gungen zugesprochen hat. Ich glaube, so ungefähr 
um die 30 000 Pfund waren das damals. Wenn Sie 
da Interesse haben an denen, kann ich die auch 
gern zur Verfügung stellen und raussuchen. 

Abg. Dr. Jens Brandenburg (FDP): Super. Vielen 
Dank! Fragen würde ich in der nächsten Runde 
machen, wenn es eine gibt. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr! 
Dann hat der Kollege Höhn das Wort. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Dankeschön, 
Herr Vorsitzender! Ich würde gerne an Herrn 
Thielbörger zwei Fragen richten. Zum einen noch 
einmal nachgehakt zu dem Thema Mischurteile 
und wie aus Ihrer Sicht das Gesetz damit am bes-
ten umgehen könnte. Und das zweite: ich würde 
Sie bitten aus Ihrer Sicht mal etwas zu sagen, wie 
Sie den Vorschlag, den wir hier jetzt schon mehr-
fach gehört haben, zu einer Härtefallregelung oder 
Härtefallkommission beurteilen, ob das aus Ihrer 
Sicht ein gangbarer Weg wäre. 

Prof. Dr. Pierre Thielbörger, M.PP. (Harvard) 
(Ruhr-Universität Bochum): Also zunächst zu der 
ersten Frage. Die ist ja wahrscheinlich etwas tech-
nischer. Also zu den Mischurteilen – ich muss 

mal gerade gucken, ob ich den Text hier finde – 
also im Moment heißt es in Absatz 1, dass vor 
dem 3. Juli 2000 ergangene wehrdienstgerichtli-
che Urteile insoweit aufgehoben werden, als sie 
einvernehmliche homosexuelle Handlungen zum 
Gegenstand haben. Und das sagte ich in meinem 
Vortrag vorhin ja schon: Das ist im Grunde die 
Anordnung der Durchbrechung dieses Grundsat-
zes der Einheitlichkeit des Dienstvergehens. Das 
ist auch nicht das erste Mal, dass wir so was ha-
ben. Aber ich hätte mir doch irgendwie eine etwas 
deutlichere Formulierung gewünscht, damit auch 
klar wird, was dieser Paragraf 1 jetzt sagt, denn 
der Entwurf, den wir hatten, der Referentenent-
wurf vom Oktober, hatte das ja noch nicht. Er 
hatte eine ganz andere Regelung. Also ich hatte in 
meinem Gutachten zum Beispiel geschrieben: 
deutlicher wäre eine Formulierung etwa „Ist ein 
Urteil auch aufgrund anderer als der in Paragraf 1 
Absatz 1 genannten Strafvorschriften ergangen, so 
wird der Teil des Urteils aufgehoben, der auf den 
in Paragraf 1 Absatz 1 genannten Strafvorschriften 
beruht.“ Das heißt, es wäre deutlicher, dass eben 
auch bei diesen Mischurteilen der Teil jetzt aufzu-
heben ist, der den Regelungsbereich des Gesetzes 
betrifft. Darüberhinausgehend kann man sich fra-
gen, ob es nicht realitätsnah ist, anzunehmen, 
dass gerade in diesen Mischurteilen oft auch 
Dienstvergehen abgeurteilt wurden, die vielleicht 
bei heterosexuellen Soldaten nicht abgeurteilt 
wurden. Und insofern könnte man sich schon fra-
gen, ob es nicht auch eine Möglichkeit für die Be-
troffenen geben sollte, darzulegen, warum ein Ur-
teil, das offiziell ein Mischurteil ist, vielleicht 
aber auch im Ganzen ein Urteil ist, das diskrimi-
nierend ist. Also wenn das weitere Dienstverge-
hen, das mit abgeurteilt wurde, sehr viel geringer 
ist oder wenn der Soldat oder die Soldatin andere 
Belege beibringen kann, warum sozusagen viel-
leicht auch der vermeintlich nicht diskriminie-
rende Teil des Urteils in Wirklichkeit doch diskri-
minierend war. Denn das scheint mir doch relativ 
realitätsnah zu sein, dass es in diesen Mischurtei-
len Aburteilungen gegeben hat, die vielleicht bei 
heterosexuellen Soldaten nicht abgeurteilt wor-
den wären.  

Zu der zweiten Frage, die Härtefallkommission. 
Ja, scheint mir absolut sinnvoll zu sein. Ich 
glaube, dass wir jetzt hier gut etabliert haben, dass 
es Fälle geben wird, mit denen die 3 000 Euro und 
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6 000 Euro sehr, sehr unsachgerecht sein werden 
und in welcher Form auch immer man das adres-
siert, scheint mir ein wichtiges Moment des Ge-
setzes zu sein. Und wenn eine Härtefallkommis-
sion dafür vielleicht ein guter Weg wäre, würde 
ich dem zustimmen. Es hat schon viele gute Vor-
schläge dazu für Besetzung und so weiter hier von 
den Kollegen gegeben. Das brauche ich, glaube 
ich, nicht zu wiederholen. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Herr Vorsitzen-
der, ich habe keine weiteren Fragen. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr! 
Dann hat der Kollege Lindner das Wort. 

Abg. Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, vielen Dank, Herr Vorsitzender! Ich 
habe zwei Fragen auf dem Zettel an Frau Biefang. 
Frau Oberstleutnant, was mich einfach so als Wis-
sensfrage interessieren würde, haben Sie Zahlen 
vorliegen, wie groß der Kreis der Betroffenen ist? 
Also über was für eine Anzahl reden wir hier ei-
gentlich. Ich frage das auch immer vor dem Hin-
tergrund, weil uns natürlich Vorbehalte entgegen-
gebracht werden, die Entschädigungsregelung 
großzügiger zu gestalten. Jetzt würde es mich aber 
mal interessieren, wie groß ist der Betroffenen-
kreis zum einen. Und zum anderen, um noch ein 
anderes Thema anzusprechen, das Thema Kol-
lektiventschädigung. Das ist ja hier von mehreren 
Sachverständigen angesprochen worden, dass 
durchaus auch damit zu rechnen ist, dass Be-
troffene sich nicht um eine Rehabilitierung und 
nicht um eine Entschädigung bemühen aus ver-
schiedenen Gründen, weswegen auch der Vor-
schlag gemacht wurde, eine Kollektiventschädi-
gung auszusprechen. Könnten Sie vielleicht aus-
führen, wie man so eine Kollektiventschädigung 
ausgestalten könnte. Vielen Dank.  

Anastasia Biefang (QueerBw): Herr Abgeordneter, 
vielen Dank für die Fragen! Die Frage nach Zah-
len, das ist eine, die uns immer sehr schnell zu 
Anfang gestellt worden ist, die ich auf der einen 
Seite als sehr natürlich empfinde, wenn man sagt, 
um wie viele Menschen geht es denn, auf der an-
deren Seite dann aber auch sehr befremdlich, weil 
es manchmal einfach den Eindruck erweckt, wir 

brauchen eine gewisse Anzahl an Fällen, um aktiv 
zu werden. Das bezieht sich jetzt nicht auf Ihre 
Frage, das möchte ich deutlich sagen, sondern 
einfach nur, wie sie oft gestellt worden ist. Wie 
groß ist es denn? Wie groß ist denn die Not? Wa-
rum ist denn das Handeln jetzt eigentlich gebo-
ten? Und ich glaube, das Handeln ist geboten, 
weil wir einfach eine Praxis der systematischen 
Diskriminierung in der Bundeswehr bis zum Ende 
der 90er hatten, die auch historisch zum ersten 
Mal mit der Studie jetzt auch dann in Teilen 
nachweislich belegt ist. Ich glaube, im Vorwort 
und auch im Gespräch mit Dr. Storkmann muss 
man feststellen, dass die Gesprächsbereitschaft als 
solches, wenn es keine Grundlage gibt, warum ich 
mich hier noch mal outen sollte oder auch tat-
sächlich mein persönliches Erleben, was ich be-
stimmt anheimstellen darf für die meisten, wenn 
nicht für alle, traumatisch war, wenn ich durch 
den für mich zur Fürsorge verpflichteten Dienst-
herrn diskriminiert werde, eine Aussage als sol-
ches auch für eine wissenschaftliche Publikation 
bestimmt nicht die einfachste Hürde zu nehmen 
ist. Zumal auch das Erleben und das Durchleben 
durch die Aufarbeitung und das Besprechen be-
stimmt auch nicht ganz einfach ist. Das kennen 
wir auch aus vielen anderen Bereichen. Dazu will 
ich auch nicht näher eingehen. Deswegen ist das 
mit den Zahlen so eine schwierige Sache und 
auch wir merken das in unserem alltäglichen Ar-
beiten als QueerBw in der Beratung, dass gerade 
Diskriminierungserfahrungen so tiefgreifend sind, 
weil sie auch immer so schwierig nachzuweisen 
sind, dass viele auch den Weg erst mal gar nicht 
gehen, dass vielleicht auch einfach dann für sich 
still mitnehmen. Und wenn ich mir den Gesetz-
entwurf anschaue, dann schafft der ja Möglichkei-
ten, die es vorher so nicht gegeben hat für die Be-
troffenen. Das heißt, mich würde es in meiner Le-
benserfahrung nicht überraschen, dass mit einer 
entsprechenden aktiven Informationsarbeit durch 
das BMVg und durch andere Stellen und auch ei-
ner entsprechenden klaren Sprache im Gesetzent-
wurf hier vielleicht auch für viele Betroffene erst 
einmal die Hemmschwelle gesenkt wird. Und 
dass mit einer entsprechenden methodischen und 
auch angewiesenen Aufarbeitung der eigenen Ak-
tenbestände innerhalb des Ressorts des BMVg 
auch vielleicht einiges zutage gebracht wird, was 
bisher noch nicht so da war. So würde ich das 
dann verstehen wollen. Das einfach auf Zahlen zu 
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reduzieren, fällt mir von der menschlichen Seite 
her mit der Tragweite des geschehenen Unrechts 
sehr schwer. Ich hoffe, Sie akzeptieren die nicht 
gewollt ausweichende Antwort, dass ich Ihnen 
nicht geben kann, wie viele es denn tatsächlich 
sind.  

Hinsichtlich der Kollektiventschädigung ist noch 
ein Punkt, den ich auch sagen möchte, da hatten 
Sie angefragt, der uns auch wichtig ist. Ja, es wird 
die Menschen geben, die schon verstorben sind 
und sich nicht mehr damit an das BMVg wenden 
können als auch solche, die für sich entschieden 
haben, sie haben damit abgeschlossen und möch-
ten da nicht mehr einherziehen. Das ist alles sehr 
menschlich und auch nachvollziehbar. Wir hatten 
uns vorgestellt, dass mit diesem Gesetzentwurf ja 
auch – und er hat eine Bedeutung, die nicht nur 
nach hinten wirkt – historische Aufarbeitung und 
Recht schaffen – sondern auch nach vorne wirkt. 
Es ist in meiner persönlichen Meinung auch eine 
Kommunikation in die Streitkräfte heute und 
auch darüber hinaus als solches zu sehen. Das 
heißt, wir haben zudem auch eine historische Ver-
antwortung, das geschehene Unrecht aufzuarbei-
ten. Das wurde schon mehrmals gesagt, die Studie 
ist ja auch noch nicht so alt und bis dahin gibt es 
eigentlich wenig wissenschaftlich Recherchiertes. 
Diese Diskriminierung, die homosexueller Solda-
tinnen und Soldaten erlebt hatten, war eine, die 
bewusst durch den Dienstherrn nach 1955 einge-
führt wurde, also eine Diskriminierung, die trotz 
dessen was wir als Innere Führung verstehen, in 
das Militär Einzug erhalten hat, wo wir nach heu-
tigem Verständnis Menschen ihre Grundrechte o-
der Persönlichkeitsrechte versagt haben. Und ich 
glaube, das gebietet vielleicht für den Kanon des 
eigenen Berufsethos in den Streitkräften von 
heute auch eine entsprechende Aufarbeitung und 
Reflexion des Ganzen historischer Art, aber auch 
einer bildungspolitischen Natur. Und ich glaube, 
das kann man mit einem solchen entsprechenden 
Fordern einer Kollektiventschädigung auch tat-
sächlich bewirken, dass es nicht nur das Zentrum 
für Militärgeschichte machen muss, aber auch an-
dere Bereiche, wie zum Beispiel die Bundesstif-
tung Magnus Hirschfeld hier unterstützen kann 
und dieses in Gänze aufzuarbeiten als ein wesent-
licher historischer Punkt der Streitkräfte. Danke-
schön. 

Abg. Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank! 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Dann gehen wir 
wieder zurück in die Runde und CDU/CSU-Frak-
tion hat das Wort. 

Abg. Kerstin Vieregge (CDU/CSU):Wir haben 
keine weiteren Fragen. Danke! 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr! 
Dann Herr Otten von der Fraktion der AfD. 

Abg. Gerold Otten (AfD): Ja, auch wir haben keine 
weiteren Fragen. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr! 
Dann die SPD-Fraktion. 

Abg. Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): Ich habe 
noch eine Frage an den Herrn Metzger. Herr Metz-
ger hat ja angesprochen, dass bei der Zuständig-
keit zur Bearbeitung eine besondere Qualifikation 
erforderlich ist, da ich ja davon ausgehe, Juristen 
können alles, müssen es ja wohl die Beamtinnen 
und Beamten sein, die in der Antragsbearbeitung 
tätig sind. Welche Qualifikationen müssten dies 
sein, Herr Metzger? 

RD Philipp-Sebastian Metzger (Hochschule des 
Bundes für öffentliche Verwaltung, Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung): Ja, vielen Dank für die 
Frage! Zunächst einmal die Reminiszenz. Es sind 
nicht Juristen, die alles können, sondern das alte 
Gert Fröbe-Zitat zielt hier auf den deutschen Offi-
zier, der alles kann, so er denn ein Handbuch hat. 
Nein, Scherz beiseite. Die Qualifikation an den Ju-
risten ist schlichtergreifend die Kenntnis der maß-
geblichen Rechtsgrundlage. Das Dienstrecht von 
Soldaten gehört nicht zum Ausbildungskanon der 
juristischen Ausbildung nach den jeweiligen Lan-
desjustizausbildungsgesetzen, sondern das ist 
eine Spezialmaterie, die natürlich zugänglich ist, 
gar keine Frage, aber insbesondere aufgrund der 
Bewertung im Disziplinarrecht eine gewisse Er-
fahrung braucht. Die Disziplinarmaßnahme, die 
nämlich gefunden wird, um auch auf solches 
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Fehlverhalten, wie es damals bewertet wurde, zu 
reagieren, ist gegründet auf Paragraf 38 Absatz 1 
der Wehrdisziplinarordnung und enthält fünf ver-
schiedene Parameter, die nicht nur die Schwere 
und Art des Dienstvergehens in Rechnung stellen 
sollen, sondern auch Persönlichkeit, bisherige 
Führung und Auswirkung der Tat. Das sind al-
leine schon Aspekte, wo deutlich wird, dass hier 
nicht nur eine profundere Kenntnis über den 
Wortlaut des Gesetzes hinaus notwendig ist, son-
dern ein Stück weit Lebenserfahrung. Das ist auch 
der Hintergrund, weshalb zum Beispiel die Rich-
ter bei den Truppendienstgerichten zwingend ei-
nen Vorlauf als Rechtsberater in der Truppe ha-
ben müssen, bevor sie überhaupt die Chance ha-
ben, sich auf einen solchen Posten bewerben zu 
können. Insofern, um Ihre Frage etwas kürzer zu 
beantworten, was ist die Qualifikation, die der Ju-
rist da mitbringen sollte: Erfahrungen in den 
Streitkräften. Vielen Dank. 

Abg. Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): Die restliche 
Zeit schenke ich. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Vielen Dank da-
für. Dann hat die FDP-Fraktion das Wort. 

Abg. Dr. Jens Brandenburg (FDP): Ja, vielen herz-
lichen Dank! Ich würde einmal nachfragen, noch 
mal zum Thema der aktiven Zielgruppenanspra-
che. Da hat Herr Fischer ja eben schon sehr ein-
drücklich einige Empfehlungen mitgegeben, ins-
besondere auch nicht bis zur nächsten Legislatur-
periode damit zu warten. Über den 
BundeswehrVerband, ich würde auch gerne er-
gänzen, und die Reservisten noch mal zu gehen, 
et cetera. Jetzt, Frau Ponti, ich habe gelesen, dass 
ja auch der LSVD das Thema gezielte Zielgrup-
penansprache in der Stellungnahme mit aufgegrif-
fen hat. Meine Frage wäre, ob Sie über die Punkte 
hinaus, die Herr Fischer schon genannt hat, noch 
Beispiele vorschlagen würden oder ob sich das 
weitgehend deckt mit diesen Vorschlägen. 

Sarah Ponti (LSVD-Bundesverband): Ich denke, es 
deckt sich weitgehend. Wir fordern auch die ge-
zielte Ansprache der ehemaligen und jetzigen 
Bundeswehrangehörigen durch das BMVg selbst, 
aber daneben auch bundesweite Kampagnen, die 

es einfach bekannt machen. Man muss auch se-
hen, dass der Entschädigungsanspruch auf fünf 
Jahre befristet ist. Der Antrag auf Rehabilitierung 
nicht, aber der Antrag auf Entschädigung ist auf 
fünf Jahre befristet, was nach unserer Ansicht 
auch sehr kurz ist. Deshalb ist es umso wichtiger, 
dass die Betroffenen Kenntnis von dieser Rehabi-
litierungs- und Entschädigungsmaßnahme haben.  

Abg. Dr. Jens Brandenburg (FDP): Vielen herzli-
chen Dank! Dieselbe Frage hätte ich auch an Frau 
Biefang, ob Sie da noch Punkte ergänzen würden 
oder ob sich das auch aus Ihrer Sicht deckt. 

Anastasia Biefang (QueerBw): Ich nehme gern 
auch noch mal kurz Stellung dazu. Also die ge-
zielte Ansprache an sich ist natürlich wesentlich 
relevant und die Frage ist natürlich – es kam ja 
auch vorher schon vor: Wer trifft denn diese An-
sprache und natürlich auch die Frage, wie wir 
diesen ganzen Prozess als solches gestalten. Und 
da stellen wir uns vor, dass wir das soweit wie 
möglich, wenn man das so sagen darf, auf breiten 
Füßen stellen als solches. Das heißt, auch ich 
habe ein Verständnis davon, was aktive Informati-
onsarbeit heißt, ich habe auch ein Verständnis da-
von, was barrierefreie und niedrigschwelliger Zu-
gang heißt. Und gegebenenfalls ist es auch – und 
ich glaube, es war ein Vorschlag, der kam jetzt 
nicht von QueerBw als solches – auch die Frage, 
ob man nicht seine Ansprüche an eine andere En-
tität richtet als das BMVg, sodass man nicht das 
Gefühl haben muss: Von der Stelle, von der ich 
diskriminiert wurde, an die muss ich mich jetzt 
wenden, um mein empfundenes Unrecht auch 
noch abgegolten zu bekommen. Und ich glaube, 
auch hier gibt es Möglichkeiten, den Prozess so zu 
gestalten, dass auch da die Hemmschwelle abge-
baut wird. Ich glaube das wäre dann auch im Hin-
blick, wie viele Fälle wir dann bearbeiten müssten 
und würden, auch eine Möglichkeit, dieses im po-
sitiven Sinn zu erhöhen, dass mehr Leute zu ih-
rem Recht kommen würden, oder betroffene Men-
schen, die durch diese Unrechtspraxis diskrimi-
niert worden sind. Und ich glaube, da kann man 
einen entsprechenden Prozess bauen, der diesem 
Ziel dient.   
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Abg. Dr. Jens Brandenburg (FDP): Vielen herzli-
chen Dank! Eine letzte Frage hätte ich auch noch 
mal an Frau Biefang. Wir haben natürlich jetzt 
sehr viel naturgemäß bei diesem Gesetz über die 
Vergangenheit gesprochen. Allerdings gibt es na-
türlich auch – vielleicht weniger institutionell, 
aber weiterhin – Alltagsdiskriminierung, natür-
lich auch in der Bundeswehr. Mich würde vor 
dem Hintergrund zum einen interessieren, welche 
persönlichen Erfahrungen auch Sie gemacht ha-
ben? Sie haben ja eben bereits berichtet, dass Sie 
sich als Transfrau in der Bundeswehr geoutet ha-
ben. Wie sich das angefühlt hat und ob Sie Punkte 
sehen, die die Bundeswehr auch aktuell und in 
den kommenden Jahren noch verbessern kann, 
um ein inklusiveres Umfeld zu leisten. Also wenn 
man beispielsweise bei der Polizei mal anschaut – 
in vielen Polizeien in Deutschland die zentrale 
LSBTI-Ansprechperson, die sich dort bewährt ha-
ben, auch bei der schwedischen Armee, erlebe ich 
durchaus eine sehr queerfreundliche Öffentlich-
keitsarbeit. Sind das Punkte, die die Bundeswehr 
aus Ihrer Sicht auch teilweise übernehmen 
könnte? 

Anastasia Biefang (QueerBw): Da begebe ich mich 
hier mal auf das Glatteis sozusagen. Ja, wir kön-
nen uns eine ganze Menge vorstellen. Zu meiner 
eigenen Geschichte, meiner Person möchte ich 
hier tatsächlich ausführen, dass ich nach meinem 
Coming-out tatsächlich keine Diskriminierung er-
fahren hatte, sondern positive und durchgängige 
Unterstützung. Nicht nur von meinem Dienst-
herrn, sondern auch in Person und Gestalt eines 
jeden Vorgesetzten, den ich bis zu diesem Zeit-
punkt hatte und auch danach, um meinen Weg 
nach meinem Coming-out – ich will mal sagen 
sorgenfrei – fortsetzen, sodass ich mich auf das 
Coming-out als auch auf meinen Dienst konzent-
rieren konnte. Und dafür bin ich dankbar.  

Ich erlebe auch deutlich, das sich in den letzten 
Jahren die Bundeswehr aktiv – und das möchte 
ich auch sagen als aktive Offizierin – diesem 
Thema annimmt. Nicht zuletzt angefangen mit 
dem Workshop von 2017 durch die damalige Bun-
desministerin, wo zum ersten Mal sexuelle Orien-
tierung, Geschlechtsidentität diskutiert worden 
ist, beziehungsweise wo Betroffene selber ihre Le-
bensrealität dienstlich als auch außerhalb des 

Dienstes, die in Verbindung damit steht, offen 
und frei an die politische und militärische Lei-
tung des BMVgs an einem Tag in diesem Work-
shop herantragen durften. Ich glaube, so etwas 
war noch nie da. Ich glaube, es hat nicht nur Be-
troffenheit geschaffen, was es auf der einen Seite 
machen sollte, sondern tatsächlich auch so etwas 
wie Einblick in die Lebensrealität gegeben, die 
vielen Menschen einfach – und das ist ja nicht 
vorzuwerfen – aufgrund ihrer heterosexuellen 
Orientierung einfach verborgen bleiben, wenn 
man das Gespräch nicht sucht. Insofern ist da sehr 
viel Aktivität. Insofern stellen wir auch als 
QueerBw deutlich positive Anzeichen fest, dass 
sowohl in diesem Feld der Vielfalt als auch in vie-
len andern Feldern der Vielfalt die Bundeswehr 
nach vorne geht. Das einzige, was ich immer wie-
der sagen möchte und was wir bei QueerBw se-
hen, ist natürlich, dass es manchmal schön wäre, 
wenn der Fortschritt deutlich mehr von innen 
herauskäme. Das ist natürlich die Sache, wie ich 
auch am Anfang sagte: ja, es war eine politische 
Entscheidung im Jahr 2000, der diesen Erlass von 
1984 zum Einklang gebracht hat und eben nicht 
als der Wille der Streitkräfte zu sehen. So ein biss-
chen habe ich das Gefühl gehabt, auch als Frauen 
in die Streitkräfte gelassen worden sind, da 
musste erst der Europäische Gerichtshof ein Urteil 
fällen. Wenn wir durch entsprechende Bildungs-
arbeit einfach sensibler für solche Themen wer-
den, für Minderheiten als solches, und marginali-
sierte Gruppen und deren Lebensrealitäten 
schneller anerkennen und uns nicht nur von ei-
nem vermeintlichen – wie es in der Gesellschaft 
denn gern gesehen wird oder was da gerade an-
geblich für Gedanken kursieren, leiten lassen, 
sondern von unserem eigenen Anspruch an des-
sen, was gute Führung bedeutet, was Menschen-
rechte sind und was auch Grundrechte in den 
Streitkräften sind, dann glaube ich, sind wir auf 
dem Weg, den wir jetzt gehen und sind in Zu-
kunft auch noch sehr viel besser aufgestellt. Ich 
diene gerne in diesen Streitkräften, aber ich ma-
che auch meine Arbeit bei QueerBw sehr gerne. 
Dankeschön. 

Abg. Dr. Jens Brandenburg (FDP): Ja, vielen herz-
lichen Dank! Keine weiteren Fragen. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr! 
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Dann hat die Fraktion DIE LINKE. das Wort. Herr 
Höhn. 

Abg. Matthias Höhn (DIE LINKE.): Die Fraktion 
DIE LINKE. hat keine Fragen mehr, Herr Vorsit-
zender. 

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Danke sehr! 
Dann der Kollege Lindner. 

Abg. Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja, vielen Dank, Herr Vorsitzender! Ich 
muss gestehen, der Kollege Brandenburg hat die 
letzten beiden Fragen, die ich gehabt hätte, eben 
gerade gestellt und von daher verzichte ich.  

Vors. Wolfgang Hellmich (SPD): Dann sind wir 
mit dieser Runde auch durch. Jetzt ist die Frage, 

ob seitens irgendeiner Fraktion noch Bedarf nach 
einer weiteren Fragerunde besteht. Ich sehe, das 
ist nicht der Fall. Dann sind wir mit unseren Fra-
gerunden am Ende. Ich danke auch im Namen al-
ler meiner Kolleginnen und Kollegen allen betei-
ligten Sachverständigen ganz herzlich für Ihre 
Teilnahme und für Ihre Beiträge bei der wirklich 
tiefgreifenden und orientierenden Diskussion. 
Herzlichen Dank dafür, dass sie an unserer Anhö-
rung teilgenommen haben. Meinen herzlichen 
Dank auch an das Ausschusssekretariat, insbeson-
dere an Frau Baor, die das alles ganz hervorragend 
organisiert und vorbereitet hat. Damit bleibt mir 
nur noch unsere heutige Sitzung, an dieser Stelle 
zu schließen. Herzlichen Dank noch mal! Bis zum 
nächsten Mal und bleiben Sie gesund! Und damit 
schließe ich diese Sitzung. Schönen Tag noch! 

 

 

 
Schluss der Sitzung: 16:15 Uhr 
 
       Für das Protokoll 
 
 
    
 
 
 
Wolfgang Hellmich, MdB    (Dr. Merati-Kashani / Schaller) 
         Vorsitzender 
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